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Heinrich Fink im Interview 

„Ich warne davor, die AfD zu unterschätzen. Sie 
verbindet rechtskonservative Kreise mit Personen, 
die sich offen rassistisch gerieren^ 
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30 Jahre nach Tschernobyl 

Am 26. April 1986 geriet in Tschernobyl der 
Reaktor Nummer 4 während einer Simulation 
außer Kontrolle. 



Thema der Woche 


Gemeinsam kämpfen 

Sofortprogramm der DKP: 

Geimsam kämpfen für unser Recht auf Frie¬ 
den, Arbeit, Bildung und bezahlbaren Wohn- 
raum! Gleiche Rechte für alle - unabhängig 
von der Herkunft! 

Stoppt den sozialen Kahlschlag und den Ab¬ 
bau demokratischer Rechte! 

Geld ist genug da - es muss umverteilt wer¬ 
den! 

Wir lassen uns nicht spalten! 

Schluss mit Ausbeutung und Krieg! 
Gemeinsam kämpfen! 
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Landser im Cyberraum 

Auch das Internet ist „militärischer Operationsraum“ 



Echtzeitsimulation von Angriffshandlungen. Der Krieg im Cyberraum bietet schon vorher die Möglichkeit in die 
Steuerung der Waffen Systeme, des Nachschubs usw. sowie der Wirtschaft von Staaten in aller Welt einzugreifen 


N och bis Mai sollen die Plakate 
an Straßenrändern, Haltestel¬ 
len hängen. Anzeigen werden 
in Zeitungen geschaltet, Werbevide¬ 
os laufen im Internet und Fernsehen. 
Mit ihrer scheinheiligen Kampagne 
„Mach, was wirklich zählt“ wirbt die 
Bundeswehr dieses Mal im Rahmen 
des „Projektes Digitale Kräfte“ aber 
um ganz spezielle zivile und militä¬ 
rische „Mitarbeiter“ „Deutschlands 
Freiheit“ soll nämlich auch im Cyber¬ 
raum „verteidigt“ werden. 

Mit dieser Aussage oder Slogans 
wie „Gegen virtuellen Terror hilft 
kein Dislike-Button“ hofft man IT- 
Fachkräfte für die Bundeswehr zu 
gewinnen. Gebraucht werden sie für 
den „Kampf im Cyberraum“, der zum 
Operationsgebiet der Bundeswehr 
wird. Angeblich eine rein defensi¬ 
ve Maßnahme zur Verteidigung von 
Angriffen auf Militär, Staat, Industrie 
und Infrastruktur - auch Kranken¬ 
häuser und Energieversorgung - aus 
dem Internet. Eine wachsende Gefahr 
in einer zunehmend vernetzten Welt. 
Schon jetzt gebe es viele Hackeran¬ 
griffe und Angriffe mit Schadsoftware. 

Im vergangenen Jahr erließ Bun¬ 
desverteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen eine geheime Leitlinie zur 
„Cyber-Verteidigung“. Diese, von der 
Ministerin schon am 16. April 2015 
unterzeichnet, wurde erst im Sommer 
2015 bekannt, nachdem Medien über 
deren Existenz berichtet hatten und 
sie im Internet veröffentlicht wurde. 
Vorgeschlagen wird in diesem Papier 
nicht nur, die Bundeswehr könne Net¬ 
ze für andere Behörden betreiben. Vor 
allem wird darin der „Cyber-Raum“ 
zum Kriegsgebiet erklärt. Die Bundes¬ 
wehr rüstet sich zum digitalen Angriff 
mit „offensiven Cyber-Fähigkeiten“ im 
In- und Ausland. Damit erlangt sie die 
Fähigkeit, in die Steuerung der Waf¬ 
fensysteme, des Nachschubs usw. so¬ 
wie der Wirtschaft der Staaten in aller 
Welt eingreifen zu können. 

Auch in einem Ende April 2016 
an die Öffentlichkeit gelangten Kon¬ 
zeptpapier der Bundeswehr wird der 
Cyberspace als „militärischer Opera¬ 
tionsraum“ bezeichnet. 

Bereits in der Leitlinie vom Ap¬ 
ril 2015 wurde eine deutliche Auf¬ 
stockung und Zentralisierung der 
IT-Ressourcen der Bundeswehr ge¬ 


fordert. Das soll jetzt geschehen: Am 
Dienstag wurde offiziell, dass die Bun¬ 
deswehr bis Oktober eine neue Ein¬ 
heit mit bis zu 14000 zivilen und mi¬ 
litärischen Mitarbeitern aufbaut, die 
Anfang 2017 aktiv werden soll. 

Ob sie ihre Vorgänger völlig er¬ 
setzen wird, ist unklar: Bereits 1992 
entstand eine Einheit, die sich mit 
der Abwehr von Angriffen auf die 
Bundeswehr im Internet beschäftig¬ 
te. 2007 wurde laut netzpolitik.org bei 
der Bundeswehr die Truppe „Compu¬ 
ter Netzwerk Operationen“ (CNO) 
etabliert. Ihr gehören ca. 40 Mann an. 
Sie gehört zum „Kommando Strate¬ 
gische Aufklärung“ (KSA) und ist bei 
Bonn stationiert. Zu ihren Aufgaben 
gehört das „Wirken gegen und in geg¬ 
nerischen Netzen in bewaffneten Kon¬ 
flikten“, kurzum: Der Cyberkrieg. Die 
Bundeswehr nennt das den „Kampf 
in der fünften Dimension“ - diese 5. 
Dimension ist das Internet. Angeblich 
wurde die Truppe noch nirgends ein¬ 
gesetzt. Sie trainiert aber fleißig - auch 
mit anderen NATO-Partnern. 

Abgeordnete der Partei „Die Lin¬ 
ke“ hatten im Zusammenhang mit 
der Leitlinie aus dem Bundesvertei¬ 


digungsministerium bereits im Ok¬ 
tober 2015 eine kritische Anfrage 
an die Bundesregierung gestellt. Die 
Antwort darauf blieb vage. Behauptet 
wurde, der „Cyberwar“ sei kein Re¬ 
zept für die Bundeswehr. Auf die Fra¬ 
ge „Unter welchen Voraussetzungen 
soll die Bundeswehr nach Vorstellung 
der Bundesregierung offensive Cyber- 
Fähigkeiten einsetzen dürfen?“ kam 
die Antwort, dies geschehe auf der 
Grundlage des Grundgesetzes und des 
Völkerrechts. Umgangen wurde eine 
Antwort auf die Frage, welche Auswir¬ 
kungen auf weitere, für die Zivilbevöl¬ 
kerung relevante Bereiche, Angriffe 
der Bundeswehr im „Cyberraum“ ha¬ 
ben könnten. (Bundestag, Drucksache 
18/6989,10.12.2015) 

„Die Einrichtung der neuen Cy¬ 
ber-Abteilung ist Teil einer IT-Auf- 
rüstungsspirale“ kritisierte in der ver¬ 
gangenen Woche Christine Buchholz, 
Verteidigungspolitische Sprecherin der 
Fraktion der Partei „Die Linke“, die 
Vorstellung des neuen Cyberkonzepts 
durch Verteidigungsministerin von der 
Leyen. Buchholz weiter: „Die Verteidi¬ 
gungsministerin will uns weismachen, 
dass es sich bei der Einrichtung einer 


ganzen Teilstreitmacht für den Cyber- 
Krieg um eine defensive Maßnahme 
handelt. Das ist Unsinn. Im Internet 
gibt es keine klare Abgrenzung zwi¬ 
schen defensiven und offensiven Akti¬ 
vitäten. Zum Schutz von internen Net¬ 
zen der Bundeswehr braucht man kei¬ 
ne 13500 IT-Soldaten. Es geht um die 
Befähigung zum virtuellen Angriff.“ Sie 
machte auch darauf aufmerksam, dass 
das Verteidigungsministerium in einem 
internen Papier die gesammelten inter¬ 
nationalen Datennetze als einen „mi¬ 
litärischen Operationsraum“ definiert. 
Damit wird die Bundeswehr befähigt, 
„auch zivile Einrichtungen digital ins 
Visier zu nehmen - nicht nur im Aus¬ 
land, auch im Inland“. Und, dass „aus¬ 
gerechnet ein Industriemanager die 
neue Abteilung im Verteidigungsmi¬ 
nisterium leiten soll“, zeige „wie eng 
im Cyberbereich militärische Fähig¬ 
keiten und wirtschaftliche Interessen 
verquickt werden“. 

Mit der neuen Abteilung gehen 
Bundesregierung und Bundeswehr ei¬ 
nen weiteren Schritt bei Ausbau und 
Aufrüstung der Bundeswehr zur In¬ 
terventionsarmee, die weltweit agie¬ 
ren kann. Nina Hager 



Pfingstcamps der SDAJ 


Vom 13. bis zum 16. Mai 2016 organi¬ 
siert die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) Pfingscamps bei 
Kiel, am Königssee, bei Münster und 
im Odenwald. Eingeladen werden in¬ 
teressierte Jugendliche zum reichhalti¬ 
gen inhaltlichen Programm, aber auch 
zu Musik, künstlerischen Workshops, 
Sport und Nichtstun. 

Weitere Infos: www.sdaj-netz.de. 


Archive wieder online 

Das UZ-Archiv der Jahre 1999 bis 
2015 ist nach einem technischen Um¬ 
zug planmäßig wieder online: 
http://www.dkp-online.de/uz/archiv/ 
main.html 

Auch andere Dokumente sowie das 
Pressefest-Archiv mit vielen Fotos 
aus den vergangenen Jahren sind hier 
verfügbar: 

http://www.dkp-online.de 


Nur no 
8 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und wir können uns auf Ska- 
Punk aus Italien freuen. 

RedSka ist eine bekannte Ska- 
Punk-Band aus Italien. 2003 ge¬ 
wannen die Musiker den Band- 
kontest „conKorso“ und brach¬ 
ten ihr erstes Album mit dem 
Namen Mi son sbagliato nel con- 
fondermi („Ich habe mich geirrt 
während ich mich selbst verwirr¬ 
te“) heraus. 

uz-pressefest.de 



Knüppeln für rechte Hetze 

Polizei sichert den Raum für Menschenhass und soziale Demagogie 


Die zuständigen Behörden haben 
eine Demonstration der NPD am 
1. Mai in Bochum unter der Losung 
„Asylbetrug macht uns arm“ geneh¬ 
migt. Im Internet warben die Faschis¬ 
ten auch mit der Parole „Deutsche 
wehrt euch“. 

Die erste Losung ist genauso men¬ 
schenfeindlich und widerlich wie 
falsch. Ein Blick in die Rechen¬ 
schaftsberichte der NPD an den 
Deutschen Bundestag belegt: Staatli¬ 
che Mittel sind der dickste Posten der 
Einnahmen der Nazi-Partei. Mit über 
1,3 Millionen Euro sponserte sie der 
deutsche Staat allein im Berichts¬ 
jahr 2011. Aber die Faschisten wol¬ 


len naturgemäß keine Wahrheiten 
verbreiten, sondern Hass und Hetze. 
Sündenböcke müssen her: Nicht der 
Kapitalismus, nicht die mit ihm ver¬ 
wobenen Parteien stürzen Millionen 
in die Armut - nach der Sichtweise 
der Rechten sind das eben die zu uns 
Geflüchteten. 

Der verhängnisvolle Hetzruf 
„Deutsche wehrt euch - kauft nicht 
bei Juden“ steht offensichtlich Pate 
bei der NPD. Er dokumentiert die 
Traditionslinie der NPD, die unver¬ 
blümt in der faschistischen Dikta¬ 
tur 1933 bis 1945 wurzelt. Auch das 
tolerierten die für die Demonstrati¬ 
on zuständigen Behörden, auch das 


reicht nicht für ein Verbot dieser 
menschenfeindlichen Provokation. 

Toleriert wurde allerdings nicht 
der antifaschistische Widerstand in 
Bochum: Über 360 Festnahmen un¬ 
ter den 2 600 Antifaschisten, die sich 
den 200 zusammengekarrten Nazis 
entgegenstellten. 

Gegen den Bundesparteitag der 
AfD am Vortag des 1. Mai haben 
5000 Menschen lautstark in der 
Stuttgarter Innenstadt demonstriert. 
Die Polizei sicherte den Tagungsort 
der AfD auch mit Absperrungen und 
NATO-Draht. 600 Menschen nahm 
sie in Gewahrsam und verzögerte 
ihre Versorgung teilweise über Stun¬ 


den. Festgenommen wurden auch 
drei Journalisten, einer davon muss¬ 
te anschließend im Krankenhaus be¬ 
handelt werden. 

Die Aktionen des zivilen Unge¬ 
horsams gegen den AfD-Parteitag 
wurden allerdings recht schnell durch 
Wasserwerfer bedroht. In einer Stel¬ 
lungnahme der DKP Baden-Würt¬ 
temberg heißt es dazu: „Die noch 
amtierende Grüne-SPD-Landesre- 
gierung macht zum Ende ihrer Amts¬ 
zeit auch den Einsatz dieser Waffen 
wieder möglich. Nach dem schwar¬ 
zen Donnerstag im September 2010, 
bei es dem u. a. durch Wasserwerfer 
400 teils Schwerverletzte gab, hatte 


die Polizei auf das Auffahren ver¬ 
zichtet.“ 

Der sozialen Demagogie der Na¬ 
zis und der rechten AfD stellt die 
DKP aktuell ihr Sofortprogramm 
für Arbeit, Frieden, Bildung und be¬ 
zahlbaren Wohnraum entgegen (sie¬ 
he S. 13 dieser UZ). Darin heißt es 
u.a.: „Der Kampf gegen Ausbeutung 
und Krieg, das geht nur gemeinsam: 
In gemeinsamen Kämpfen von Ge- 
werkschafterlnnen, Arbeiterinnen, 
Angestellten, Erwerbslosen, Rent- 
nerlnnen, Auszubildenden, Studie¬ 
renden, Schülerinnen, Migrantlnnen 
und Geflüchteten!“ 

Werner Sarbok 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


iucas Zeise zur Volkswagen-Dividende 


Die lieben Porsches 


Den ganzen April über waren Fernse¬ 
hen, Bild- und andere Zeitungen voll 
mit Fragen, Nachrichten und empörten 
Kommentaren über die Manager-Elite 
bei Volkswagen. Nur durch so erzeug¬ 
ten öffentlichen Druck konnten die 
Boni für die in der obersten Etage Be¬ 
schäftigten auf 35 Mio. Euro begrenzt 
werden. Der Aufsichtsratsvorsitzende 
Hans Dieter Pötsch ließ sich sogar dazu 
hinreißen, seine eigentlich vereinbar¬ 
te Vergütung „freiwillig“ von 5,2 Mio. 
Euro auf nur 2,2 Mio. Euro zu senken. 
Und der wegen des Abgasskandals im 
Vorjahr entlassene Vorstandsvorsitzen¬ 
de Martin Winterkorn erhielt als Lohn 
für seine Bemühungen im vergangenen 
Jahr nach einem erzwungenen „Ver¬ 
zicht“ nur noch 7,3 Mio. Euro. 

Der Autor dieses Kommentars 
schließt sich hiermit ausdrücklich der 
öffentlich dargestellten Empörung 
über die Gier dieser Manager an. Er 
befindet sich damit in allerbester Ge¬ 
sellschaft - zum Beispiel mit Wolfgang 
Schäuble, dem Bundesfinanzminister, 
der diese Manager sanft getadelt hat. 
Zu dieser guten Gesellschaft gehört 
auch ein anderer schon etwas älterer 
Herr namens Wolfgang Porsche, dem 
man nachsagt, er sei Anthroposoph. 
„Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, 
dass man nicht nach Profiten giert, 
sondern dass man unter Menschen mit 
Menschen umgeht,“ so sprach der am¬ 
tierende Anführer des Porsche-Clans. 
(FAZ, 19.3.2014) Wie recht er hat! Den 
Porsches und den Piechs gehören 90 
Prozent der Porsche-Holding SE, wel¬ 
che ihrerseits im Besitz von 52,2 Pro¬ 
zent der VW-Stammaktien ist. (Diese 
Vermögensverwaltungsfirma der Fami¬ 
lie Porsche ist nicht identisch mit der 
Autofirma Porsche, die die teuren un¬ 
nützen Sportwagen herstellt und seit 
2012 eine 100-prozentige Tochter von 
VW ist, also letztlich auch den Porsches 
gehört.) 

Die Porsches und die Piechs bestim¬ 
men also, wo es lang geht bei VW (und 
Porsche). Umgekehrt hängen ihre Jah¬ 
reseinnahmen davon ab, wieviel Geld 
VW an die Porsche Holding und diese 


dann ihrerseits an die vom lieben Wolf¬ 
gang geführten Familienmitglieder aus¬ 
schüttet. Das sind normalerweise bei 
der Größe und Profitabilität von VW 
nicht kümmerliche Millionen- sondern 
Milliardenbeträge. Bedauerlicherwei¬ 
se hatten die von den Porsche-Piechs 
eingesetzten Manager bei VW im Ge¬ 
schäftsjahr 2015 so viel Drohverluste 
produziert, dass aus dem weiter satt he¬ 
reinströmenden Cashflow mehr als 16 
Mrd. Euro zurückgestellt werden muss¬ 
ten, die Firma also keinen Gewinn, son¬ 
dern buchhalterisch einen Verlust ver- 
zeichnete. Dennoch gelang es dem Auf¬ 
sichtsrat unter Führung von Pötsch und 
Mitführung des Betriebsrats Vorsitzen¬ 
den Bernd Osterloh sowie des nieder¬ 
sächsischen Ministerpräsidenten Ste¬ 
phan Weil, aus dem nicht vorhandenen 
Gewinn noch eine schmale Dividende 
von 11 Cent je Stammaktie herauszu¬ 
quetschen. 

Bei der Porsche-Holding kommen 
da nur wahrhaft kümmerliche 17 Mio. 
Euro an. Herr Pötsch, der nur im Ne¬ 
benberuf Aufsichtsratsvorsitzender von 
VW, im Hauptberuf aber Vorstands¬ 
vorsitzender der Porsche-Holding und 
selbst verzichtbereit ist, schlug seinen 
Eigentümern angesichts der kümmer¬ 
lichen Ertragslage zunächst vor, ihnen 
nur 60 Mio. Euro an Dividende auszu¬ 
schütten. Das kam bei der Familie Por- 
sche-Piech nicht gut an. Sie beharrten 
auf satter Ausschüttung, die jetzt doch 
so ungefähr 300 Mio. Euro betragen 
soll. Sie wird, wie die Porsche-Holding 
bekanntgab, aus den reichlich vorhan¬ 
denen Rücklagen - von 1,7 Mrd. Euro - 
gespeist. 

„Nachhaltige Dividendenpolitik“ 
sei das, hieß es. Denn im nächsten Jahr 
werde der Gewinn bei Porsche wieder 
zwischen 1,4 und 2,4 Mrd. Euro betra¬ 
gen. Das ist als Drohung an VW zu ver¬ 
stehen, im kommenden Jahr die Tribut¬ 
zahlungen an den Großaktionär wieder 
in alter Höhe aufzunehmen. Was heute 
an die heben Porsches ausbezahlt wird, 
kann im laufenden Jahr nicht als höhe¬ 
rer Lohn an die Produzenten der Au¬ 
tos fließen. 


Kompromisslos 

Tarifrunde Metall: Verhandlungstisch bleibt leer 


Es war Freitag, um 0 Uhr und eine Mi¬ 
nute - und so fühlte es sich auch an: 
Ende der Friedenspflicht in der Tarif¬ 
runde Metall. Warme Worte hatte Mar¬ 
tina Manthey, Verhandlungsführerin 
im Tarifgebiet Osnabrück-Emsland, 
für ihre Kolleginnen und Kollegen 
von den Firmen Essex und Nexans in 
Bramsche nicht gerade parat, stattdes- 
sen verkündete sie: „Feuer und Flam¬ 
me für 5 Prozent“. Im Schein des Ben¬ 
galischen Feuers, das der IGM-Jugend- 
sekretär auf Zuruf zündete, stand den 
Streikenden diese Losung ins Gesicht 
geschrieben. Für eine Stunde Warn¬ 
streik legte die Nachtschicht die Ar¬ 
beit nieder. Vor dem Werkstor kamen 
Kolleginnen aus anderen Betrieben 
zur Unterstützung dazu, u. a. von VW 
Osnabrück. 

Manthey kam direkt aus der letz¬ 
ten Verhandlungsrunde mit den „Ar¬ 
beitgebern“ der Metallindustrie und 
war sichtlich angefressen, wirkte aber 
auch ein bisschen verwundert über die 
kompromisslose Haltung der „Arbeit¬ 
geber“. Nach nur einer halben Stunde 
habe die Verhandlungskommission 
der IG Metall die Gespräche been¬ 
det, nachdem die „Arbeitgeber“ kein 
besseres, sondern ein von ihnen so ge¬ 
nanntes „Alternativangebot“ vorgelegt 
hatten, im Kern sollte den Beschäftig¬ 
ten dabei die Erhöhung auf zwei Jahre 
schöngerechnet werden, anstatt ihnen 
die zunächst gebotenen 0,9 Prozent für 
ein Jahr noch einmal vorzulegen. Dazu 
bieten sie eine Einmalzahlung von 0,3 
Prozent, die allerdings in jedem Betrieb 
einzeln ausgehandelt werden müsse, 
um zu schauen, ob diese Zahlung für 
die Betriebe überhaupt tragfähig sei. 


Auf 3000 Euro Gehalt seien das gerade 
mal 108 Euro, rechnete Manthey den 
Kolleginnen vor. 

„Wenn ein Betrieb ankommt und 
sagt, sie können diese 108 Euro nicht 
zahlen, dann kann ich nur sagen: Ach¬ 
tung, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Was ist denn in dieser Bude los? Hal¬ 
tet bloß eure Portemonnaies fest, weil 
dann sieht es ja ganz übel aus“, riet 
Manthey den Streikenden. Sie hätte 
sich von „Arbeitgeber“-Seite viel Ge¬ 
jammer anhören müssen. Für sie sei das 
höchstens ein Zeichen dafür, dass diese 
ihren Laden nicht im Griff hätten und 
schlecht wirtschafteten. 

Bei den „Arbeitgebern“ hätten sich 
die Scharfmacher durchgesetzt, die die 
IG Metall austesten wollten, so Man¬ 
they weiter. Die IG Metall wolle ein 
Ergebnis bis Pfingsten, sonst drohten 
ganztätgige Warnstreiks. 

Am Montag lag der Schwerpunkt 
der Warnstreiks in Nordrhein-Westfa¬ 
len. Dort nahmen über 6700 Warnstrei¬ 
kende aus 71 Betrieben an Kundgebun¬ 
gen und Aktionen teil. Im IG Metall- 
Bezirk Mitte demonstrierten rund 5400 
Beschäftigte aus Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Thüringen für ihre Forde¬ 
rung, in Baden-Württemberg waren es 
rund 5 300 Beschäftigte, in Bayern rund 
4200 Beschäftigte und im Bezirk Ber- 
lin-Brandenburg-Sachsen folgten rund 
3000 dem Warnstreikaufruf der IG Me¬ 
tall und legten bis zu zwei Stunden be¬ 
fristet die Arbeit nieder. Schwerpunkt 
der kurzfristigen Arbeitsniederlegun¬ 
gen war ein Aktionstag an den Stand¬ 
orten von Bombardier in Brandenburg 
und Sachsen. 

Lars Mörking 


Wir lassen uns nicht spalten 

Sofortprogramm der DKP will auch sofort machbare Lösungen anbieten 


Auf seiner jüngsten Tagung hat der 
Parteivorstand der DKP das Sofort¬ 
programm „ Gemeinsam kämpfen 
gegen Krieg und für soziale Rechte!“ 
beschlossen. Die UZ sprach darüber 
mit Patrik Köbele und Olaf Harms. 

UZ: Mit Sofortprogrammen ist die 
DKP in ihrer Geschichte nur in sehr zu¬ 
gespitzten Situationen aktiv geworden, 
zuletzt im November 1982 angesichts 
des Nato-Raketenbeschlusses und der 
zunehmenden Bedrohung von Arbeits¬ 
plätzen in der BRD. Was erfordert heute 
ein Sofortprogramm? 

Patrik Köbele: Eine zugespitzte Situa¬ 
tion haben wir. Weltweit toben imperi¬ 
alistische Kriege. Die Kriegsherde im 
Nahen Osten, in Afrika, aber auch in 
der Ukraine haben durchaus die Ge¬ 
fahr einer unbeherrschbaren Eskalati¬ 
on in sich. Diese Kriege sind die Haupt¬ 
ursache für die größte Flüchtlingssitua¬ 
tion in der Geschichte der Menschheit. 



Olaf Harms 


Die Flüchtlinge, die in unser Land kom¬ 
men, werden durch Rassisten und Fa¬ 
schisten bedroht, der Spaltpilz unter 
den Ausgebeuteten wuchert. 

UZ: Welche Adressaten hat das Sofort¬ 
programm? 

Olaf Harms: Natürlich wollen wir mög¬ 
lichst viele Menschen erreichen, um un¬ 
sere Positionen darzustellen. Insbeson¬ 
dere aber natürlich auch aktive Kolle¬ 
ginnen und Kollegen in Betrieb und 
Gewerkschaften. Darüber hinaus spre¬ 
chen wir aber auch Menschen in Bür¬ 
gerinitiativen oder Sportvereinen an 
sowie Menschen, die in der Friedens¬ 
und Antifa-Bewegung aktiv sind. Letzt¬ 
lich richtet sich das Sofortprogramm 
auch an all die politisch Aktiven, die 


mit dem, wie Patrik sagt, „Spaltpilz un¬ 
ter den Ausgebeuteten“ zu tun haben 
werden. 

UZ: „ Wir brauchen den gemeinsamen 
Kampf um soziale Rechte und vor al¬ 
lem gegen die zerstörerische Konkur¬ 
renz auf dem Arbeitsmarkt“ heißt es 
in dem Papier. Beschäftigte und Er¬ 
werbslose haben bei den jüngsten Wah¬ 
len überproportional die AfD gewählt. 
Wie können wir wirksam auf die Ängste 
der Kolleginnen reagieren, die eben die 
zu uns Geflüchteten als Konkurrenten 
fürchten? 

Patrik Köbele: Erstmal haben sie ja 
durchaus Recht. Die Geflüchteten 
werden zur Verschärfung der Konkur¬ 
renz missbraucht. Das ist aber nicht die 
Schuld der Flüchtenden, sondern der 
Herrschenden, die in der Regel schon 
an den Ursachen der Flucht (Krieg, 
Umweltzerstörung, Verarmung) ver¬ 
dienen. Wir müssen also unsere rich¬ 
tige Losung: „Unsere Willkommens¬ 
kultur heißt gemeinsam kämpfen“ in 
konkrete Forderungen umsetzen, das 
ist ein zentraler Charakter des Sofort¬ 
programms. 

Olaf Harms: Es ist schon erschre¬ 
ckend, wie viele Mitglieder von Ge¬ 
werkschaften die AfD gewählt haben. 
Hier müssen wir uns insbesondere in 
den Gewerkschaften nicht nur mit 
der Politik der AfD auseinanderset¬ 
zen, sondern auch sofort machbare 
Lösungen anbieten. Dafür bietet das 
Sofortprogramm die richtigen Ant¬ 
worten. 

UZ: Ein Mindestlohn von 15 Euro pro 
Stunde - das hört sich angesichts seiner 
heutigen Höhe utopisch an. Wie begrün¬ 
det die DKP diese Zahl - geht es jetzt 
darum, eine möglichst hohe in den Ring 
zu werfen? 

Olaf Harms: Nein, es geht nicht um 
einen Wettstreit darum, wer die mög¬ 
lichst höchste Zahl benennt. Die stei¬ 
gende Anzahl der Menschen, die trotz 
lebenslanger Arbeit in der Rente arm 
und von staatlicher Hilfe abhängig 
sind, ist doch darin begründet, dass wir 
zu niedrige Löhne haben. Wenn selbst 
die Bundesregierung davon ausgeht, 
dass mindestens 11,68 Euro Stunden¬ 
lohn nötig sind für eine armutsfeste 
Rente, dann ist doch die Forderung 
von 12 Euro als Sofortmaßnahme 
richtig. 


Diese 12 Euro dienen aber nur 
dazu, um einer Altersarmut zu ent¬ 
gehen, gewährleisten aber doch nicht 
eine gleichberechtigte Teilhabe am ge¬ 
sellschaftlichen Leben. Wer die steigen¬ 
den Mieten und die Lebenshaltungs¬ 
kosten zahlen will und gleichzeitig auch 
noch mal ins Kino oder ins Schwimm¬ 
bad will, der braucht schon einen Min¬ 
destlohn von 15 Euro die Stunde. Doch 
das wird eben nicht in einem Schritt ge¬ 
schehen, deshalb als erster Schritt so¬ 
fort einen Mindestlohn von 12 Euro 
die Stunde. 



Patrik Köbele 


UZ: Wie können die Kommunistinnen 
und Kommunisten in diesem Land mit 
diesem Programm arbeiten? 

Patrik Köbele: Mit dem Programm ran 
an die Massen. Wir sollten überall, im 
Betrieb, in der Gewerkschaft, in der 
Nachbarschaft, im Verein, im Flücht¬ 
lingsheim die Diskussion darüber be¬ 
ginnen, was die Ursachen der Flucht 
sind. Wir müssen die Kriegstreiber be¬ 
nennen und die, die von Kriegen und 
Flucht profitieren. Wir müssen aufzei¬ 
gen, dass bereits heute genug Geld da 
ist, um in unserem Land die größten 
sozialen Probleme, die Katastrophe im 
Bildungs- und Gesundheitswesen etc. 
zu lösen und damit zehntausende neue 
Vollzeitarbeitsplätze zu schaffen, dafür 
muss man aber in der Rüstung radikal 
ran und die Vermögen der Reichen be¬ 
steuern. Dafür gemeinsam zu kämpfen, 
dafür sollten wir werben. 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 

Das DKP-Sofortprogramm „Gemein¬ 
sam kämpfen gegen Krieg und für so¬ 
ziale Rechte!“ ist auf Seite 13 vollstän¬ 
dig abgedruckt. 


Unsere Oligarchen 


Oetker: Pudding für die Heimatfront 


Wer den Namen Oetker hört, denkt erst mal an Pudding und 
Kuchen. Wir werden sehen, wie aus Backpulver nicht nur Tor¬ 
ten wachsen können, sondern Macht und Milliarden. 

Dabei hat der Firmengründer August Oetker das Back¬ 
pulver gar nicht erfunden, aber er verkaufte es ab 1891 in 
10-Pfennig-Tüten in seiner Apotheke zu Bielefeld. Im Jahr 
1900 wurde dort die Fabrik errichtet, in der nun auch Pud¬ 
dingpulver, Aromen u.a. hergestellt wurde. Im 1. Weltkrieg 
warb Oetker mit: „Deutsche Hausfrauen! Kauft von jetzt an 
nur noch das deutsche Gustin statt des englischen Monda¬ 
min.“ Lukrative Heeresaufträge versüßten den Alltag an der 
Heimatfront, während Sohn Rudolf bei Verdun sein Leben 
ließ. Die Inflation nach dem Krieg machte das Unternehmen 
schuldenfrei. Und mit der Stabilisierung der Währung ging 
die Expansion richtig los. Der eingeheiratete Geschäftsführer 
Kaselowsky knüpfte Verbindungen u.a. zu Henkel und saß in 
verschiedenen Aufsichtsräten, nicht zuletzt bei der Deutschen 
Bank. Die Weltwirtschaftskrise überstand das Unternehmen 
mit wenigen Blessuren. 

Nach der Machtübertragung an die Faschisten ließ Ka¬ 
selowsky 1933 an der Bielefelder Kunsthalle ein riesiges 
leuchtendes Hakenkreuz und ein Hitler-Porträt anbringen. 
Er selbst war Mitglied im „Freundeskreis Reichsführer SS“. 
Die Oetker-Produktion florierte im Krieg dank Ausbeutung 
von Zwangsarbeitern, der Absatz wurde durch Puddingpulver 
auf Lebensmittelkarte garantiert. Unvergessen sind die Pro¬ 
teste der Bielefelder Antifaschisten, als 1968 die Kunsthalle in 
Bielefeld nach Kaselowsky benannt werden sollte. Sie führten 
dazu, dass der Ministerpräsident von NRW Heinz Kühn und 
der Komponist Werner Henze ihre Teilnahme an der Einwei¬ 
hungsfeier absagten. Kaselowskys Nachfolger Rudolf August 
Oetker war als SS-Offizier beim Vernichtungskrieg gegen die 


Sowjetunion dabei. Er war bis 1947 interniert. Ab 1950 saß 
er in Bielefeld wieder fest im Sattel. Bekannt wurden seine 
Spenden für die NPD. Als 1998 (!) die SPD-Grünen-Stadt- 
ratsmehrheit den Namen Kaselowsky tilgte, ließ R. A. Oet¬ 
ker sämtliche Bilder-Leihgaben aus der Kunsthalle abholen. 

Und Oetker florierte: die Reederei-Sparte wurde aus¬ 
gebaut (heute unter den zehn größten Containerflotten der 
Welt), die Biermarken Dortmunder Actien Bräu, Binding und 
Berliner Kindl wurden aufgekauft. Luxushotels kamen dazu. 
Inzwischen gehören z.B. Henkell und Selters zu Oetker, Ra¬ 
deberger (nach dem Raubzug in der DDR) und Bionade; 
und mit dem Bankhaus Lampe auch die eigene Geldschöp¬ 
fungsanlage. 

Heute gehören rund 400 Firmen zum Oetker-Konzern. 
Über 28 000 Werktätige sorgen für 11 Milliarden Euro Um¬ 
satz (2014). Sie schaufelten dem Clan die Profite in die Ta¬ 
sche, zu denen noch immer keine Angaben gemacht werden 
müssen, da die Holding die Rechtsform einer Kommanditge¬ 
sellschaft hat und damit bei der Aufsichtsratsmitbestimmung 
außen vor bleibt. Das Vermögen der Erben wird auf 7,7 Mil¬ 
liarden Euro taxiert. 

Mit der Finanzoligarchie sind die Oetkers fest verbunden 
und mischen sichtbar mit u.a. im Präsidium der Monopolver¬ 
bände BDI und BDA, in der Initiative Neue Soziale Markt¬ 
wirtschaft, in der Atlantik-Brücke, in der Deutschen Gesell¬ 
schaft für Auswärtige Politik, in der Trilateralen Kommission 
und auch als Mitglieder und Großspender der CDU. 

Richard Corell und Stephan Müller 

In der Serie„Unsere Oligarchen“ erscheinen alle vier Wochen 
Beiträge zu den Spitzen des deutschen Finanzkapitals. Alle 
Beiträge sind online unter: www.unsere-zeit.de abrufbar. 
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Arbeitgeber mauern 

Tarifrunde im Bauhauptgewerbe: Branche boomt, IG BAU braucht guten Abschluss 


N ach zweitägigen Verhandlungen 
ist die dritte Tarifrunde des Bau¬ 
hauptgewerbes vertagt worden. 
Begleitet wurden die Tarifverhandlun¬ 
gen durch die Proteste von knapp zwei¬ 
hundert Bauarbeitern, die sich vor dem 
Verhandlungslokal in Wiesbaden ein¬ 
gefunden haben. Unbeeindruckt da¬ 
von und vom Protest auf den Baustel¬ 
len zeigten sich die Arbeitgeber. Somit 
trennten sich die Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) und 
die beiden Arbeitgeberverbände Zen¬ 
tralverband des Deutschen Baugewer¬ 
bes (ZDB) sowie der Hauptverband 
der Deutschen Bauindustrie (HDB) 
am 26. April nach harten Diskussionen 
ohne Ergebnis. 

„Trotz eines echten Verhandlungs¬ 
marathons konnten wir keine Eini¬ 
gung erzielen. Die Gespräche waren 
ungewöhnlich zäh. Die Arbeitgeber 
sind nicht bereit, sich auch nur einen 
Schritt vorwärts zu bewegen“, sagte der 
Stellvertretende IG-BAU-Bundesvor- 
sitzende und Verhandlungsführer Diet¬ 
mar Schäfers. „Diese Blockadehaltung 
macht mich fassungslos. Der Bau boomt 
wie seit Jahren nicht mehr. Die Branche 
ist die Lokomotive der deutschen Wirt¬ 
schaft, aber die Arbeitgeber gönnen 
den Beschäftigten nichts. Sie sollen kein 
bisschen von der hervorragenden Bau¬ 
konjunktur profitieren. Das hat nichts 
mehr mit Fairness und Wertschätzung 
zu tun. Am Ende sollen die Bauarbeiter 
wohl noch ihr eigenes Geld auf die Bau¬ 
stellen mitbringen. So läuft es nicht. Die 
Welt dreht sich andersherum!“ 

Die Arbeitgeberverbände zemen¬ 
tierten ihr Angebot aus der 2. Verhand¬ 
lungsrunde: 1,3 Prozent im Westen und 
2 Prozent in den neuen Bundesländern. 
Auf weitere Forderungen der IG BAU 
nach Übernahme der Fahrt- und Über¬ 
nachtungskosten während der Ausbil¬ 
dung reagierten sie, trotz „Nachwuchs¬ 
kräftemangel“ mit Achselzucken. Über 
die Wiedereinführung des Mindest¬ 
lohns II im Osten und bezahlte arbeits¬ 
freie Tage an Heiligabend und Silvester 
für die Beschäftigten im Bauhauptge¬ 
werbe sahen die Arbeitgeber keinen 
Gesprächsbedarf. Über die Erhöhung 
der Ausbildungsvergütung wollen die 


Arbeitgeberverbände erst nach der 
Lohnfindung sprechen. 

Ein Schwerpunkt der Verhandlun¬ 
gen lag bei der Forderung nach Be¬ 
reitstellung der Unterkünfte und Ver¬ 
pflegungspauschale für weit entfernte 
Baustellen. Die Vorstellungen der Ar¬ 
beitgeber sind aber noch meilenweit 
von denen der IG BAU entfernt. Statt 
der geforderten Tagespauschale von 
34,50 Euro für die Verpflegung bieten 
sie lediglich 24 Euro an. Zudem wollen 
sie einen Tarifabschluss für 24 Monate. 
Nach dem unveränderten Angebot für 
die ersten zwölf Monate bieten sie für 
das darauf folgende zweite Jahr ein Plus 
von 1,8 Prozent im Westen und 2,5 Pro¬ 
zent im Osten an. 

„Solche Vorschläge sind eine Zumu¬ 
tung. Anerkennung der knüppelharten 
Leistung der Beschäftigten geht anders. 
Auf Dauer gerät so die gesamte Bran¬ 
che in ein schlechtes Licht. Nachwuchs 
wirbt man auf diese Weise sicher nicht“, 
sagte Schäfers dazu. 

Für die IG BAU wird die Tarifrunde 
2016 ein wichtiger Bestandteil für die 
Zukunft der Branche Bauhauptgewer¬ 
be. Nur ein deutliches Plus in der Geld¬ 
börse für die Beschäftigten kann der IG 
BAU in der gebeutelten Branche neue 
Perspektiven aufzeigen. Die ehemalige 
Hauptbranche der Baugewerkschaft 
entwickelt sich aktuell rückläufig. 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen 
im rasanten Tempo, diese Entwicklung 
kann nur mit attraktiven Tarifverträgen 
gestoppt werden. Ein deutliches Plus 
bei den Tarifverhandlungen, so hofft die 
IG BAU, könnte sich auch in der Mit¬ 
gliederentwicklung der Gewerkschaft 
positiv darstellen. 

Welchen Stellenwert der Tarifver¬ 
trag aktuell im Baugewerbe hat, zeigen 
die realen Zahlen. Ein großer Teil der 
Beschäftigten im Baugewerbe arbeitet 
zum Mindestlohn oder für einen Lohn, 
der unter dem Gesamttariflohn (Tarif¬ 
lohn plus Bauzuschlag) liegt. Für die IG 
BAU ist diese Tarifauseinandersetzung 
auch eine Existenzfrage, ein Tarifab¬ 
schluss unter 3 Prozent im Baugewer¬ 
be wird nicht gerade Jubelstürme aus¬ 
brechen lassen. 

S. Baumeister 



GESUCHT 


ODER LEBENDIG 


Streikgespenst 

Belohnung 5,9% 


Foto: IG BAU 


Seit Anfang letzter Woche spukt das Streikgespenst der IG BAU auf den 
Baustellen in Deutschland. 


IG BAU: Lohnplus von 5,9 Prozent 

Die IG BAU fordert für die rund 785 000 Beschäftigten am Bau ein Lohnplus 
von 5,9 Prozent. Darüber hinaus fordert sie für weit entfernte Baustellen, dass 
der Arbeitgeber die dortigen Unterkünfte stellt und bezahlt. Der 24. und der 
31. Dezember sollen künftig auch für die gewerblichen Arbeitnehmer bei vollen 
Bezügen arbeitsfrei werden. Für Angestellte in der Bauwirtschaft gilt bereits 
seit Jahren eine entsprechende Regelung. Auszubildende sollen 100 Euro pro 
Monat und Ausbildungsjahr mehr erhalten und ihre Fahrt- sowie Übernach¬ 
tungskosten im Rahmen der Berufsschulausbildung sollen vom Betrieb über¬ 
nommen werden. Um den Wettbewerb fairer zu gestalten, fordert die IG BAU 
für den Osten die Wiedereinführung des Mindestlohn II. 


Schweden ziehen sich aus der Lausitz zurück 

Braunkohle-Revier geht an tschechischen Investor. Der könnte dem Staat ein Milliardengrab schaufeln. 



Das Lausitzer Braunkohle-Revier wech¬ 
selt den Besitzer und Brandenburger Po¬ 
litiker zeigen sich erleichtert darüber. Im 
Landtag wurde am 28. April dennoch 
recht leidenschaftlich darüber debattiert. 
Während die rot-rote Regierungskoaliti¬ 
on den Erhalt von Arbeitsplätzen beton¬ 
te, warnte die Opposition unter anderem 
vor dem scheinbar dubiosen Investor. 

„Die monatelange Unsicherheit für 
die Braunkohlekumpel, ihre Familien 
und eine ganze Region“ habe nun ein 
Ende, kommentierte Brandenburgs Mi¬ 
nisterpräsident Dietmar Woidke (SPD) 
den Verkauf laut einem Bericht des 
Rundfunks Berlin-Brandenburg (rbb). 
SPD-Fraktionschef Mike Bischoff zeigte 
sich in der Debatte ebenfalls erleichtert: 
Die Lausitz sei durch den angedrohten 
Vattenfall-Rückzug von einem „gewal¬ 
tigen Strukturbruch“ bedroht gewesen, 
sagte er. „Zehntausende Jobs wären auf 
einen Schlag weggefallen“, und was im 
Ruhrgebiet ein jahrzehntelanger Pro¬ 
zess mit vielen Problemen gewesen sei, 
drohte in der Lausitz ein Schockereignis 
zu werden. 

Auf den Bänken der Opposition war 
die Reaktion geteilt: Die CDU begrüßte 
denVerkauf an den tschechischen Inves¬ 
tor, forderte aber vom Ministerpräsiden¬ 
ten einen Plan für die Lausitz. Woidke 
lehnte ab und schob die Verantwortung 
auf die Region; die Landesregierung 
könne der Lausitz schließlich nichts von 
oben verordnen, sondern die Leute vor 
Ort müssten Konzepte entwickeln. Auch 
der wirtschaftspolitische Sprecher der 
Linksfraktion, Matthias Loehr, lehnte 
einen solchen Entwicklungsplan für sei- 
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ne Heimatregion ab. So rief er der CDU 
entgegen, er sei immer der Auffassung 
gewesen, „dass die Zeiten der Planwirt¬ 
schaft“ vorbei seien. 

Nur Grünen-Fraktionschef Axel Vo¬ 
gel stimmte nicht in den Chor der Be¬ 
geisterten ein. Im Gegensatz zum neu¬ 
en Investor sei Vattenfall ein sozial und 
ökologisch verantwortungsbewusstes 
Unternehmen. Noch vor kurzem, sagte 
Vogel, hätte die SPD ein Unternehmen 
wie die EPH-Gruppe als Heuschrecken 
bezeichnet. 

Der schwedische Energiekonzern 
Vattenfall, der zu hundert Prozent im 
staatlichen Eigentum liegt, teilte vor 
etwa drei Wochen mit, einen Käufer für 
seine Braunkohlesparte in Brandenburg 
gefunden zu haben. Der tschechische 
Energiekonzern Energeticky a Prumys- 
lovy Holdung, kurz EPH, wird die fünf 
Kohlegruben in der Lausitz und drei 
Kohlekraftwerke gemeinsam mit dem 
Finanzinvestor PPF Investments Ltd 
übernehmen. 


Presseberichten zufolge ist unklar, ob 
Vattenfall überhaupt einen Cent für die 
Anlagen und Gruben bekommt. Beide 
Seiten bewahrten darüber bislang Still¬ 
schweigen. Bekannt gegeben wurde le¬ 
diglich, dass die Schweden noch ordent¬ 
lich drauflegen müssen: Die Sparte soll 
zur Übernahme noch mit Barmitteln von 
1,7 Milliarden Euro ausgestattet werden. 
Insgesamt schlägt sich der Verkauf in der 
Bilanz von Vattenfall nach eigenen An¬ 
gaben mit einem Verlust von bis zu drei 
Milliarden Euro nieder. 

Axel Vogel warnte in seiner Rede 
im Landtag davor, dass der tschechische 
Konzern massiv Kapital aus der Lausitz 
abziehen könnte. Dabei verwies er auf 
die Berichterstattung des Energiejourna¬ 
listen Stefan Schröter, der der EPH ein 
„schwer durchschaubares tschechisch- 
zypriotisch-luxemburgisches Firmenge¬ 
flecht“ bescheinigte. 

Die EPH hatte 2009 schon den säch¬ 
sischen Braunkohleförderer Mibrag 
übernommen und dem Unternehmen 


seitdem viel Kapital entzogen. In den 
Jahren 2009 bis 2014 hatte die Mibrag 
der EPH demnach „ungewöhnlich hohe 
Gewinne von insgesamt 448 Millionen 
Euro“ überwiesen und so selbst den ei¬ 
genen Kaufpreis von knapp 400 Millio¬ 
nen Euro mehr als refinanziert. 

EPH könnte auch die Kosten für die 
Rekultivierung der Kohlegruben auf 
die Allgemeinheit abwälzen. Matthias 
Loehr hatte zwar im Landtag gesagt, 
dass die dafür vorgesehenen Rückstel¬ 
lungen des Unternehmens sicher seien, 
doch scheint das nur eine Täuschung zu 
sein, denn diese sind keineswegs frei ver¬ 
fügbar, sondern müssen erst durch den 
laufenden Betrieb der Kraftwerke er¬ 
wirtschaftet werden. Der tschechische 
Energiekonzern CEZ, der ebenfalls am 
Kauf der Kohlesparte interessiert war, 
verwies laut einem Bericht der Lausitzer 
Rundschau (19.03.16) auf das Problem 
hin. „Falls der Strompreis bleibt wie er 
ist, dann werden die Kraftwerke den Re¬ 
kultivierungsfonds niemals füllen kön¬ 
nen“, wird CEZ-Vorstandschef Daniel 
Benes zitiert. 

Ein Milliardengrab für Steuergelder 
drohe, erklärte Rene Schuster, Braun¬ 
kohle-Experte des Umweltverbandes 
Grüne Liga, und die Landesregierung sei 
sich dessen wohl bewusst. So habe ein 
Vertreter des Potsdamer Wirtschaftsmi¬ 
nisteriums in der Sitzung des Braunkoh¬ 
leausschusses am 14. April gesagt, dass 
das Land in die Verantwortung treten 
müsse, falls das Bergbauunternehmen 
die Rekultivierungskosten künftig nicht 
mehr erwirtschaften könne. 

Bernd Müller 


Abschluss im 
Öffentlichen Dienst 

Die Tarifverhandlungen für die 2,14 Mil¬ 
lionen Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst von Bund und Kommunen sind 
abgeschlossen. Nach ver.di-Angaben 
konnte der Angriff auf die Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung ab¬ 
gewehrt werden. Außerdem sei eine Er¬ 
höhung der Löhne und Gehälter um 2,4 
Prozent ab 1. März 2016 und 2,35 Pro¬ 
zent ab 1. Februar 2017 vereinbart wor¬ 
den. ver.di-Chef Bsirske wertete das Er¬ 
gebnis als akzeptablen Kompromiss, der 
durch die Warnstreiks von 100 000 Be¬ 
schäftigten kurz vor den Tarifverhand¬ 
lungen ermöglicht worden sei. 

Besonders um die betriebliche Al¬ 
tersversorgung wurde in den Tarifver¬ 
handlungen gerungen. Diese macht bis 
zu einem Drittel der Rentenansprüche 
aus. „Der für eine zehnjährige Laufzeit 
gefundene Tarifkompromiss sieht vor, 
dass bei Kassen, bei denen finanzieller 
Handlungsbedarf besteht, ein zusätz¬ 
licher Arbeitnehmer-Eigenbeitrag in 
Höhe von 0,4 Prozent eingeführt wird. 
Im gleichen Umfang haben die Arbeit¬ 
geber einen Zusatzbeitrag zu leisten.“ 
heißt es dazu in einer Pressemitteilung 
von ver.di. 

Charite: Tarif-Geschichte 
geschrieben 

„Nun ist er endlich fertig“ heißt es in 
einem Informationsblatt der ver.di-Ta- 
rifkommission an die Beschäftigten des 
Berliner Universitätsklinikums Charite. 
Er, das ist der erste „Tarifvertrag über 
Gesundheitsschutz und Mindestbe¬ 
setzung im Krankenhaus“. Vereinbart 
wurden u.a. Personalschlüssel für die 
verschiedenen Bereiche (Intensiv, Sta¬ 
tionäre Krankenpflege, usw.) mit einer 
Laufzeit bis zum 30. Juni 2017. Beson¬ 
dere Arbeitsbelastungen sollen dem¬ 
nach künftig gegenüber dem paritä¬ 
tisch besetzten Gesundheitsausschuss 
angezeigt werden, um zeitnah mit den 
betroffenen Beschäftigten Maßnahmen 
zum Abbau der Arbeitsbelastungen zu 
ergreifen. 

In einem Fazit schreibt die ver.di- 
Tarifkommission, es werde sich in der 
Anwendung erst noch zeigen müssen, 
wie wirksam oder unwirksam viele der 
vereinbarten Regelungen sind. Bei der 
Intensivpflege habe man die eigenen 
Forderungen weitgehend durchgesetzt, 
in der stationären Pflege sei noch Luft 
nach oben. Die Vereinbarung biete bei 
aktiver Beteiligung der Beschäftigten 
die Möglichkeit, die Situation langfris¬ 
tig zu verbessern. 

„Bundesweit haben wir mit diesem 
Tarifabschluss jedoch schon jetzt ein 
großes Signal an andere Belegschaften 
gesetzt, auch aktiv zu werden“, heißt es 
weiter. 

Memorandum zu EU-Krise 
und Migration 

Das Memorandum 2016 befasst sich 
vorwiegend mit der Krise der EU und 
der Migration. „Die EU steckt in der 
größten Krise seit ihrer Gründung. 
Was mit einer Krise des Währungssys¬ 
tems begann, hat sich längst zu multi¬ 
plen Krisen ausgewachsen, die immer 
weitere Bereiche umfasst“, heißt es in 
dem Ende April veröffentlichten Gut¬ 
achten. Das „Memorandum“ wird seit 
1973 jedes Jahr von der „Arbeitsgrup¬ 
pe Alternative Wirtschaftspolitik“ he¬ 
rausgegeben. Ohne eine Revitalisie¬ 
rung des Sozialstaates und ohne die 
Schaffung von Arbeitsplätzen drohe 
der Konkurrenzkampf, um zu gerin¬ 
ge soziale Leistungen und zu wenige 
Arbeitsplätze, viele Menschen zu noch 
größeren Verlierern zu machen. 

„Auf keinen Fall darf die Lösung der 
Flüchtlingsfrage mit einem weiteren 
Sozialabbau einhergehen“ stellt einer 
der Autoren, Prof. Dr. Heinz-J. Bon- 
trup fest. Für den notwendigen sozial¬ 
ökologischen Umbau der Gesellschaft 
fordert die „Arbeitsgruppe Alterna¬ 
tive Wirtschaftspolitik“ ein Investi- 
tions- und Ausgabenprogramm von 
zusätzlich 100 Mrd. Euro jährlich. Sie 
verteilen sich auf die Bereiche Bildung 
(25 Mrd. Euro), Verkehrsinfrastruktur 
(10 Mrd. Euro), Kommunale Ausga¬ 
ben (10 Mrd. Euro), energetische Ge¬ 
bäudesanierung (5 Mrd. Euro), lokale 
Pflegeinfrastruktur (20 Mrd. Euro) und 
zusätzliche Arbeitsmarktausgaben (30 
Mrd. Euro). 
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Guntram Hasselkamp zur „Enthaftung^ der Atomindustrie 


Für eine Handvoll Euro 


Es soll ja Menschen geben, die noch an 
so etwas wie die „grüne Kernkompe¬ 
tenz“ bei den Grünen glauben. Sozu¬ 
sagen an den grünen Weihnachtsmann. 
Der trat tatsächlich am Ende der vori¬ 
gen Woche vor die Presse und verkün¬ 
dete die Modalitäten des Ausstiegs aus 
dem Ausstieg aus dem Ausstieg. Und 
was der vom Uni-Maoisten über den 
Dosenpfand-Fundamentalisten zum 
Atomindustrie-Versteher geschmeidig 
gewandelte Jürgen Trittin verkünde¬ 
te, war vor allem eine Zahl: 23.3 Mrd. 
Euro. 

Bis 2022 zahlen die Big Four, E.ON, 
RWE, EnBW und Vattenfall, diese 
überschaubare Summe in einen staat¬ 
lichen Fonds und sind damit für alle 
Ewigkeiten aus dem Schneider. 

Zumindest was die Kosten der Zwi¬ 
schen- und Endlagerung des beim Ab¬ 
wracken der Kraftwerke noch reich¬ 
lich auflaufenden „Atommülls“ angeht. 
Nun gibt es nach 50 Jahren Atomindu¬ 
strie bislang schon rein technisch kei¬ 
ne befriedigende Entsorgungs-Lösung. 
Die teilweise extrem langen Halbwert¬ 
zeiten der verschiedenen radioaktiven 
Substanzen im „Atommüll“ machen ei¬ 
nen Planungshorizont von 1 Mio. Jah¬ 
re plus erforderlich. Und allein für die 
„Asse“ werden die Kosten schon jetzt 
auf mittlerweile 10 Mrd. Euro beziffert. 
Aber was soll’s? 

Mit Jürgen Trittin und seinen Co- 
Vorsitzenden Oie von Beust (CDU) 
und Matthias Platzeck (SPD) war je¬ 
denfalls die geeignete Große Koalition 
für diese elegante Entsorgungslösung 
gefunden. Dank der von ihnen gelei¬ 
teten „Kommission zur Überprüfung 
der Finanzierung des Kernenergie¬ 
ausstiegs“ (KFK) können sich die Big 
Four mit dieser, sagen wir mal, Spen¬ 
de, aus der Verursacherhaftung ver¬ 
abschieden. Man müsse dafür sorgen, 
dass die Kuh, die man melken wolle, 
nicht vorzeitig geschlachtet werde, 
sorgte sich in alter SPD-Tradition der 
in Großprojekten erfahrene Melk¬ 
meister Platzeck. Und Trittin, ganz ge¬ 
neröser Weltmann, glaubte, dass „die 
Unternehmen damit gut leben kön¬ 
nen“. Die Big Four hatten noch etwas 
Kulissenkrawall inszeniert und den 
„Kompromiss“ abgelehnt. Wie die Ge¬ 
sellschaft damit wird leben können, in¬ 
teressierte beim gegenseitigen Schul¬ 
terklopfen eher weniger. 

Selbstverständlich sind auch die¬ 
se 23,3 Mrd. Euro ein Hoffnungswert. 
Noch ist nicht 2022. Noch gibt es die¬ 


sen Fonds nicht. Und da offensichtlich 
das Wirtschaftlichkeitsprinzip das Ver¬ 
ursacherprinzip schlägt, darf als nicht 
ausgeschlossen gelten, dass sich die 
Big Four in der Zwischenzeit so out- 
gesourced und zurechtgespalten ha¬ 
ben, dass sie dann erfolgreich die Ho¬ 
sentaschen nach außen ziehen können. 

Nun gehen die Stromriesen, anders 
als in ihrer momentanen Armuts-PR, 
nicht unmittelbar am Bettelstab. Im¬ 
merhin haben sie von uns in der Zeit 
von 2002 bis 2012 die nicht ganz un¬ 
erhebliche Summe von rund 1,6 Bil¬ 
lionen Euro kassiert. Bei ihrer durch¬ 
schnittlichen Umsatzrendite von 
8,1 Prozent macht das einen Profit von 
130 Mrd. Euro. Das wäre so übel nicht, 
wenn er denn tatsächlich der Gesell¬ 
schaft zugute käme. 

In der Energiewirtschaft und ins¬ 
besondere in der Atomindustrie zeigt 
sich die leistungssteigernde und ver¬ 
braucherfreundliche Logik des neo¬ 
liberalen „Privat vor Staat!“ in ihrer 
ganzen Pracht. Immerhin sind laut 
dem Wirtschaftsforschungsinstitut 
DIW satte 54 Mrd. Euro Staatsknete 
in den Aufbau der privaten Atomin¬ 
dustrie geflossen. Und nun wird auch 
noch der Ausstieg subventioniert. Zu 
vermutlich noch deutlich höheren 
Beträgen. Wenn schon privat kassiert 
wird, kann ja privat nicht auch noch 
gehaftet werden. 

Gleiches gilt für die kleinbürgerli¬ 
che Konkurrenz-Romantik. Alles kann 
man nun nicht haben: Global Energy 
Players - und die Konkurrenz des Kar¬ 
toffelmarktes. Ein einheitlich effizien¬ 
tes europäisches Stromnetz - und die 
subsistenzwirtschaftliche Unabhängig¬ 
keit der mittelalterlichen Windmühle. 
Daher funktioniert die „Energiewen¬ 
de“, wenn sie denn funktioniert, wie¬ 
derum nur über massive öffentliche 
Subventionierung, über Großtechno¬ 
logie, eben dadurch, dass der private 
Strom-Kunde staatlich zwangsweise 
zur Kasse gebeten wird. 

Die Bereitstellung von Energie 
ist eine infrastrukturelle Basisaufga¬ 
be. Ohne Energie läuft buchstäblich 
nichts. Und vom Klimawandel ist hier 
noch nicht einmal die Rede. 

Und wenn hier schon ohne den 
Staat nichts läuft und die Gesellschaft 
letztlich für alles haftet, warum soll 
sie dann nicht die elementaren, für 
alle lebenswichtigen Investitionsent¬ 
scheidungen selber treffen und auch 
die entstehenden Profite kassieren? 


Kein Fracking-Verbot 

Bundestagsmehrheit lehnt entsprechende Anträge ab 


A m vergangenen Donnerstag 
lehnte der Bundestag ein Ver¬ 
bot der Fracking-Technologie 
zur Förderung unkonventioneller 
Erdgasvorkommen ab, das die Oppo¬ 
sitionsparteien gefordert hatten. Die 
Grünen hatten einen fertigen Gesetz¬ 
entwurf zur Abstimmung gestellt, die 
Linken einen Antrag eingebracht, der 


Opposition blockieren. Zudem sprä¬ 
chen sich viele Abgeordnete der Re¬ 
gierungsparteien in ihren Wahlkreisen 
gegen Fracking aus, stimmten aber im 
Bundestag gegen ein Verbot. 

Nachdem die Abstimmungsergeb¬ 
nisse bekannt wurden, kommentierte 
Zdebel diese: „Die Große Koalition 
hat gezeigt, dass sie nicht die Interes- 
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Frackinganlage in den USA- hierzulande sieht es ebenso aus ... 


die Bundesregierung dazu aufforderte, 
ihrerseits einen entsprechenden Ge¬ 
setzesentwurf zu erarbeiten. 

Eigentlich, so war es geplant, soll¬ 
te über beide Anträge ohne vorheri¬ 
ge Debatte abgestimmt werden. Doch 
der SPD-Abgeordnete Lars Klingbeil 
gab eine persönliche Erklärung ab und 
warf dabei den Oppositionsparteien 
vor, wichtige Aspekte auszuklammern. 
Er wünsche sich eine „umfassende“ Re¬ 
gelung. Daraufhin wurde auch den an¬ 
deren Fraktionen Redezeit eingeräumt. 
Grünen-Fraktionsvize Oliver Krischer 
und der Linken-Umweltpolitiker Hu¬ 
bertus Zdebel warfen ihrerseits der 
Großen Koalition „Heuchelei“ vor. Seit 
einem Jahr würden Union und SPD das 
von ihnen angekündigte Fracking-Ge- 
setz nicht vorlegen und Vorstöße der 


sen der Bevölkerung vertritt, die zu 
80 Prozent ein Fracking-Verbot for¬ 
dert.“ Seit dem vergangenen Jahr wür¬ 
de nun die Koalition das Fracking-Ge- 
setz verhandeln, aber aller Voraussicht 
nach würde die umstrittene Technolo¬ 
gie nicht komplett verboten. Lediglich 
„Beschränkungen“ für die unkonven¬ 
tionelle Methode der Erdgasförderung 
seien geplant, um die Risiken zu min¬ 
dern, war die Antwort der Bundesre¬ 
gierung im März auf eine Kleine An¬ 
frage der Grünen. 

Am Morgen hatten Fracking-Geg- 
ner vor dem Bundestagsgebäude de¬ 
monstriert. Die Aktion war von ei¬ 
nem Bündnis aus Umwelt- und Ver¬ 
braucherschutzorganisationen sowie 
Bürgerinitiativen organisiert worden. 
„Fracking ist mit unkalkulierbaren 


Risiken für Mensch und Natur ver¬ 
bunden, nur ein Frackingverbot über 
das Bundesberggesetz ist darauf die 
richtige Antwort“, erklärte der Chef 
des Dachverbandes Deutscher Natur¬ 
schutzring, Kai Niebert. 

Aber nicht nur aus Sorge um Um¬ 
welt und Klima sind manche Gegner 
dieser Technologie; manchmal sind es 
eigene Geschäftsinteressen, die be¬ 
droht sind. Roland Demleitner, Chef 
des Verbandes Private Brauereien, 
äußerte laut dem Online-Magazin 
klimaretter.info: „Das Reinheitsgebot 
für Bier gewährleistet seit 500 Jahren 
für den Verbraucher ein reines und 
unverfälschtes Lebensmittel.“ Dies 
setze auch künftig ein qualitativ ein¬ 
wandfreies Trinkwasser für den Brau¬ 
prozess voraus, das nur durch ein kon¬ 
sequentes Fracking-Verbot gesichert 
werden könne. 


★ 

Fracking gilt als Risikotechnologie. 
Dabei wird ein Gemisch aus Wasser, 
Sand und Chemikalien unter hohem 
Druck in das Gestein gepresst, um es 
aufzusprengen und dem eingeschlos¬ 
senen Öl und Gas den Abfluss zu er¬ 
möglichen. Kritiker des Frackings 
weisen seit Jahren auf die Gefahren 
hin: Das Grundwasser könnte verun¬ 
reinigt werden; es können große Men¬ 
gen des Klimagases Methan austre¬ 
ten, Erdbeben ausgelöst werden und 
die Endlagerung des Chemikalien¬ 
cocktails ist noch ungeklärt, zumal er 
nach dem Hochpumpen mit Schwer¬ 
metallen und radioaktiven Stoffen 
belastet sein kann. Aus den USA, wo 
schon länger im großen Stil „gefrackt“ 
wird, werden immer neue Gefah¬ 
ren für Klima, Umwelt und Gesund¬ 
heit bekannt, heißt es bei klimaretter. 
info. Bisher gibt es in Deutschland 
kein Gesetz, das sich speziell dieser 
Technologie widmet - die rechtliche 
Lage ist deshalb verschwommen. 

Nach derzeitiger Rechtslage ist 
Fracking in Deutschland möglich 
und wird vor allem in Niedersachsen 
an konventionellen Lagerstätten seit 
Jahrzehnten angewendet. Umstrit¬ 
ten ist die Anwendung der Fracking- 
Technologie bei unkonventionellen 
Lagerstätten wie Schiefer- oder Koh¬ 
leflözgestein. Ein generelles Verbot 
lehnte das Bundesumweltministeri¬ 
um bisher ab. Vor dem Bundesver¬ 
fassungsgericht könnte es keinen Be¬ 
stand haben, so die Argumentation. 

Bernd Müller 


Nicht im Merkel-Lager 

Linkspartei-Linke diskutiert Perspektiven 


Polizei schützt 

Die neofaschistische NPD hat sich im 
Nachgang an ihre Aufmärsche am Tag 
der Arbeit zufrieden gezeigt. Die extre¬ 
men Rechten waren am 1. Mai erneut in 
verschiedenen bundesdeutschen Städten 
aufmarschiert, um den Arbeiterkampf¬ 
tag einmal mehr für ihre rassistische 
Hetze und soziale Demagogie zu miss¬ 
brauchen. Unter dem Motto „Für Volk 
und Heimat!“ zogen rund 400 Neonazis 
am 1. Mai durch Schwerin. Die NPD lob¬ 
te im Nachhinein die Polizei. Diese habe 
mit ihrer Einsatztaktik gezeigt, „wie 
friedlich und einfach Demonstrationen 
der volkstreuen Bewegung ablaufen, 
wenn sie nicht auf Behördenwillkür setzt 
und von vornherein verhindert, dass pu¬ 
bertäre Antifakinder und kreischende, 
linksversiffte ,Flintenweiber 4 sich auf die 
Straße setzen“. 

Die Neonazis konnten einzig auf¬ 
grund des Schutzes durch die Polizei, 
die vielerorts außergewöhnlich bru¬ 
tal gegen Nazigegner vorging, auf¬ 
marschieren. So zeigte sich etwa das 
Bündnis „Rostock Nazifrei“, welches 
zu antifaschistischen Protesten nach 
Schwerin mobilisiert hatte, „fassungs¬ 
los und erschüttert“ über das Vorge¬ 
hen der Beamten. Schließlich sei es in 
Schwerin zu einer „über sechs Stunden 
anhaltenden Einkesselung von rund 80 
Demonstranten“ gekommen, die durch 
die „Polizei anstelle von Wasser und 
Nahrung mit Pfefferspray, Schlägen 


Nazis 

und Tritten versorgt wurden“. Die An¬ 
tifaschisten berichteten außerdem von 
„massiven Körperverletzungen durch 
eingesetzte Polizeikräfte“. Das Vorge¬ 
hen der Beamten sei „derart von kör¬ 
perlicher Gewalt geprägt 44 gewesen, 
dass „sich nach den polizeilichen Maß¬ 
nahmen Blutlachen auf der Straße be¬ 
funden“ hätten. 

Auch in Erfurt kam es am Sonntag 
am Rande eines Aufmarsches von etwa 
300 Neonazis zu Übergriffen der Be¬ 
amten auf Gegendemonstranten. Wei¬ 
tere Aufmärsche von Neonazis und 
Rassisten fanden außerdem im säch¬ 
sischen Plauen, in Wurzen und Baut¬ 
zen statt. Vor allem in Plauen kam es 
unter den Augen der Beamten zu An¬ 
griffen von Neonazis gegen Nazigeg¬ 
ner. Bereits am Sonnabend führte die 
neofaschistische Partei „Die Rechte“ 
eine Kundgebung in der Fußgänger¬ 
zone von Frechen (Rhein-Erft) durch, 
um für den sogenannten „Tag der deut¬ 
schen Zukunft“ zu mobilisieren, der 
am 4. Juni in Dortmund von den ex¬ 
tremen Rechten durchgeführt werden 
soll {UZ berichtete). 

Im sächsischen Zwickau störte am 
1. Mai eine Gruppe Neonazis den Auf¬ 
tritt von Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) mit Trillerpfeifen und Pö- 
beleien. Die Rednertribühne musste 
von der Polizei geschützt werden. 

(bern) 


Wie soll die Linkspartei mit den eige¬ 
nen Wahlniederlagen und dem Aufstieg 
der AfD umgehen? Um diese Frage zu 
diskutieren, luden die linken Strömun¬ 
gen in der Linkspartei zu einer Strate¬ 
giediskussion unter dem Titel „Welche 
Aufgaben hat ,Die Linke 4 ? - Für einen 
sozialen Aufbruch, gegen rechten Terror 
und Rassismus“ am 29. April ins Berli¬ 
ner ND-Haus. Die Konferenz zeige, so 
schätzten Teilnehmer ein, dass die Par¬ 
teilinke gestärkt sei und zusammenrü¬ 
cke. 

Bei den Landtagswahlen am 
13. März hatte die Linkspartei in Baden- 
Württemberg und Rheinland-Pfalz we¬ 
niger als 5 Prozent der Stimmen erhal¬ 
ten, in Sachsen-Anhalt hatte sie über sie¬ 
ben Prozentpunkte verloren, während 
die AfD sehr hohe Ergebnisse erzielte. 
Das „Kernproblem“, so die Fraktions¬ 
vorsitzende der Linkspartei im Bundes¬ 
tag, Sahra Wagenknecht, in ihrem Ein¬ 
leitungsbeitrag zur Abschlussdiskussion, 
sei gewesen, dass die AfD sich als Al¬ 
ternative zu den Etablierten habe dar¬ 
stellen können - tatsächlich stehe diese 
Partei für „die muffige Variante des neo¬ 
liberalen Programms“. Die Linkspartei 
hätten die Wähler dagegen „als Teil des 
Merkel-Lagers, als Teil des etablierten 
Parteienkartells wahrgenommen“. Die 


Linkspartei dürfe nicht arrogant über 
soziale Ängste hinweggehen. 

Auch die Bundestagsabgeordne¬ 
te Inge Höger kritisierte die Haltung, 
die Teile der Partei zur Flüchtlingspo¬ 
litik der Bundesregierung eingenom¬ 
men hatten: „Alle haben Merkel beju¬ 
belt - auch einige aus unserer Partei“. 
Die Linkspartei solle wieder die Klas¬ 
senfrage in den Mittelpunkt stellen und 
deutlich machen, dass der Hauptfeind 
im eigenen Land steht. 

Wagenknecht zog aus den Wahlnie¬ 
derlagen die Schlussfolgerung, dass die 
Partei „keinen Regierungswahlkampf 
machen“ dürfe, sondern die Abgrenzung 
zu anderen Parteien in den Vordergrund 
stellen solle. Ellen Brombacher, Spre¬ 
cherin der Kommunistischen Plattform, 
stellte fest, dass die Berliner Linkspar¬ 
tei für die Abgeordnetenhauswahlen im 
September auf eine „fast pure Orientie¬ 
rung auf Regierungsbeteiligung“ setzt - 
für die Parteibasis sei das „eine schlim¬ 
me Situation“. 

Einige Tage zuvor hatten die Partei¬ 
vorsitzenden Katja Kipping und Bernd 
Riexinger ein Strategiepapier zur Vor¬ 
bereitung des Parteitages veröffentlicht. 
In dem Papier mit dem Titel „Revolu¬ 
tion für soziale Gerechtigkeit und De¬ 
mokratie!“ treffen sie die Einschätzung: 


„Es gibt kein linkes Lager der Parteien 
mehr.“ Die Parteilinke sieht diese For¬ 
mel als Gelegenheit, um die Orientie¬ 
rung auf Regierungsbeteiligungen auch 
um den Preis weitgehender inhaltlicher 
Zugeständnisse auf dem Parteitag zu 
hinterfragen. 

Einige Redebeiträge auf der Kon¬ 
ferenz bezogen sich auf das Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“, das ge¬ 
gen die AfD mobilisieren will und in 
dessen Koordinierungskreis unter an¬ 
derem Linkspartei-Mitglieder aus dem 
Umfeld des Netzwerks „Marx21“ mitar- 
beiten. „Wenn SPD und Grüne in einem 
Bündnis gegen Rassismus mitmachen, 
müssen sie nicht alles andere auch noch 
unterschreiben“, argumentierte Bernd 
Riexinger. Man müsse diese Leute in 
Widerspruch zur eigenen Partei brin¬ 
gen und Erfahrungen im gemeinsamen 
Kampf organisieren. Die Fraktionsvor¬ 
sitzende der Linkspartei im hessischen 
Landtag, Janine Wissler, sagte, man kön¬ 
ne den Kampf gegen Rassismus nicht 
vom Kampf für soziale Gerechtigkeit 
trennen. Breite Bündnisse gegen rechts 
seien richtig, aber man dürfe „über den 
Rassismus der sogenannten Mitte nicht 
schweigen“. Sahra Wagenknecht sagte, 
Bündnisse gegen Rassismus seien not¬ 
wendig - „aber nicht mit denen, die 
durch ihre Politik den Rassismus mit be¬ 
fördert haben“. Schließlich sei die AfD 
ein „Produkt neoliberaler Politik“, die 
auch SPD und Grüne mit verantworten. 

Olaf Matthes 
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Zurück nach vorgestern 

Die AfD gab sich ein Grundsatzprogramm 


D ie sozialchauvinistische und 
sich in weiten Teilen offen ras¬ 
sistisch gerierende „Alternative 
für Deutschland“ hat sich im Rahmen 
eines Bundesparteitages, der am ver¬ 
gangenen Wochenende in Stuttgart 
stattfand, ein Grundsatzprogramm 
gegeben. Rund 2 000 Parteimitglie¬ 
der waren eigens in die baden-würt¬ 
tembergische Landeshauptstadt ge¬ 
kommen, um sich an der Programm¬ 
debatte zu beteiligen. Zu größeren 
Überraschungen kam es hinsichtlich 
der politischen Ausrichtung der noch 
jungen rechten Partei erwartungs¬ 
gemäß nicht. So schrieben die AfD- 
Anhänger sich die Parole „Der Islam 
gehört nicht zu Deutschland“ in ihr 
Programm und sprachen sich gegen 
Minarette und den Muezzin-Ruf aus. 
Auch in der Familien- und Gleichstel- 
lungspolitik blieb die Partei ihren re¬ 
aktionären und rückwärtsgewandten 
Positionen treu. Einzig die Verschär¬ 
fung der Abtreibungsgesetze wurde 
knapp verhindert. 

Der AfD-Bundesvorstand dürfte 
künftig noch eine gehörige Portion 
Arbeit vor sich haben. Bot sich der 
Öffentlichkeit in Stuttgart doch ein 
wüstes Sammelsurium an teils wirren 
Vorstellungen der Parteimitglieder. 
Diese hatten gar Schwierigkeiten, sich 
im Rahmen der teils heftig geführten 
Debatten an bürgerliche Umgangsfor¬ 
men zu halten. Auch dem AfD-Vorsit¬ 
zenden Jörg Meuthen fiel derlei offen¬ 
bar schwer. Seine Partei wolle „weg 
vom links-rot-grün-verseuchten 68er- 
Deutschland, von dem wir die Nase 
voll haben“. 

Wenig zimperlich fiel infolge des 
Parteitags auch die Kritik der Konkur¬ 
renz aus. Die AfD habe unterstrichen, 
„dass sie die Partei der sozialen Arro¬ 
ganz und des christlichen Fundamen¬ 
talismus“ sei, kritisierte etwa Katja 
Kipping, Vorsitzende der Linkspartei. 
„Steuerpolitik: Millionen-Erbschaften 
sollen nicht mehr besteuert werden; 
sozialer Wohnungsbau: Fehlanzeige; 
Gesundheitspolitik: spielt keine Rol¬ 
le. Statt dessen wird ein Familienbild 
aus dem 19. Jahrhunderts gepredigt: 
Frauen am Herd sollen sich um die 
sozialen Folgen ihrer Wirtschaftspoli¬ 


tik für Reiche kümmern“, fasste Kip¬ 
ping die AfD-Parteitagsbeschlüsse in 
einer Stellungnahme zusammen. Weil 
all das jedoch „nur ein Programm für 
die obersten 1 Prozent ist, wird die¬ 


ses Programm mit Hetze gegen Mus¬ 
lime zusammen geklebt“, kritisierte sie 
weiter. 

Auch die anderen etablierten Par¬ 
teien gingen auf deutliche Distanz 
zu den Rechtspopulisten. „Die AfD 
bleibt eine zerstrittene und wirre 
Rechtsaußen-Partei. Ihr Prinzip ist es, 
Sündenböcke zu benennen, aber kei¬ 
ne Lösungen anzubieten“, kritisierte 
der SPD-Vizevorsitzende Ralf Steg- 
ner. Das AfD-Programm richte sich 
gegen die Interessen jener kleinen 
Leute, die aus Abstiegsängsten AfD 
wählten, kritisierte er weiter. 


Auf entschiedene Ablehnung stößt 
die AfD unterdessen auch bei anderen 
gesellschaftspolitischen Organisatio¬ 
nen. In einem am letzten Wochenen¬ 
de veröffentlichten Interview mit der 


Tageszeitung junge Welt kritisierte Ul¬ 
rich Schneider, Hauptgeschäftsführer 
des Paritätischen Gesamtverbandes, 
die rechtspopulistische Partei. „Un¬ 
ser Verband steht für Offenheit, für 
Toleranz, für Vielfältigkeit und Viel¬ 
falt in einer Gesellschaft“, sagte er. 
Die AfD stehe hingegen „genau für 
das Gegenteil: Geschlossenheit, In¬ 
toleranz, Ausgrenzung bis hin zu zur 
Diskriminierung einer ganzen Religi¬ 
on, die faktisch sogar auf Forderungen 
nach einem Verbot hinauslaufen.“ Au¬ 
ßerdem sei die AfD „was die Sozial¬ 
politik anbelangt, radikal neoliberal“. 


Das reiche bis zu Forderungen, die 
gesetzliche Arbeitslosenversicherung 
abzuschaffen. Zugleich würde diese 
Partei eine Umverteilung von unten 
nach oben weiter forcieren. „Die AfD 


ist also eine Partei, vor der man nicht 
nur Erwerbslose geradezu warnen 
muss“, so Schneider weiter. 

Unterdessen kündigte die AfD an, 
zur Wahl des Bundespräsidenten im Fe¬ 
bruar 2017 einen eigenen Kandidaten 
aufstellen zu wollen. Vorgesehen dafür 
hat die Partei den ehemaligen CDU- 
Politiker Albrecht Glaser. Da die Rech¬ 
ten jedoch nur über rund 30 Mitglieder 
in der Bundesversammlung verfügen 
werden, aus deren Reihen der künftige 
Bundespräsident gewählt wird, gelten 
Glasers Chancen als gegen Null tendie¬ 
rend. Markus Bernhardt 


Neoliberal, sozialchauvinistisch, deutschnational, rassistisch, homophob, antiislamisch und protofaschistisch (Georg 
Fülberth auf Seite 9). Die AfD hat am vergangenen Wochenende ein Parteiprogramm beschlossen. 



Croßaufgebote gegen links 

Neben den Aufmärschen der Neona¬ 
zis kam es in einigen größeren deut¬ 
schen Städten auch zu „Revolutionä¬ 
ren l.-Mai-Demonstrationen“. 

In Hamburg protestierten radikale 
Linke unter dem Motto „Klasse ge¬ 
gen Klasse! Heraus zum revolutionä¬ 
ren 1. Mai“. Die Demonstration wurde 
jedoch von der Polizei, die mit einem 
Großaufgebot von mehr als 1 600 
Beamten zugegen war, gestoppt. In¬ 
folgedessen kam es zum Einsatz von 
Wasserwerfern und Pfefferspray ge¬ 
gen die Teilnehmer der antikapitalis¬ 
tischen Proteste. Fast 50 Linke sollen 
in der Hansestadt durch polizeiliche 
Maßnahmen verletzt worden sein. 

In Berlin-Kreuzberg nahmen 
mehr als 20 000 Menschen an der tra¬ 
ditionellen „Revolutionären l.-Mai- 
Demonstration“ teil. Am Rande der 
Manifestation kam es zu einzelnen 
Auseinandersetzungen mit der Poli¬ 
zei, die am Sonntag mit über 6 200 
Beamten im Einsatz war. 
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Kommentar von Ulrich Sander 


Was folgt diesmal auf die Große Koalition? 

Vor 50 Jahren nahm die NPD einen Aufschwung wie heute die AfD 


Ende der 60er Jahre erreichte die NPD 
einen ähnlichen Aufstieg wie heute die 
AfD. Sie stand kurz vor dem Einzug in 
den Bundestag. Die Verhinderung der 
NPD als Bundestagspartei war ein his¬ 
torischer Sieg der Demokratie. Die Ge¬ 
schichte wäre anders verlaufen, hätten 
die antifaschistischen Kräfte nicht die 
NPD für lange Zeit in die Bedeutungs¬ 
losigkeit gedrängt. 

Denn CSU-Strauß und CDU-Kie- 
singer und starke Teile der Union, die 
bis 1969 mit der SPD in der Großen 
Koalition waren, wollten endlich wie¬ 
der allein regieren, waren dazu aber 
nicht in der Lage. Sie schmiedeten da¬ 
her Pläne mit der NPD. 

Die Nationaldemokratische Par¬ 
tei (NPD), eine neofaschistische und 
kriegstreiberische Organisation, von 
alten Nazis gegründet und geführt, ge¬ 
fördert von den reaktionären Kräften 
in der BRD, hatte 1965 bei den Bun¬ 
destagswahlen zwei Prozent der Stim¬ 
men erhalten. Die Landtagswahlen 
1966 brachten dieser neofaschistischen 
Partei einen beträchtlichen Stimmen¬ 
zuwachs. Sie konnte Wahlerfolge von 
durchschnittlich acht Prozent, zum Teil 
bis zehn Prozent erzielen. 48 NPD-Ab- 
geordnete gab es bereits in sechs von 
zehn Landtagen, 179 Abgeordnete in 
Kreis- und Gemeindeparlamenten. 

Die Massenmedien, Radio-, Fern¬ 
sehen und Presse, beruhigten das er¬ 
schreckte Volk - und das Ausland. Sie 
verbreiteten Berichte des Bundesin¬ 


nenministeriums, das die rechte Gefahr 
verharmloste und die „Hoffnung“ aus¬ 
sprach, „dass es den demokratischen 
Kräften in der NPD“ gelingen möge, 



„die Partei in eine zwar nationalkon¬ 
servative, aber doch der freiheitlichen 
Grundordnung unserer Verfassung ver¬ 
pflichtete Richtung zu führen“. 

Die Wirtschaftsgewaltigen und re¬ 
aktionären Kräfte in der BRD betrach¬ 
teten die NPD bereits als Reserve für 
den Fall, dass die große Koalition aus¬ 
einanderbricht. Mangels Migranten sah 
die NPD in den Gewerkschaften und 
den Linken ihren Hauptfeind, zudem 
strebten sie vehement nach Verände¬ 
rung der Nachkriegsgrenzen. Sie war - 


wie heute die AfD - eine zum Krieg 
bereite Partei. 

Franz Josef Strauß erklärte 1967 als 
Minister der großen Koalition, „dass 
eine Koalition mit der NPD nicht für 
alle Zeiten ausgeschlossen“ sei. Der 
Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger 
(CDU) hatte laut Berliner Morgenpost 
vom 28.2.1967 selbst die NPD ins Spiel 
gebracht, als er über die Bundestags¬ 
wahlen 1969 äußerte, dass, „falls keine 
der großen Parteien die absolute Mehr¬ 
heit erringt, eine kleine Koalition, je¬ 
doch mit der NPD möglich“ sei. 

Der Bundeskongress der Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes 
im Juli 1969 hatte die Hauptlosung 
„Die Einigung der demokratischen 
Kräfte versperrt der NPD den Weg in 
den Bundestag“ herausgegeben. Alle 
Veranstaltungen, Gedenkfeiern, In¬ 
fostände und Diskussionen waren ge¬ 
prägt von der Mobilisierung der Öf¬ 
fentlichkeit gegen NPD und Neona¬ 
zismus. Diese Mobilisierung wurde 
von den Gewerkschaften und den Ju¬ 
gendverbänden unterstützt. Hundert¬ 
tausende von jungen Menschen haben 
zusammen mit den alten Widerstands¬ 
kämpfern in allen Städten und Ländern 
der BRD in hervorragender Weise die 
Demokratie gegen die organisierten 
Rechtskräfte verteidigt. Sie haben die 
Losung der VVN wahrgemacht und 
1969 der NPD den Weg in den Bundes¬ 
tag versperrt. Aber immerhin bekam 
diese 4,9 Prozent der Stimmen. 


Die Große Koalition konnte nach 
dem Willen der Wähler nicht mehr fort¬ 
gesetzt werden. Zum ersten Mal seit 
1948 war die CDU/CSU von der Re¬ 
gierungstätigkeit im Bonner Bundes¬ 
haus ausgeschaltet. 

Heute ist es offensichtlich, dass es 
ohne diese Zurückdrängung der NPD 
keine Regierung unter Willy Brandt 
gegeben hätte, auch keine Politik der 
Entspannung. 

Die Abwehr der NPD war nicht 
leicht. Die großen Kundgebungen, 
Gegendemonstrationen, Verhinderung 
der Aufmärsche der Neonazis waren 
überall mit Schlägereien der militan¬ 
ten Neonazis verbunden. Antifaschis¬ 
ten erzwangen z. B in Duisburg, dass 
die NPD eine geplante Kundgebung 
absagen musste. Der sozialdemokra¬ 
tische Polizeipräsident von Duisburg, 
Hans Jürgensen, urteilte daraufhin in 
einer Presseerklärung vom 2.10.1969: 

„Wenn die Mittel und Methoden 
auch nicht immer zu billigen waren, so 
haben die meist jugendlichen Gegen¬ 
demonstranten doch das Verdienst, den 
Bürgern unseres Landes die Gefahr des 
Rechtsradikalismus sehr deutlich vor 
Augen geführt zu haben. Wo andere 
von politischer Auseinandersetzung 
nur geredet haben, haben sie gehandelt. 
Unsere Jugend müsste ja geradezu see¬ 
lisch krank sein, wenn sie nach all den 
Erfahrungen, die wir in Deutschland 
mit einem extremen Nationalsozialis¬ 
mus gemacht haben, nicht leidenschaft¬ 
lich gegen das Aufkommen eines neuen 
Nationalismus eintreten würde ...“ 

Wenn es gelungen ist, die NPD un¬ 
ter fünf Prozent zu halten, dann soll 


man sich bei denen bedanken, die nicht 
müde wurden, den wahren Charakter 
der NPD aufzuzeigen: Dadurch wurde 
sie daran gehindert, Masseneinfluss zu 
erlangen. 

Die Prognosen und Wahlergebnisse 
der heutigen AfD weisen eine ähnliche 
Stärke auf, wie sie seinerzeit die NPD 
hatte. Aus jener Zeit gilt es die Leh¬ 
ren zu ziehen und alle Kraft der Frie¬ 
dens-, Gewerkschafts- und Antifabe¬ 
wegungen auf das Ziel zu richten, den 
Einzug der AfD in den Bundestag zu 
verhindern. Noch besteht die Chance 
wie Ende der 60er Jahre, und sie muss 
genutzt werden. Es hat keinen Zweck, 
sich auf die Schwüre der Unionspartei¬ 
en: „Nie mit der AfD“ zu verlassen. Die 
AfD-Führung wies in der Wahlnacht 
nach den jüngsten Landtagswahlen 
vieldeutig darauf hin, dass es wieder 
eine bürgerliche Mehrheit gäbe. Die 
AfD wird Kreide fressen und sich als 
Partner der Union andienen, und diese 
wird nicht abgeneigt sein, wenn es da¬ 
rauf ankommt, einen scharfen Rechts¬ 
schwenk vorzunehmen, wenn sie nur 
Kriegskurs und Demokratie- wie So¬ 
zialdemontagen fortsetzen kann. Eine 
internationale Ablehnung einer deut¬ 
schen Ultrarechts-Mitte-Koalition, wie 
sie noch 1969 seitens des Auslandes 
erfolgt wäre, bliebe übrigens diesmal 
aus; man betrachte nur all die fürch¬ 
terlichen Entwicklungen in Nachbar¬ 
ländern rundum. 

Alle Chancen, mit einer Mehrheit 
links von der CDU und einem Politik¬ 
wechsel eine Wende in Deutschland zu 
vollziehen, dürften dann für sehr lange 
Zeit zunichte gemacht sein. 
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Frankreichs Parteien ordnen sich neu 


Der Pariser Mai 2016 weckt Erinnerungen an den Mai ’68 



Die Verhältnisse verschlechtern sich, die Hoffnung keimt: „Nuit debout“ in Paris. 


Nationalversammlung gegen 
Russland-Sanktionen 

Mit einer Mehrheit von 55 Stimmen 
(bei erforderlichen 50 Stimmen) hat 
die Französische Nationalversammlung 
in einer Resolution der französischen 
Regierung empfohlen, beim EU-Gipfel 
gegen eine Verlängerung der russland¬ 
feindlichen Sanktionen zu votieren. 
Der Initiator dieser Initiative, Thier- 
ry Mariani - Mitglied des Komitees 
für internationale Angelegenheiten 
des französischen Parlaments, erklärte 
dazu: „Das ist eine historische Abstim¬ 
mung. Zum ersten Mal hat sich das Par¬ 
lament für die Aufhebung der Sankti¬ 
onen ausgesprochen.“ Seiner Meinung 
nach müsse die französische Regierung 
„die völlige Ineffektivität der Sanktio¬ 
nen, die zudem die Interessen Frank¬ 
reichs bedrohen“, anerkennen. 

Ein widersprüchliches „Schuld¬ 
bekenntnis“ Gorbatschows 

Wie die russische Agentur IA REG- 
NUM am 25. April berichtete, habe der 
russische Ex-Präsident der Sowjetuni¬ 
on und Ex-Generalsekretär der KPd¬ 
SU, Michail Gorbatschow, bei der Vor¬ 
stellung seines neuen Buches vor Stu¬ 
denten der Moskauer Universität seine 
Schuld für das Auseinanderbrechen der 
UdSSR eingestanden. Eine entspre¬ 
chende Frage beantwortete er mit den 
Worten: „Ich kann die Verantwortung 
für alles was geschehen ist, nicht von 
mir weisen.“ Allerdings geht aus dem 
Bericht hervor, dass er dann doch gleich 
den Versuch unternahm, diese auf an¬ 
dere abzuwälzen, indem er erklärte: 
„Ich bemühte mich sie (die Sowjetuni¬ 
on) zu erhalten, habe das aber nicht ge¬ 
schafft. Ich war nicht in der Lage mit ih¬ 
nen (seinen Gegnern) fertig zu werden.“ 
Um dann erneut festzustellen, er weise 
seine Schuld nicht zurück. „Nein ich bin 
der Ansicht, dass ich sie zu tragen habe, 
denn niemand hat mich abgesetzt, ich 
bin selbst gegangen weil ich nicht mit 
ihnen fertig werden konnte.“ 

Venezuela erhöht Mindestlohn 

Trotz einer tiefen Wirtschaftskrise hat 
Venezuelas Präsident Nicolas Madu- 
ro in einer Ansprache in Caracas zum 
1. Mai eine Erhöhung des Mindestlohns 
um 30 Prozent verkündet. Damit soll 
der Kaufkraftverlust durch die hohe 
Inflation aufgefangen werden - fast 
monatlich wurden zuletzt Mindestlöh¬ 
ne und Pensionen erhöht. „Das bedeu¬ 
tet eine Erhöhung um 105 Prozent im 
Vergleich zu den Löhnen Anfang des 
Jahres“, betonte der Präsident. 

Russland drängt auf Gespräche 

Russland fordert die vom Westen un¬ 
terstützte syrische Exilopposition zu di¬ 
rekten Gesprächen mit der Regierung 
bei der kommenden Runde der Genfer 
Friedensverhandlungen auf. Außerdem 
sollten dann die syrischen Kurden be¬ 
teiligt werden, sagte Vizeaußenminister 
Gatilow am Montag in Moskau. Nur 
unter diesen Bedingungen könnten die 
Gespräche Mitte Mai effektiv sein. Es 
solle dann schon um den künftigen sy¬ 
rischen Staatsaufbau gehen, erklärte 
Gatilow. 

Die Gespräche in Genf hatten bis¬ 
her nur über Vermittler stattgefunden. 
Grundlage der Verhandlungen sind Re¬ 
solutionen des UNO-Sicherheitsrates, 
in denen allerdings keine Aussagen 
über die Rolle und die Zukunft des sy¬ 
rischen Präsidenten getroffen werden. 
Bei den Vereinbarungen über Waffen¬ 
ruhe wurden ausdrücklich Angriffe ge¬ 
gen Terrorgruppen ausgenommen. 

Verfahren gegen Zuma 

Südafrikas Präsident Jacob Zuma droht 
ein neues Verfahren wegen Korruption: 
Die Entscheidung der Staatsanwalt¬ 
schaft, 783 Vorwürfe der Korruption 
gegen Zuma nicht weiter zu verfolgen, 
wurde am vergangenen Freitag vom 
Gericht kassiert. Die Einstellung des 
Verfahrens im Jahr 2009 hatte Zuma 
den Weg zur Präsidentschaft ermög¬ 
licht. Bei den Vorwürfen geht es um 
milliardenschwere Waffengeschäfte. 
Der 74-jährige Zuma gilt wegen zahlrei¬ 
cher Skandale als angeschlagen. Erst im 
März hatte ihn das Verfassungsgericht 
verurteilt, einen Teil der mit Steuergel¬ 
dern bezahlten Renovierungskosten für 
seine Privatvilla zurückzuzahlen. 


W er in Frankreich hätte denn 
am 1. Mai vor einem Jahr ge¬ 
glaubt, dass ein Jahr später 
Schüler und Studenten zu Tausenden auf 
die Straße gehen und zusammen mit Ge¬ 
werkschaftern ihre Zukunft einfordern? 
Wer hätte auch nur daran gedacht, dass 
vor allem die Jungen eine neue Form des 
Widerstands schaffen: „Nuits debout“ 
nächtelanger Aufstand gegen die „sozi¬ 
alistische“ Regierung Hollande, ähnlich 
wie bei „Occupy Wallstreet“ einander zu¬ 
zuhören, sich verständigen und Auswege 
suchen? Auch wenn noch vor dem 1. Mai 
die Bereitschaftspolizei CRS und die 
Gendarmerie in Paris das Protestcamp 
auf dem Platz der Nation mit Gewalt, 
Verletzten und Verhaftungen abrissen, 
breitete sich die Bewegung dennoch auf 
weitere Großstädte aus. Auch wenn er¬ 
neut Gewerkschafter verhaftet wurden, 
auch wenn im bretonischen Rennes ei¬ 
nem 20-Jährigen ein Auge ausgeschossen 
und 38 Demonstranten krankenhausreif 
geprügelt wurden - den Widerstand prü¬ 
gelt die provozierende Polizei nicht aus 
der Welt, sie nicht und nicht die hinter 
ihr stehende Regierung Valls und auch 
nicht geifernde Rechte wie Eric Ciotti, 
Abgeordneter aus dem Süden, die die 
Demonstrationen verbieten will. Der 


In der vergangenen Woche hatten die 
Mitglieder und Sympathisanten der 
spanischen „Vereinigten Linken (IU)“ 
darüber zu entscheiden, ob ihre Partei 
zu den kommenden Wahlen eine ge¬ 
meinsame Liste mit „Podemos (Wir 
können)“ bildet. Während die Partei¬ 
spitze für das Wahlbündnis warb, kriti¬ 
sierten Teile der IU, der auch die Kom¬ 
munistische Partei Spaniens (PCE) 
angehört, den „Zusammenfluss“ (Con- 
fluencia) der beiden Parteien. 

Am 26. Juni werden die Spanier 
wieder zur Wahl des Parlaments ge¬ 
beten. Nach den Wahlen vom 20. De¬ 
zember hatte kein Kandidat eine Re¬ 
gierungskoalition bilden können und 
sich zum Ministerpräsidenten wählen 
lassen. Die Sozialisten (PSOE) hatten 
Pedro Sänchez zum Ministerpräsiden¬ 
ten machen wollen. Der versprach zwar 
eine „Regierung des Wandels“, weiger¬ 
te sich aber, eine linke Koalition zusam¬ 
men mit Podemos und der Vereinigten 
Linken (IU) zu bilden. Sänchez woll¬ 
te stattdessen eine Regierung mit den 
liberalen rechten Ciudadanos („Bür¬ 
ger“) und einer entmündigten Pode¬ 
mos bilden. Aber deren Spitze sprach 
sich gegen eine solche Koalition aus 
und die Basis lehnte sie in einer Ab¬ 
stimmung ab. 

Zum ersten Mal seit 1978 gibt es nun 
die Situation, dass im Parlament keine 
Koalition gebildet werden kann. Jeder 
weiß, dass es nach den Neuwahlen im 
Juni wieder zu einer ähnlichen Situa- 


1. Mai und der 3. Mai werden weitere 
Meilensteine des Protestes sein, um die 
Aushöhlung des Arbeitsrechts zu verhin¬ 
dern. Die kämpfenden Gewerkschafter 
drängten selbst den Vorsitzenden Philip¬ 
pe Martinez auf dem Gewerkschaftskon¬ 
gress der CDT, das Wort „Generalstreik“ 
in den Mund zu nehmen. 

Das hinter der Regierung seinem 
Ausbeutungswerk nachgehende Finanz¬ 
kapital stärkt Präsident Francois Hollan¬ 
de den Rücken; der Präsident des Un¬ 
ternehmerverbandes Medef, Pierre Gat- 
taz, drängt darauf, das „Gesetz Khomri“ 
durchs Parlament zu peitschen. Danach 
wird der Mohr seine Schuldigkeit getan 
haben und kann gehen. Hollande hat sei¬ 
ne erneute Kandidatur von einer Trend¬ 
wende in der Arbeitslosigkeit abhängig 
gemacht. Die Statistik ist, in den Medi¬ 
en groß herausgestellt, zu Diensten: Wie 
in Deutschland wurden zum Beispiel die 
Fortzubildenden und Kranken aus der 
Arbeitslosenstatistik herausgerechnet - 
was tut’s, wenn die Zahl der prekär Be¬ 
schäftigten gleichzeitig steigt. Aber dass 
Francois Hollande erneut antritt, glaubt 
niemand so recht. Sein Wirtschaftsminis¬ 
ter Emmanuel Macron diente sich An¬ 
fang April der Bourgeoisie an mit der 
Gründung von „En marche!“ was sich zu 


tion kommen könnte: Voraussichtlich 
werden die Kräfteverhältnisse im neu¬ 
en Parlament ähnlich wie im jetzigen 
sein - selbst wenn Podemos und Verei¬ 
nigte Linke zusammen antreten wür¬ 
den. Eine Umfrage des Instituts Metro- 
scopia vom April ergab, dass ein Bünd¬ 
nis von Podemos und IU im Juni mit 
20,8 Prozent zur zweitstärksten Kraft 
werden könnte - noch vor den Sozia¬ 
listen mit 20,1. Nach dem spanischen 
Wahlrecht bedeutet das aber nicht un¬ 
bedingt, dass sie damit auch mehr Ab¬ 
geordnetenmandate als die Sozialisten 
erhalten würden. Nach der Umfrage 
steht die konservative „Volkspartei“ 
(Partido Populär, PP) bei 29 Prozent. 

Bis zum 13. Mai müssen die Wahllis¬ 
ten vorliegen. In der vergangenen Wo¬ 
che haben sich Podemos und IU offen 
dafür gezeigt, mit einer gemeinsamen 
Liste zu den Wahlen anzutreten. Vom 
2. bis zum 4. Mai konnten 70 000 Mit¬ 
glieder und Sympathisanten der IU 
nun über dieses Wahlbündnis abstim¬ 
men. Für das Wahlbündnis warb Alber¬ 
to Garzön, Spitzenkandidat der IU und 
Mitglied der PCE. Das Wahlbündnis sei 
„die einzige stichhaltige Strategie, um 
sich dem Feind der Volksklassen entge¬ 
genzustellen“, so Garzön. 

Teile der IU kritisieren dagegen 
das geplante Wahlbündnis, weil kein 
gemeinsames Programm vorliegt und 
daher die Bedingungen der Zusam¬ 
menarbeit unklar seien. Zwischen IU 
und Podemos gibt es erhebliche pro¬ 


einer Bewegung auswachsen soll. Medi¬ 
enwirksam machte er dem Renault-Boss 
Carlos Ghosn seinen Anteil am Profit 
streitig. Zum ersten Mal hatte die Ak¬ 
tionärsversammlung mit 54,12 Prozent 
beschlossen, die Managervergütung von 
7 Millionen Euro zu kürzen, was der Ver¬ 
waltungsrat aber flugs wieder zurecht¬ 
rückte. Dazu steckt Ghosn weitere 8 Mil¬ 
lionen von den japanischen Arbeitern 
bei Nissan ein. Premierminister Manuel 
Valls scharrt Ende April nun auch mit 
den Hufen mit seiner Bewegung „Gau¬ 
che adroite“. Im Französischen ein Wort¬ 
spiel, das verschiedene Assoziationen 
verbindet: auf Deutsch etwa „Geschickt 
links“, „Gauche a droit“ = „Die Linke 
nach rechts“, „Links steht dafür“ „Die 
Linke hat Recht“... Wann die Gründung 
offiziell wird, ist noch nicht bekannt, aber 
das Unterstützungskonzert wird auf dem 
Platz der Republik stattfinden und Ma¬ 
dame Sarkozy - Carla Bruni - wird dort 
singen ... Die beiden Galionsfiguren ver¬ 
lassen das sinkende Schiff Parti Socialis- 
te. Offiziell visiert Manuel Valls für seine 
Bewegung 2017 eine Mitgliederzahl von 
einer halben Million an. Die Tageszei¬ 
tung „Le Parisien“ deckte zum 1. Mai auf, 
dass Ende 2015 gerade 86171 Mitglieder 
ihren Beitrag pünktlich entrichtet hatten, 


grammatische Unterschiede. Während 
die IU sich immer für eine spanische 
Republik eingesetzt hat, hat es für Po¬ 
demos keine Priorität, dem König zu 
kündigen. Auch die Forderung nach ei¬ 


nem Austritt aus der NATO, die die IU 
erhebt, wird von Podemos nicht mitge¬ 
tragen. Und während die IU ein Bünd¬ 
nis linker Parteien ist - die PCE ist die 
stärkste Kraft innerhalb der IU -, hat 


mit denen, die zwei Monate im Verzug 
sind, wären es 135 833. Aber in das im 
kommenden Jahr anstehende Präsiden¬ 
tenrennen schickt die Bourgeoisie noch 
die Republikaner (LR), Expräsident Sar¬ 
kozy mandelt sich auf, der frühere Premi¬ 
er Francois Fillon rechnet sich Chancen 
aus und der Front National steht Gewehr 
bei Fuß, betreibt zur Zeit eine „Selbst¬ 
reinigung“: Parteichefin Marine Le Pen 
will die Anhänger ihres tiefbraunen Va¬ 
ters aus der Partei drängen. 

Nur die Linke ist (noch) nicht ge¬ 
wappnet. Jean-Luc Melenchon, der Ko- 
vorsitzende des „Parti de Gauche“, hat 
sich selbst aufgestellt. Die Kommunis¬ 
tische Partei Frankreichs (PCF) will die 
zerfallene Linksfront auf eine neue Basis 
stellen. Ihr Vorsitzender Pierre Laurent 
bestand im Interview mit „RT en fran- 
cais“ nicht auf eine Parteikandidatur. Auf 
dem Parteikongress vom 2. bis 5. Juni in 
Aubervilliers (Region Paris) wird darü¬ 
ber entschieden, auch wie mit den aus 
den USA importierten „Primaires“, also 
Vorwahlen innerhalb der Linken, umge¬ 
gangen wird. Zu dem vom Parteivorstand 
vorgelegten Grundsatzdokument „Met- 
tons nos forces en commun“ auf Deutsch 
etwa „Nehmen wir unsere Kräfte zusam¬ 
men“ wurden drei Alternativversionen 
eingereicht, darunter eine, die sich zur 
Aufgabe macht, die Partei zu erneuern. 
Zwischen dem 2. und 5. Mai stimmen die 
Parteimitglieder schriftlich ab, welcher 
der Texte zur Grundlage der Parteitags¬ 
diskussion gemacht werden soll. Daraus 
wird sich das Verhältnis der verschiede¬ 
nen Kräfte innerhalb der Partei ablesen 
lassen. Noch im Vorfeld des Parteitags 
unternimmt die Partei den Kraftakt, ihre 
Mitglieder mit 500 000 Fragebögen „Was 
fordert das Volk“ ausgestattet, zu einer 
„Großen Bürgerbefragung“ ausschwär¬ 
men zu lassen. Leider vermisst man so 
wichtige Fragen wie zur Interventions¬ 
politik Frankreichs und der NATO, die 
von Hollande vollzogene Reintegration 
der Streitkräfte in die NATO. Die Eigen¬ 
tumsfrage wird nicht gestellt. Zur EU 
wird nur nach einer (illusionären) Neu¬ 
verhandlung der Verträge gefragt. 

Pierre Laurent jedenfalls brachte im 
Interview die Klassenverhältnisse im 
Lande auf eine kurze Formel: die Ver¬ 
hältnisse haben sich verschlechtert, aber 
auch Hoffnungen sind auf gekeimt. 

Georges Hallermayer 


Podemos sich seit seiner Gründung als 
„weder links noch rechts“ definiert. Das 
IU-Programm fordert die Verstaatli¬ 
chung von wirtschaftlichen Schlüssel¬ 
bereichen wie dem Energiesektor, wäh¬ 


rend solche Forderungen bei Podemos 
keine Rolle spielen. Auch die Podemos- 
Basis muss dem Wahlbündnis noch zu¬ 
stimmen. 

Carmela Negrete 


Ein Wahlbündnis mit „Podemos“? 

Spaniens „Vereinigte Linke“ stimmt über eine gemeinsame Liste zur Parlamentswahl ab 



Das Bündnis mit Podemos sei „die einzige stichhaltige Strategie“: Alberto 
Garzön, Spitzenkandidat der IU. 
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Von Lissabon bis Wladiwostok 

Deutsche Unternehmenslenker dringen auf 
Aufhebung der Russland-Sanktionen 



Von Revolution sprechen: Demonstration der moldawischen Kommunisten. 

Nacktes Elend in Moldawien 

Großrumänischer Nationalismus bedroht Existenz des Staates 


N ach Auffassung des Vorsitzen¬ 
den der Partei der Kommunisten 
der Republik Moldova (PKRM), 
Wladimir Woronin, verschlechtert sich 
die Lage in seinem Land in allen sozi¬ 
alen, wirtschaftlichen und politischen 
Bereichen: „Was in Moldawien passiert, 
kann nur als Katastrophe bezeichnet 
werden, und diese Katastrophe voll¬ 
zieht sich mit dem Segen der Vertreter 
der USA, der EU-Administration und 
der Führung der Parlamentarischen Ver¬ 
sammlung des Europarats“ stellte er auf 
einer Pressekonferenz am 18. April zu 
den Ergebnissen der jüngsten Sitzung 
des letzteren Gremiums fest. Und wei¬ 
ter: „Im Land wächst mit jedem Tag die 
Korruption, die Mafia, der Mangel an 
Professionalität und Kompetenz, das 
Fiasko.“ „Das Land ist vollständig dein- 
dustrialisiert. Es herrscht nicht mehr nur 
Armut, sondern nacktes Elend. Mehr als 
60 Prozent der arbeitsfähigen Bevölke¬ 
rung zwischen 20 und 40 Jahren haben 
das Land verlassen. Der Gesundheits¬ 
zustand der neugeborenen Kinder hat 
sich im Verlauf von sieben Jahren um 75 
Prozent verschlechtert, die Sterberate 
ist um ein Mehrfaches gestiegen“ stellte 
Woronin fest. 

Über mögliche Auswege aus die¬ 
ser Lage bemerkte er: „Ich weiß nicht, 
welche demokratischen Formen helfen 
könnten.“ Er fügte hinzu, dass er bereits 
häufiger auf verschiedenen moldaui¬ 
schen Diskussionsplattformen das Wort 
„Revolution“ ausgesprochen habe, „In 
welchem Sinne, habe ich nicht genauer 
ausgeführt. Aber ich habe von Revo¬ 
lution gesprochen. In welcher Art das 
sein wird, das werden wir gemeinsam 
mit dem Volk klären, mit denjenigen, 
die noch im Land sind.“ 

Der Vorsitzende der Sozialistischen 
Partei Moldawiens (SPM), Igor Dodon, 
der ebenfalls an der Sitzung der Parla¬ 
mentarischen Versammlung des Europa¬ 
rats teilgenommen hatte, erklärte seiner¬ 
seits, dass das Land unter den Losungen 
der europäischen Integration degradiert 
werde: die Kennziffern von Demokratie 
und wirtschaftlicher Freiheit verschlech¬ 
tern sich, die ökonomische Konkurrenz¬ 
fähigkeit sinkt, das Gerichtssystem ist 
korrumpiert, in den Gefängnissen sit¬ 
zen politische Gefangene, Oligarchen 
haben die meisten staatlichen Instituti¬ 
onen okkupiert. All das ist nach Dodons 
Worten das Resultat der Unterstützung 
der derzeitigen Machthaber durch „äu¬ 
ßere Partner“. 

Die Folge sei, so hebt der Vorsitzen¬ 
de der SPM hervor, ein deutliches Ab¬ 
sinken der Zustimmung der Bevölke¬ 
rung Moldawiens zur europäischen In¬ 
tegration. Wenn im Jahr 2009 70 Prozent 
der Bürger des Landes dafür waren, so 
seien es heute mit 34 Prozent nur noch 
halb so viel.“ 

Dodon endete mit der Warnung an 
die ausländischen Paten des korrupten 
Oligarchen-Regimes, dass sie bei einer 
weiteren Unterstützung dieses Regi¬ 
mes und der Fortsetzung ihrer Erpres¬ 


sungsversuche mittels des „russischen 
Faktors“ auf einen noch größeren Ver¬ 
trauensverlust in der Bevölkerung und 
darauf gefasst sein müssten, dass eine 
soziale Explosion in Moldawien unver¬ 
meidlich wird. 

Diese brandgefährliche Mixtur ge¬ 
winnt noch dadurch an Sprengkraft, dass 
die Bevölkerung Moldawiens hinsicht¬ 
lich ihrer Orientierung auf äußere Part¬ 
ner in zwei Lager zerrissen ist. Während 
das eine sich auf dem Hintergrund der 
Zugehörigkeit Moldawiens zum zaris¬ 
tischen Russland und dann der Sowje¬ 
tunion (rund 200 Jahre mit kurzen Un¬ 
terbrechungen von 1792 bis 1991) nach 
Russland orientiert, fühlt sich das andere 
im Kontext der Okkupation Moldawi¬ 
ens oder von Teilen des Landes durch 
Rumänien von 1918 bis 1940, bzw. durch 
rumänische Truppen im Verbund mit 
der Wehrmacht Nazi-Deutschlands zwi¬ 
schen 1941 und 1944, eher mit Rumänien 
verbunden. 

Letzteres wird von großrumänischen 
Nationalisten und moldawischen Sepa¬ 
ratisten für eine immer ungezügeltere 
Propaganda und die Organisation kon¬ 
kreter Maßnahmen für einen Anschluss 


„In Schulklassen muss die 
Flagge ,Croßrumäniens‘ 
hängen.“ 


Moldawiens an Rumänien genutzt. Dies 
geschieht offen, ungehindert, sowie mit 
Unterstützung von Regierungskreisen in 
Rumänien und Moldawien und liegt im 
Interesse der Herrschenden in Washing¬ 
ton, Brüssel und Berlin. 

Diese Problematik steht im Mittel¬ 
punkt eines ausführlichen Beitrages des 
russischen Politologen Georgi Filimo- 
now, der am 6. April in der Internetz¬ 
eitung „Swobodnaja Pressa“ veröffent¬ 
licht wurde. Gestützt auf moldawische 
Experten führt der Autor eine Fülle von 
Beispielen für die gegen die Existenz der 
Republik Moldova gerichtete subversive 
Tätigkeit großrumänischer Nationalis¬ 
ten und moldawischen Separatisten an, 
die bis hinein in die höchsten Etagen der 
Macht reichen. Einige Belege: 

★ So fand Ende März in Chisinau ein 
Kongress mit Delegierten aus Moldawi¬ 
en und Rumänien statt, der eine Dekla¬ 
ration über die Vereinigung Moldawiens 
mit Rumänien angenommen hat und ein 
Leitungs-, bzw. Regierungsorgan instal¬ 
lierte. Der Kongress verkündete das Ziel, 
zum März 2018 die Vereinigung vorzu¬ 
bereiten, und bot der Ukraine Transnist- 
rien (d.h. die völkerrechtlich nicht aner¬ 
kannte PMR, in der sich russische Frie¬ 
denstruppen befinden), als Tauschobjekt 
gegen die Bukowina und das südliche 
Bessarabien an, was man wohl nicht an¬ 
ders als eine abenteuerliche Provokati¬ 
on bezeichnen kann! Anschließend fand 
in Chisinau ein Marsch der Unionisten 
(Anhänger des Anschlusses von Molda¬ 
wien an Rumänien - W. G.) statt, der von 
NGOs aus beiden Staaten organisiert 


wurde. Nach der Statistik sind etwa 20 
Prozent der Bürger der Republik Mol¬ 
dova Anhänger der Vereinigung. 

★ Die Machthaber in Moldawien haben 
den Feiertag der moldawischen Sprache 
in „Limba noastra cea romana“ („Un¬ 
sere rumänische Sprache“) umbenannt. 

★ Der moldawische Fernsehkanal „Jur- 
nal TV“ strahlt ein Programm „Dialoge 
über die Vereinigung“ aus. 

★ Die „Märsche für die Vereinigung“, 
die die Liquidierung der Staatlichkeit 
Moldawiens propagieren, wurden lega¬ 
lisiert. 

★ Das Innenministerium Moldawiens 
hat einen Vertrag mit der Gendarmerie 
Rumäniens abgeschlossen, der die Fest¬ 
legung enthält, dass die rumänischen 
Truppen des Inneren zur Unterdrückung 
von „Unruhen“ in Moldawien eingesetzt 
werden können. 

★ Die moldawische Bildungsministerin 
Korina Fusu verfügte, dass während des 
Geschichtsunterrichts in den Klassen¬ 
zimmern eine Landkarte und die Flag¬ 
ge „Großrumäniens“ aufgehängt werden 
müssen. 

★ Seit dem 1. September 2012 wird in 
den Schulen Moldawiens die „Geschich¬ 
te Rumäniens“ gelehrt. 

★ Der Präsident der Akademie der 
Wissenschaften der Republik Moldawi¬ 
en hat dazu aufgerufen, einen konkre¬ 
ten Plan zur Vereinigung mit Rumänien 
auszuarbeiten. 

★ Fünf von sechs Richtern des Verfas¬ 
sungsgerichts sind rumänische Staats¬ 
bürger. 

★ Von Rumänien wurde mit den Macht¬ 
habern Moldawiens ein Vertrag zur mi¬ 
litärischen Zusammenarbeit abgeschlos¬ 
sen. Im Widerspruch zur in der Verfas¬ 
sung verankerten Neutralität des Landes 
wird die moldawische Armee de facto 
dem Generalstab Rumäniens unterstellt, 
das Mitglied der NATO ist. 

All das sind ungeheuerliche Fakten ei¬ 
ner Variante der antirussischen Strate¬ 
gie Washingtons, Brüssels und Berlins, 
die in mancher Hinsicht an die Einver¬ 
leibung der DDR durch die BRD erin¬ 
nern. Was Moldawien betrifft, so geht 
es konkret darum, einen unabhängigen, 
seiner Verfassung nach neutralen Staat 
mit Hilfe Rumäniens sowie großrumä¬ 
nischer Nationalisten und Separatisten 
in Moldawien selbst durch den NATO- 
Staat Rumänien aufzusaugen und damit 
einen Vorposten dieses aggressiven Mi¬ 
litärpakts im nahen Umfeld Russlands 
auszubauen. 

Es ist zu hoffen, dass sich vor al¬ 
lem die beiden großen linken Partei¬ 
en in Moldawien, die kommunistische 
und die sozialistische Partei dieser Ge¬ 
fahren für ihr Land und für Europa be¬ 
wusst sind und bereit sein werden, bei 
der Präsidentenwahl im Oktober über 
den Parteienstreit hinweg die patrioti¬ 
schen Kräfte ihres Landes zu sammeln, 
um mit einem gemeinsamen Kandidaten 
die Chance für einen Stopp des verhäng¬ 
nisvollen Kurses zu nutzen. 

Willi Gerns 


Mehr als zwei Drittel der Deutschen 
sprächen sich dafür aus, die Sanktionen 
zu beenden, berichtet die Hamburger 
Körber-Stiftung unter Berufung auf 
eine aktuelle Umfrage; mehr als vier 
Fünftel wünschten zudem eine engere 
Kooperation mit Russland, 95 Prozent 
hielten eine Annäherung in den nächs¬ 
ten Jahren für „wichtig“ oder „sehr 
wichtig“. Die Körber-Stiftung, eine auf 
dem Feld der Außenpolitik einflussrei¬ 
che Organisation, bemüht sich seit Jah¬ 
ren um den Ausbau der Kooperation 
zwischen Deutschland und Russland. 

Die Forderungen nach einer Ab¬ 
kehr von der Sanktionspolitik gegen¬ 
über Moskau werden seit geraumer 
Zeit in mehreren EU-Staaten lauter - 
etwa in Italien, das Russland zu seinen 
wichtigsten Wirtschaftspartnern zählt. 
Wachsender Widerstand kommt nicht 
zuletzt aus Kreisen der deutschen Un¬ 
ternehmensspitzen, die sich von einem 
baldigen Ende der Sanktionen einen 
neuen Aufschwung ihres Ostgeschäfts 
erhoffen: Seit 2012 sind allein die Ex¬ 
porte nach Russland von einem Jahres¬ 
volumen von 38 Mrd. Euro auf weniger 
als 22 Mrd. Euro eingebrochen. 

Entsprechende Stellungnahmen 
waren zuletzt beispielsweise auf dem 
„east forum Berlin“ zu vernehmen, 
das der „Ost-Ausschuss der Deutschen 
Wirtschaft“ Mitte April gemeinsam mit 
der Metro Group und der italienischen 
Uni Credit zum vierten Mal in der deut¬ 
schen Hauptstadt durchführte. Mehr 
als 400 Personen, darunter die kürzlich 
entlassene Finanzministerin der Ukrai¬ 
ne, Natalie Jaresko, und Alexej Lichat- 
schew, Russlands Erster Vize-Minister 
für wirtschaftliche Entwicklung, dis¬ 
kutierten dort über den Aufbau eines 
„Wirtschaftsraums von Lissabon bis 
Wladiwostok“. Bei einer Umfrage unter 

Demokratische 


Ein polnisches Gericht hat vier Mitglie¬ 
der der Kommunistischen Partei Polens 
(KPP) verurteilt, weil sie „Propagan¬ 
da für den Kommunismus“ betrieben 
haben. 

Die vier Kommunisten hatten in der 
Redaktion der Parteizeitung „Brzask“ 
(Morgengrauen) mitgearbeitet und 
auf der Website der Partei Artikel ver¬ 
öffentlicht. Sie wurden zu einer Be¬ 
währungsstrafe von neun Monaten, 
Arbeitsstunden und einer Geldstrafe 
verurteilt. Die KPP stellte klar, dass 
die Kommunisten in Polen sich von der 
antikommunistischen Verfolgung nicht 
einschüchtern lassen würden. „Die 
Maßnahmen gegen die Kommunisten 
gehen Hand in Hand mit der Zuspit¬ 
zung der barbarischen, gegen das Volk 
gerichteten Politik der Regierung und 
der EU“, so die KPP. Das Gericht ur¬ 
teilte die Vier in einem Schnellverfah¬ 
ren ab, in dem die Angeklagten keine 
Möglichkeit hatten, sich zu verteidigen. 
Die Grundlage des Urteils ist der Pa¬ 
ragraph 256 des Strafgesetzes, der un¬ 
ter Strafe stellt, „öffentlich für ein fa¬ 
schistisches oder anderes totalitäres 
System“ zu werben. 2011 - noch vor 
dem Machtkampf zwischen der jetzi¬ 
gen Regierung der Partei „Recht und 

Frühlingssturm 

NATO-Manöver in Estland 

Rund 6 000 Soldaten aus neun Ländern 
haben am Montag ein großes Manöver 
in Estland begonnen. Neben Truppen 
der estnischen Berufs- und Freiwilli- 
genarmee, Wehrpflichtigen und Re¬ 
servisten sind Einheiten aus acht NA¬ 
TO-Staaten und aus Finnland an der 
Übung „Spring Storm“ beteiligt. Mit 
der bis zum 20. Mai laufenden Übung 
soll die Abstimmung zwischen ver¬ 
schiedenen Einheiten trainiert werden. 
Das jährliche Manöver ist zugleich der 
Abschlusstest für die Wehrpflichtigen. 
Nach Angaben der lettischen Armee 
wurde nahe der Küstengrenzen am 


rund 180 Teilnehmern der hochkarätig 
besetzten Veranstaltung sprachen sich 
mehr als 80 Prozent klar für Verhand¬ 
lungen zwischen der EU und der von 
Moskau geführten Eurasischen Wirt¬ 
schaftsunion über die Gründung eines 
gemeinsamen „Wirtschaftsraums“ aus. 
Sie fanden Gehör: In einer Rede zur 
Eröffnung des „east forums“ bekräftig¬ 
te der Staatssekretär im Auswärtigen 
Amt Stephan Steinlein, die Bundesre¬ 
gierung trete „für Kontakte zwischen 
EU und Eurasischer Wirtschaftsunion“ 
ein. Auch die Russland-Sanktionen wa¬ 
ren auf dem „east forum“ ein wichti¬ 
ges Thema. 35 Prozent der Befragten 
sagten, sie rechneten mit einem Ende 
der Strafmaßnahmen noch in diesem 
Jahr, während 27 Prozent dies für 2017 
annahmen. 

Ein erster Schritt in Richtung An¬ 
näherung war am 20. April zu ver¬ 
zeichnen - mit dem ersten Treffen des 
NATO-Russland-Rats seit rund zwei 
Jahren. Für die Zusammenkunft hat¬ 
te sich vor allem die Bundesregierung 
stark gemacht. Zwar sprach NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg nach 
dem Treffen von „tiefreichenden und 
andauernden Differenzen“; doch war 
anschließend von einer Fortsetzung 
des Dialogs die Rede. Damit ist es Ber¬ 
lin gelungen, die Gespräche zwischen 
Moskau und dem westlichen Kriegs¬ 
bündnis wieder in Gang zu bringen. 
Dies erfolgt zu einer Zeit, zu der die 
Bundeskanzlerin eine faktisch dauer¬ 
hafte Stationierung deutscher Soldaten 
im Rahmen eines NATO-Bataillons in 
Litauen in Aussicht stellt; dies liefe 
auf einen Bruch der NATO-Russland- 
Grundakte und damit eine weitere Es¬ 
kalation im Konflikt zwischen Russland 
und dem Westen hinaus. 

German-Foreign-Policy.com 
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Gerechtigkeit“ (PiS) und dem Verfas¬ 
sungsgericht - hatte das Verfassungs¬ 
gericht diesen Artikel aufgehoben, weil 
er dem Recht auf freie Meinungsäuße¬ 
rung widerspreche. 2013 hatte ein PiS- 
Abgeordneter Anzeige gegen die vier 
Kommunisten erstattet, der Staatsan¬ 
walt leitete jedoch kein Verfahren ein. 
Nachdem im vergangenen Jahr die 
PiS mit der Ministerpräsidentin Bea- 
ta Szydlo an die Regierung gekommen 
war, erhob die Staatsanwaltschaft von 
Katowice Anklage. Die vier Aktivisten 
hätten öffentlich für ein totalitäres Sys¬ 
tem geworben, dies widerspreche de¬ 
mokratischen Werten. 

Denselben Paragraphen wendet die 
polnische Justiz nicht an, wenn Fa¬ 
schisten demonstrieren oder Rassisten 
ihre Propaganda verbreiten. Statt des¬ 
sen denkt das Verteidigungsministe¬ 
rium darüber nach, rechte Milizen zu 
bewaffnen und in die „Landesverteidi¬ 
gung“ einzubinden. 

Am 1. April beschloss das Parlament 
ein Gesetz zum „Verbot der Propagan¬ 
da für den Kommunismus“, das den lo¬ 
kalen Behörden vorschreibt, Stra¬ 
ßennamen und Denkmäler mit einer 
Verbindung zu kommunistischen Tra¬ 
ditionen zu beseitigen. om 


Sonntag ein U-Boot der russischen 
Flotte gesichtet. Das Militärministe¬ 
rium des benachbarten Litauen teil¬ 
te zudem am Montag mit, dass NA- 
TO-Flugzeuge in der vergangenen 
Woche fünfmal bei Flugmanövern 
der russischen Luftwaffe im inter¬ 
nationalen Luftraum aufgestiegen 
seien. Die lettischen und litauischen 
Quellen geben jedoch nicht an, aus 
welchen Gründen die Anwesenheit 
russischer Schiffe und Flugzeuge im 
Ostseeraum eine „Bedrohung“ dar¬ 
stellen. 

zlv 


Polen: Gericht verurteilt Kommunisten 
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K.ariKatur: berna bucKing 


„Der 8. Mai sollte in jedem Fall ein 
gesetzlicher Feiertag werden“ 

Interview mit Heinrich Fink, Ehrenvorsitzender der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA) 


UZ: Die Linksfraktion hat jungst ihre 
Forderung erneuert, den 8. Mai zum ge¬ 
setzlichen Feiertag zu machen. Unter¬ 
stützen Sie diese Forderung? 

Heinrich Fink: Selbstverständlich. Den 
Tag der Befreiung Deutschlands vom 
Faschismus zum Feiertag zu machen, 
wäre auch aktuell ein geeignetes Sig¬ 
nal gegen die erstarkende rassistische 
Stimmungsmache und das Aufkom¬ 
men der AfD in diesem Land. Der 
Vorstoß der Linksfraktion ist daher in 
jedem Fall begrüßenswert, scheitert je¬ 
doch leider maßgeblich am Widerstand 
der CDU/CSU. Diese sind offensicht¬ 
lich noch immer nicht bereit, der Opfer 
der faschistischen Barbarei würdig zu 
gedenken. Man darf ja nicht vergessen, 
dass allein über 20 Millionen Bürgerin¬ 
nen und Bürger der Sowjetunion im 2. 
Weltkrieg ihr Leben im Kampf gegen 
den Faschismus verloren haben. Diese 
Opfer sollten endlich angemessen ge¬ 
würdigt werden. 

UZ: Wie könnte der Druck auf die Bun¬ 
desregierung erhöht werden? 

Heinrich Fink: Es müsste am 8. Mai zu 
weitaus mehr öffentlichen Kundgebun¬ 
gen und Protesten von Antifaschisten 
kommen. Ich ünde die Idee der DKP 
sehr ansprechend, die in Berlin-Kreuz- 
berg jedes Jahr am 8. Mai ein öffent¬ 
liches Befreiungsfest durchführt. Vor 
allem vor dem Hintergrund der zu¬ 
nehmenden Aktivitäten von Neonazis 
und Rassisten ist es wichtig, dass wir 
öffentlich wahrnehmbar Stellung be¬ 
ziehen. Nicht nur gegen faschistische 
Hetze, sondern auch gegen imperialis¬ 
tische Kriegspolitik. Der Schwur von 
Buchenwald hat nichts an seiner Ak¬ 
tualität eingebüßt. Er sollte weiterhin 
politische Richtlinie für uns Antifa¬ 
schisten sein. 

UZ: Am 1. Mai haben Neonazis vieler¬ 
orts erneut versucht, mit rassistischer 
Hetze und sozialer Demagogie An¬ 
hänger zu finden. Wie bewerten Sie die 
diesjährigen Aktivitäten der extremen 
Rechten? 

Heinrich Fink: Ich war vor allem er¬ 
schrocken, dass es den Nazis unter 
anderem in Plauen gelungen ist, Ge¬ 
gendemonstranten zu attackieren. Als 
VVN-BdA haben wir die Losung aus¬ 
gegeben, dass Faschismus keine Mei¬ 
nung, sondern ein Verbrechen ist. Die¬ 
se Einschätzung haben die Nazis am 
1. Mai erneut bestätigt. Ich empünde 
es als Schande, dass Tausende Polizei- 
beamte abgesteht und genötigt werden, 


die braunen Volksverhetzer zu eskor¬ 
tieren und vor antifaschistischen Pro¬ 
testen zu schützen. Ich bin mir sicher, 
dass die Nazis in den meisten Städten 
ohne den Schutz durch die Beamten gar 
nicht erst hätten aufmarschieren kön¬ 
nen, sondern am Widerstand von An¬ 
tifaschisten gescheitert wären. Beson¬ 
ders erschreckend fand ich in diesem 
Zusammenhang auch das Vorgehen 
der Beamten rund um den Parteitag 
der AfD in Stuttgart, der ja ebenfalls 
am letzten Wochenende stattfand. 

UZ: Inwiefern? 

Heinrich Fink: Die Polizei ist in Stutt¬ 
gart gegen friedliche Demonstranten 
vorgegangen. Gewerkschafter ha¬ 
ben in den Medien von gewalttätigen 
Übergriffen der Beamten berichtet. 
Auch zu massiven Bedrohungen soll es 
dabei gekommen sein. Ich habe mich 
gefreut, dass so viele junge Menschen 
gegen den Parteitag der AfD protes¬ 
tiert haben. Das war und ist auch künf¬ 
tig dringend notwendig! 

UZ: Der AfD wird in Meinungsum¬ 
fragen prognostiziert, künftig als dritt- 
stärkste Partei in den Bundestag einzu¬ 
ziehen. Wie groß ist die Gefahr, die von 
dieser Partei ausgeht? 

Heinrich Fink: Ich warne davor, die 
AfD zu unterschätzen. Derzeit hat 
sie eine Scharnierfunktion inne. Sie 
verbindet rechtskonservative Kreise 
mit Personen, die sich offen rassistisch 
gerieren. Sie ist meines Erachtens zu¬ 
nehmend eine Art parlamentarischer 
Arm der rassistischen „Pegida“-Be- 
wegung. Vor allem darf auch die so¬ 
zialchauvinistische Positionierung der 
AfD nicht außer Acht gelassen wer¬ 
den. Wer der AfD die Stimme gibt 
oder sie unterstützt, steht für ein mit¬ 
telalterliches Menschen- und Famili- 
enbild, rassistische Stimmungsmache 
gegen Flüchtlinge und den Islam und 
damit für eine ausgeprägte Menschen¬ 
feindlichkeit. Von den wirtschafts- 
und sozialpolitischen Vorstellungen 
der AfD will ich erst gar nicht reden. 
Hätte sie das Sagen, würden arme 
Menschen noch weiter deklassiert, 
als es schon jetzt der Fall ist. Was wir 
aktuell brauchen sind hingegen Inves¬ 
titionen in den Sozialstaat, in Bildung 
und Infrastruktur. 

UZ: Die AfD punktet aktuell aufgrund 
ihrer Ablehnung der aktuellen Flücht¬ 
lingspolitik. Vor welchen Herausforde¬ 
rungen sehen Sie die Politik vor diesem 
Hintergrund? 



Heinrich Fink: Deutschland ist ein rei¬ 
ches Land und ganz klar in der Lage, 
Notleidenden zu helfen. Wo ein Wille 
ist, ist auch ein Weg. Wie gesagt, wir 
brauchen soziale Investitionen für 
Deutsche und Flüchtlinge, um den 
Rechten den Wind aus den Segeln zu 
nehmen und auch den Einheimischen 
klar zu machen, dass nicht die Flücht¬ 
linge ein Problem oder eine Konkur¬ 
renz für sie darstellen, sondern eine 
unsoziale Politik. 

Die etablierte Politik sollte sich au¬ 
ßerdem im Klaren darüber sein, dass sie 
mancherorts die Propaganda der Rech¬ 
ten bestärkt, wenn sie von Obergrenzen 
redet oder undemokratische Staaten 
und Regime zu vermeintlich sicheren 
Herkunftsländern macht. Wenn schon 
die ganze Zeit über die Bekämpfung 
von Fluchtursachen gesprochen wird, 
dann sollte man das auch ernst mei¬ 
nen. Und zur Wahrheit gehört, dass die 
Menschen beispielsweise aus Afghanis¬ 
tan, Libyen, Syrien und dem ehemali¬ 
gen Jugoslawien nach Europa flüchten, 
weil wir Kriege gegen ihre Länder ge¬ 
führt, oder sie zumindest befördert oder 
unterstützt haben. Von den Waffenlie¬ 
ferungen in Krisenregionen ganz zu 
schweigen. Wenn es hier nicht zu einer 
radikalen Umkehr kommt, brauchen 
wir uns über die Anzahl von Flücht¬ 
lingen kaum zu wundern. Wieder ein¬ 
mal zeigt sich, dass es unsere Aufgabe 
als Antifaschisten und Linke ist, Auf¬ 
klärung zu betreiben. Da können wir 
sicherlich künftig noch klüger agieren 
und besser werden. Um unser weiteres 
Vorgehen zu diskutieren, ist sicherlich 
auch das UZ-Pressefest ein geeigneter 
Ort. Ich werde jedenfalls nach Dort¬ 
mund kommen und dabei sein. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Gastkolumne von Georg Fülberth 


Proto-faschistisch 


Oskar Lafontaine sagte dem „Spie¬ 
gel“, die „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) könne der Partei „Die 
Linke“ nicht gefährlich werden, denn 
erstere sei neoliberal (= marktradi¬ 
kal). Bedenklicher wäre es, wenn es 
sich um den „Front National“ von 
Marine Le Pen handelte, denn die¬ 
ser kombiniere Fremdenfeindlich¬ 
keit mit sozialer Demagogie. 

Vielleicht hat Lafontaine über¬ 
sehen, dass der marktradikale Flü¬ 



gel der AfD schon seit Juli 2015 auf 
dem Rückzug ist: mit dem Sturz ih¬ 
res damaligen Vorsitzenden Bernd 
Lucke und dem Austritt Olaf Hen¬ 
kels. Um sie los zu werden, verbün¬ 
dete sich Frauke Petry mit den Na¬ 
tionalkonservativen und den Völ¬ 
kischen. Denen ist sie mittlerweile 
schon zu mittig. Mit marktliberalen 
Parolen kann die AfD nichts mehr 
gewinnen. Mittlerweile gelingt es 
der FDP gelingt immer besser, die 
neoliberale Wählerschaft wieder auf 
sich zu vereinigen. Der AfD schadet 
dies nicht, denn sie bekommt viele 
Stimmen von Arbeitern und Ar¬ 
beitslosen. Diese fürchten, Flücht¬ 
linge nähmen ihnen Jobs weg und 


drückten durch Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt die Löhne. Ihr Irrtum 
ist folgender: Einwanderungsstopp 
schützt sie nicht. Käme er, würden 
die Unternehmer noch stärker als 
bisher ihre anderen Instrumente für 
Lohn-Dumping und Abbau von Ar¬ 
beitsplätzen anwenden: Verlagerung 
von Fertigung in Niedriglohnländer 
sowie Steigerung der Produktivität 
ohne Senkung der Arbeitszeit, zum 
Beispiel im Zusammenhang mit In¬ 
dustrie 4.0. 

Da diese Teile der Arbeiterklasse 
von der AfD für lau zu haben sind, 
muss sich diese programmatisch 
nicht anstrengen, um sie zu gewin¬ 
nen und zu halten. Immerhin hat sie 
nichts mehr gegen den Mindestlohn. 

Sie ist auch gegen den „Bolog- 
na“-Prozess an den Universitäten, 
durch den Kurzstudiengänge einge¬ 
führt wurden. Das ist der Sache nach 
nicht falsch, entspricht aber dem Na¬ 
tionalismus dieser Partei: gegen Eu¬ 
ropa, für die guten alten deutschen 
Diplome. Den Unternehmern wird 
das nicht schmecken, denn Bolog¬ 
na beschert ihnen wohlfeile akade¬ 
mische Arbeitskräfte mit Bachelor- 
Abschluss. 

Wirtschafts- und sozialpolitisch 
wird sich die AfD also nicht weit 
aus dem Fenster hängen. Um den 
Laden zusammenzuhalten, wird sie 
sich vor allem mit Themen profilie¬ 
ren, in denen ihr Anhang sich einig 
ist: gegen Minarette, Ausländer und 
Homo-Ehe. 

Ein Prototyp ist ein Modell, das 
noch nicht in Serie gegangen ist. Die 
AfD ist keine faschistische Partei, 
sondern vorerst eine proto-faschis- 
tische. 


Uwe Koopmann zum Personalwechsel beim BND 

Neue Männer 
braucht das Land 


Als ich vor rund 40 Jahren mit einer 
Gruppe von Studenten der Carl- 
von-Ossietzky-Universität (benannt 
nach dem Friedensnobelpreisträger 
von 1936) durch das Ipweger Moor 
bei Oldenburg auf der Suche nach 
einer Raketenstation war, hatten 
wir - mit gebührendem Abstand - 
mehrere Begleiter. Die Personen¬ 
erfassung unserer Gruppe durch 
den Militärischen Abschirmdienst 
(MAD) dürfte mit einem einfachen 
Fernglas und mit einem normalen 
Teleobjektiv gelungen sein. Auftrag 
erfüllt. Vermutlich gab es anschlie¬ 
ßend einen Datenabgleich mit dem 
Verfassungsschutz (VS), der ja auch 
für die Observierung des Ostermar¬ 
sches 1982 zuständig war. Abgleich 
vermutlich auch mit den Daten des 
Bundesnachrichtendienstes: Was 
wusste die Hauptverwaltung Aufklä¬ 
rung des MfS in der Normannenstra¬ 
ße von subversiven Erkundungen 
auf dem Territorium der BRD? Das 
wiederum musste der BND wissen. 
Die DDR war ja eigentlich kein In¬ 
land. 

Das Spiel „Räuber und Gendarm“ 
ist vorbei. Der damalige BND-Chef 
war Klaus Kinkel (FDP), er wech¬ 
selte von der Auslandsspionage über 
das Justizministerium ins Bundesau¬ 
ßenministerium. Er kannte sich ja 
anscheinend aus. Auf Kinkel folgten 
neun andere Amtsinhaber. Nur Män¬ 
ner. Nun ist der letzte geschasst: Ger¬ 
hard Schindler (wieder: FDP). Auch 
er saß wohl auf dem alten Schleuder¬ 
sitz, denn kaum eine Behörde dürfte 
seit ihrer Gründung unter Nazi-Gene¬ 
ral Reinhard Gehlen bis in die aller¬ 
jüngste Gegenwart so skandalträchtig 
sein wie der BND. 

Steine zur Demokratie-Verhin¬ 
derung pflastern den Weg: Überwa¬ 
chung durch NSA, Inlandsspionage 
für die NSA, Kooperation mit der Te¬ 


lekom, Absaugen am Glasfasernetz 
DE-CIX, Einsatz von 800 000 Selek¬ 
toren (Stichwortgebern), ... Und der 
Zuschuss aus dem Bundeshaushalt 
beträgt in diesem Jahr mehr als 724 
Millionen Euro. Allein für die Inter¬ 
netüberwachung sollen bis 2020 etwa 
300 Millionen Euro eingesetzt wer¬ 
den. 



Manchem Geheimdienstmann 
wie Schindler ist der Schlapphut of¬ 
fensichtlich zu groß geworden. Zu 
seinem Nachfolger wurde für den 
1. Juli Bruno Kahl (CDU) bestimmt. 
Der Mann aus dem Schäuble-Umfeld 
nennt seine Ziele beim BND nicht. 
Das wichtigste dürfte sein, dass ins¬ 
geheim effektiver gearbeitet wird. 
Überall in der Welt gilt es schließlich, 
„unsere Interessen“ auch hinter den 
Kulissen durchzusetzen. 

Auch Vize-Chef Michael Klor- 
Berchtold musste seinen Schlapphut 
vorzeitig an den Haken hängen. Als 
vorheriger Botschafter in Somalia 
und im Jemen kannte er sich zwar im 
Krisengeschäft aus. Das reichte aber 
nicht, um das Chaos im BND zu ord¬ 
nen. Dafür darf er jetzt in Teheran den 
Botschafter spielen. Dort dürfte er 
wieder auf alte Spielkameraden sto¬ 
ßen, denn die National Security Agen¬ 
cy (NSA) hat ihn wieder im Blick. 
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Der Grabstein in der Diele 

Erinnerung an Adolf Bauer, von den Faschisten im Juli 1932 ermordet 


W er in den letzten 30 Jahren 
unseren Genossen Bernd 
Frohböse zu Hause in Bruns¬ 
büttel besuchte, musste fast zwangsläu¬ 
fig am Grabstein vorbei. Neuen Besu¬ 
chern musste Bernd die Geschichte des 
Steins erklären. Seine Inschrift lautet: 
„Hier ruht unser Gen. Adolf Bauer, ge¬ 
boren am 6. Juni 1906, am 10. Juli 1932 
von Nazis ermordet. Sein Leben war nur 
Kampf.“ In den roten Marmor sind Ham¬ 
mer und Sichel eingraviert. 

Wer aber war Adolf Bauer, der be¬ 
reits 1932, also noch vor der Machtüber¬ 
tragung an Hitler, im Alter von 26 Jah¬ 
ren Opfer des Faschismus wurde? 

Keine Drohung und kein 
Terror konnten ihn abhalten 

In der „Arbeiter-Illustrierte-Zeitung“ 
Nr. 31 aus dem Jahr 1932, heißt es: 
„Adolf Bauer lebte in den ärmlichsten 
Verhältnissen. Er stammt aus Würt¬ 
temberg und arbeitete dort als Gold¬ 
schmied. Nach langer Erwerbslosig¬ 
keit kam er nach Schleswig-Holstein 
und war dort in Süder-Dithmarschen 
als Landarbeiter tätig. 

Unter schwierigsten Umständen 
arbeitete Bauer in dieser Nazi-Hoch¬ 
burg für die revolutionäre Bewegung. 
Er fuhr täglich 30 bis 40 Kilometer ab, 
um die Landarbeiter und werktätigen 
Bauern mit der A-I-Z und den sonsti¬ 
gen revolutionären Massenzeitschrif¬ 
ten bekannt zu machen. Er war in den 
Landarbeiterkämpfen um höheren 
Lohn führend tätig, fehlte auf keiner 
Zwangsversteigerung gegen werktäti¬ 
ge Bauern. Keine Exmission erwerbs¬ 
loser Arbeiter wurde in der Umgebung 
von Marne durchgeführt, bei der nicht 
Adolf Bauer mit seinen Genossen auf¬ 
trat. Mancher Gewaltstreich konnte 


durch seinen Mut, durch seine Tatkraft 
verhindert werden.“ Und weiter heißt 
es über ihn: „Unzählige Mal trat Bau¬ 
er als Diskussionsredner in Naziver- 
sammlungen auf. Keine Drohung und 
kein Terror konnte ihn abhalten, immer 
wieder die Demagogie der Hitlergar¬ 
den zu entlarven.“ 

Fotos der A-I-Z zeigen ihn als RFB- 
Mitglied, als radelnden Agitator, als 
Akteur gegen Zwangsräumungen und 
-Versteigerungen. Adolf Bauer muss er¬ 
folgreich gewirkt haben. Der Mord an 
ihm war brutal geplant und wurde feige 
ausgeführt. 

Spätere Recherchen ergaben, dass 
Adolf Bauer nach einer Veranstaltung 
in der Nacht vom 10. zum 11. Juli 1932 
noch mit einer Freundin auf einer Bank 
sitzend gesehen wurde und gegen zwei 
Uhr mit dem Rad nach Hause fahren 
wollte. Die Nazis lauerten ihm auf und 
erstickten ihn im Schlamm eines Ent¬ 
wässerungsgrabens. Dies ergaben die 
Ermittlungen der Polizei und die me¬ 
dizinischen Untersuchungen, wie in der 
Marner Zeitung vom 13.7.1932 mitge¬ 
teilt wurde. Es wurden 1 000 Reichs¬ 
mark Belohnung für die Aufklärung 
der Mordtat geboten. 

Die Täter wurden niemals gefasst, 
obwohl die möglichen Tatbeteiligten 
bereits vorher ihre Tat angekündigt 
hatten. Dies war auch Gegenstand ei¬ 
nes Berichtes in der Marner Zeitung 
vom 21.7.1932: „Bauer ist zuletzt am 
10. Juli gegen 1 Uhr 30 Min. morgens 
in Marne gesehen worden und woll¬ 
te sich nach Hause begeben. Er hatte 
dort in Ortsbereich Westerdeich mit 
einem Mädchen auf einer Bank geses¬ 
sen. Nach dessen Bekundungen sind 
kurz nach Mitternacht zwei Radfahrer 
in Uniform der N.S.D.A.P. an ihnen 


vorbei gekommen, die in nur 5 Meter 
Entfernung abstiegen und sich 5 Mi¬ 
nuten aufhielten. Kurz nachher waren 
zwei junge Leute in Uniform der Na¬ 
tionalsozialisten auf einem Motorrad 
gekommen, die Bauer und seine Be¬ 
gleiterin anleuchteten und sich dann 
in Richtung Neufeld entfernten, wobei 
der eine sagte: ,Hast du gesehen, das 
war Bauer.’ Bauer, der vergebens durch 
Wegwendens seines Gesichts verhin¬ 
dern wollte, dass er erkannt werde, äu¬ 
ßerte zu seiner Begleiterin die Befürch¬ 
tung, dass die Nazis ihn, wenn sie ihn 
kriegten, umbringen würden.“ 

Heute, nach über 80 Jahren, bemü¬ 
hen sich Antifaschisten zusammen mit 
Historikern um die Herausgabe der 
Akten und die weitere Aufarbeitung 
des Mordes. 

Der Stein des Anstoßes 

Bernd Frohböse wurde vom Fernsehen 
des Schleswig-Holstein Programms des 
NDR zur Geschichte des Steins inter¬ 
viewt. Er berichtet, wie er in den 80er 
Jahren von einem älteren antifaschis¬ 
tischen Freund, der zeitweilig auf dem 
Friedhof arbeitete, informiert wurde, 
dass der Stein auf der Steinhalde lag, 
um entsorgt zu werden. Bernd fuhr hin, 
lud ihn in seinen Transporter und stell¬ 
te ihn in seiner Diele auf. Sein Ziel war 
es, diesem Stein einen würdigen Platz in 
Marne zu geben, um ihn auch als antifa¬ 
schistisches Mahnmal vor allem für die 
Jugend zugänglich zu machen. 

Das war allerdings nicht so einfach, 
es gab mehrere Ansätze: die örtliche 
Friedensinitiative versuchte es in den 
80er Jahren, allerdings ohne Erfolg, vor 
ca. 15 Jahren wollte ein örtlicher Initia¬ 
tivkreis den Grabstein auf einer histo¬ 
rischen Ausstellung im Heimatmuseum 


zeigen, die Marner Politiker (CDU und 
SPD) verhinderten das. 

Erst 2016 kam Bewegung in die Sa¬ 
che: Anlässlich eines Schulprojekts er¬ 
arbeitete ein Geschichtslehrer mit sei¬ 
nen Schülern eine Broschüre mit dem 
Titel „Auch in unserer Stadt“, in der u. 
a. der Mord an Adolf Bauer behandelt 
wurde. 

Der Förderverein für das Heimatmu¬ 
seum beschäftigte sich mit dem Mord 
und dem Grabstein, über die Diskus¬ 
sion mit dem Pastor kam das Thema in 
den Kirchenvorstand. Ein einstimmiger 
Beschluss führte zur Aufstellung auf 
dem kircheneigenen Friedhof im Ein¬ 
gangsbereich. 

Der Grabstein Adolf Bauers steht 
jetzt in einer Reihe mit dem Ehren¬ 
mal für die Gefallenen der „Schleswig- 
Holsteinischen-Erhebung“ 1848-51, der 
bürgerlich-demokratischen Revolution 
in Schleswig-Holstein. 

Am 18. April 2016 wurde der Stein 
im Rahmen einer kleinen Feierstunde 
aufgestellt. Marnes ehemaliger Pastor 
Dr. Dietrich Stein informierte über sei¬ 
ne Forschungen zu den zwei Prozessen, 
die es in diesem Fall gegeben hatte. Der 
zweite fand Anfang der 50er Jahre statt. 
Wenn weitere Ergebnisse seiner Unter¬ 
suchungen vorliegen werden, ist zu hof¬ 
fen, dass es nicht nur eine juristische, 
sondern auch eine politische Aufar¬ 
beitung der Umstände der Tat und der 
politischen Verhältnisse 1932 und 1950 
geben wird. 

Was bleibt zu tun? 

Die Einordnung dieses Mordes gehört 
zur Auseinandersetzung mit den Ge¬ 
schehnissen in der Zeit vor dem Fa¬ 
schismus, der Kollaboration der dama¬ 
ligen Macht mit den Nazis. 


Doch es geht auch um die Umstände 
in der Zeit des Kalten Krieges: Die Tä¬ 
ter müssen auch Anfang der 50er Jahre 
bekannt gewesen sein. Doch man han¬ 
delte dem antikommunistischen Zeit¬ 
geist des Kalten Krieges entsprechend, 
denn faschistische Täter waren allzu 
oft auch Protagonisten des neuen Anti¬ 
kommunismus, während Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten erneut verfolgt 
wurden - nicht selten von den selben 
Polizisten und Juristen aus der Nazizeit. 

Es bleibt auch aufzuklären, wieso es 
gelang, zur Beerdigung Alfred Bauers 
1 200 Menschen zu bewegen - Eiserne 
Front und RFB, KPD und SPD dabei 
zusammenzuführen. Und wieso dieser 
antifaschistische Zusammenhalt nicht 
ausreichte, den Faschismus zu verhin¬ 
dern. Örtliche Erfahrungen aus jener 
Zeit können helfen, dieses schwierige 
Problem besser zu verstehen, auch um 
daraus Schlussfolgerungen zu ziehen. 

★ 

In seinem letzten Artikel in der A-I-Z 
schrieb Adolf Bauer: „Viele revolutio¬ 
näre Arbeiter und Bauern fallen unter 
den Kugeln der braunen Mörder. Es 
ist notwendig, die großen und kleinen 
Leistungen dieser Genossen festzuhal¬ 
ten. Wir fordern alle auf, uns Erinne¬ 
rungen an die ermordeten Kämpfer 
zu schicken. Zeigt, wie die Opfer des 
Klassenkampfes ihren Mann gestan¬ 
den haben, wie sie ihre Kleinarbeit 
geleistet haben, damit wir von ihnen 
lernen können.“ 

Auch dieses Vermächtnis gilt es für 
heute und die Zukunft zu bewahren. 
Dass dieser Stein des Anstoßes und 
der Erinnerung jetzt auf dem Marner 
Friedhof fest einzementiert steht, kann 
noch zu manchen Erkenntnissen bei¬ 
tragen. Heinz Stehr 


Erinnerung an einen albanischen Kommunisten 

Der Weg Koco Tashkos vom progressiven Patrioten zum Revolutionär 


Es gehörte zu den Praktiken der seit 
der Stalin-Zeit üblichen Herrschafts¬ 
ausübung, einen in Ungnade gefalle¬ 
nen Genossen, waren seine Verdiens¬ 
te auch noch so groß, aus dem öffent¬ 
lichen Gedächtnis zu verbannen, oft 
verbunden mit tödlicher Abrechnung. 
Dem albanischen kommunistischen 
Funktionär Kogo Tashko blieb zwar 
nach seinem Sturz (1960) die Todes¬ 
strafe erspart, nicht aber Gefängnisse 
und Verbannungsorte bis ans Lebens¬ 
ende (1984). In der parteiamtlichen 
„Geschichte der Partei der Arbeit Al¬ 
baniens“ (Ausgabe 1971) ist er zwei 
Mal erwähnt: sowohl in politischer 
als auch organisatorischer Hinsicht 
gänzlich unfähig, die Direktiven der 
Komintern in Albanien umzusetzen 
und als aus der Partei ausgestoßener 
„Feind“, weil er sich den „chrusch- 
tschowistischen Revisionisten“ unter¬ 
worfen habe. Nach dieser Sichtweise 
ist - abgesehen von einigen durch frü¬ 
hen Tod ausgeschiedenen Akteuren - 
einzig Enver Hoxha als herausragen¬ 
de Gestalt im Zusammenhang mit der 
Gründung der Kommunistischen Par¬ 
tei Albaniens und ihres erfolgreichen 
Weges bis zur Schaffung des „volksde¬ 
mokratischen“ Staates übriggeblieben. 

Es ist dies ein schiefes Bild, das ge¬ 
radezurücken sich der Historiker und 
Albanologe Erwin Lewin mit seinem 
Buch vorgenommen hat, indem er sich 
dem Wirken des frühen Aktivisten der 
albanischen kommunistischen Bewe¬ 
gung Kogo Tashko zuwandte. Trotz 
nicht üppiger Quellenlage zur Person 
(deswegen der Untertitel „Biogra¬ 
fische Annäherung“) ergibt sich ein 
interessantes Bild: geboren in Ägyp¬ 
ten in einer Familie, die Albanien aus 
wirtschaftlichen Gründen hatte ver¬ 
lassen müssen, aber in der Patriotis¬ 
mus großgeschrieben wurde, seit 1915 
in den USA lebend, Mitarbeiter des 
für einen Modernisierungsprozess in 
Albanien wirkenden Politikers und 
Geistlichen Fan Noli, Absolvent der 
Harvard-Universität, zeitweilig Kon¬ 


sul Albaniens in New York, dann, nach 
dem Scheitern des unter Führung Fan 
Nolis 1924 unternommenen Versuchs, 
im feudal geprägten Albanien eine 
bürgerlich-demokratische Wende zu 
erreichen, Hinwendung zu einer welt¬ 


anschaulichen und politischen Orien¬ 
tierung, die ihn 1930 an die Interna¬ 
tionale Leninschule in Moskau und 
1937 als Beauftragten der Komintern 
für die Formierung einer KP nach Al¬ 
banien führte. Dort vollzog sich die 
Entwicklung einer kommunistischen 
Bewegung unter äußerst rückständi¬ 
gen sozialen und ökonomischen Be¬ 
dingungen. Mit der Beschreibung von 
Tashkos Entwicklungsweg verbindet 
Lewin einen anschaulichen Über¬ 
blick über die Geschichte Albaniens 
von den 1920er Jahren an bis zum ge¬ 
sellschaftlichen Aufbruch nach 1944. 


Gestützt auf tiefgehende Quel¬ 
len- und Literaturkenntnis, zeichnet 
Lewin Tashkos Bemühen nach, die 
miteinander zerstrittenen kommu¬ 
nistischen Gruppen (es waren derer 
drei) aus dogmatischer und sektiere¬ 


rischer Enge heraus- und mit opppo- 
sitionellen antimonarchistischen (seit 
1928 gerierte sich der Autokrat Zogu 
als König) und bürgerlich-demokrati¬ 
schen Kräften zusammenzuführen so¬ 
wie eine einheitliche KP zu bilden. Im 
Zweiten Weltkrieg im Kampf gegen 
die faschistischen Okkupanten ste¬ 
hend, gewann die Frage der Klärung 
von Bündnisbeziehungen zu zwar na¬ 
tional gesinnten, jedoch konservativen 
Elementen noch an Bedeutung. Ob¬ 
wohl Exponent der Komintern, hatte 
Tashko keine politische Karriere im 
Sinn. Für ihn stand stets „die Sache“ 


im Vordergrund und so trat er bei 
Gründung der KP 1941 bewusst nicht 
der Führung bei. Ausgeprägtes Stre¬ 
ben nach Geltung und Macht hinge¬ 
gen sollte alsbald Enver Hoxha an den 
Tag legen, der auf Tashkos Vorschlag 
auf die Führungsebene gelangte. 

Auch nach der Befreiung des Lan¬ 
des war Tashko, gleichwohl als stu¬ 
dierter Ökonom und bewährter Par¬ 
teifunktionär in verantwortlichen 
Funktionen tätig, nie in politische 
Ränke verwickelt. Er arbeitete bei der 
Durchsetzung der Agrarreform mit, 
war stellvertretender Außenminister, 
Diplomat und zuletzt Vorsitzender 
der Kontroll- und Revisionskommis¬ 
sion der Partei. Er bewies Mut und 
Konsequenz, als er sich gegen eine 
Änderung in den Beziehungen Alba¬ 
niens zur Mehrheit der sozialistischen 
Länder wandte und insbesondere den 
totalen Bruch mit der Sowjetunion 
ablehnte. 

Eine wertvolle Ergänzung erfährt 
die Darstellung des Wirkens Tashkos 
durch den zweiten Teil des Buches, 
der etwa die Hälfte des Gesamtum¬ 
fangs ausmacht. Es handelt sich um 
von Lewin ins Deutsche übersetzte, 
zwischen 1936 und 1942 entstandene 
detailreiche und ungeschminkte Be¬ 
richte Tashkos an das Balkan-Sekre¬ 
tariat des Exekutivkomitees der Kom¬ 
intern. Hier wird die Kompliziertheit 
der objektiven Gegebenheiten wie 
das heterogene Meinungsspektrum 
der kommunistischen Aktivisten kon¬ 
kret fassbar. Sein Bericht vom Herbst 
1942 beleuchtet den Stand der Partei 
nach knapp einem Jahr ihrer Existenz. 
Tashko sieht in entscheidenden stra¬ 
tegischen Fragen eine Linie verfolgt, 
die den Sinn für Realitäten vermissen 
lässt. Er verweist u. a. auf den negati¬ 
ven Einfluss des jugoslawischen Bera¬ 
ters Miladin Popovic. 

In zahlreichen Fußnoten macht 
Lewin biographische Angaben auch 
zu weniger bekannten Personen der 
albanischen Geschichte. Das Namens¬ 


register hilft, angesichts der vielen in 
den Berichten auftauchenden Deck¬ 
namen die Übersicht „Wer ist wer?“ 
zu behalten. 

Lewin schreibt über seinen Prot¬ 
agonisten mit Sympathie, er schildert 
ihn als gebildeten, unbestechlichen, 
sozial engagierten Intellektuellen, 
verkennt aber auch nicht die Grenzen 
eines Kommunisten, der besten Glau¬ 
bens der seinerzeit in Moskau vorge¬ 
gebenen Theorie und Praxis der kom¬ 
munistischen Bewegung folgte; in der 
Wirklichkeit des real existierenden 
Sozialismus war wenig Raum für die 
Umsetzung der Ideen der sozialen Re¬ 
volution. Man ist geneigt zu spekulie¬ 
ren, wie Albaniens Entwicklung ver¬ 
laufen wäre, hätten nicht Menschen 
vom Schlage eines Enver Hoxha die 
Kontrolle über die Partei erlangt, son¬ 
dern hätten Funktionäre wie Kogo 
Tashko sie geführt. Vermutlich hätte 
es auch unter seiner Verantwortung 
Verletzungen der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit gegeben. Aber ge¬ 
wiss wären die schlimmsten Phänome¬ 
ne, die „Säuberungskampagnen“ und 
Hinrichtungen nicht mehr zum Tragen 
gekommen. Sicher wären dem Volk 
das Religionsverbot, die wahnwitzi¬ 
ge Vergeudung materieller Ressour¬ 
cen durch den Bau hunderttausender 
Bunker und seine extreme Isolation 
erspart geblieben. Sicher aber ist auch: 
Die Niederlage des Sozialismus hätte 
in Albanien auch Kogo Tashko nicht 
verhindert. 

Das Buch von Erwin Lewin ist in 
einer Zeit, da der Kommunismus nicht 
mehr der Rede wert scheint, ein auf¬ 
schlussreicher Beitrag zur jüngeren, 
eben kommunistisch geprägten Ge¬ 
schichte Albaniens am Beispiel einer 
von kulturellen und politischen Ein¬ 
flüssen aus West und Ost geprägten 
bemerkenswerten Persönlichkeit. 

Thomas Kacza 


Erwin Lewin: Koco Tashko (1899-1984). 
Ein politisches Leben in Albanien, 324 
Seiten m. Abbildungen u. Dokumen¬ 
ten. NORA-Verlagsgemeinschaft, Berlin 
2015, ISBN 978-3-86557-388-9, Paper¬ 
back, 19,90 Euro 
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Zeitgeschichte ohne Didaktik 

Tanja Cummings' „Linie 41“ 


Zu zweit gegen Rassismus 

„Angst essen Seele auf“ am Berliner Gorki-Theater 


N atan Grossmann singt gerne und 
spontan, obwohl (oder weil?) es 
in seinem langen Leben oft wenig 
Anlass dazu gab. Denn der heute 88-Jäh¬ 
rige, nahe der polnischen Stadt Lodz ge¬ 
boren und heute in München lebend, ver¬ 
brachte seine Jugend im Lodzer Ghetto, 
danach im KZ Auschwitz, und verlor sei¬ 
ne Eltern, seinen Bruder Ber und zahl¬ 
reiche weitere Verwandte in den Lagern 
der Nazis. Mit dieser Vergangenheit hatte 
er eigentlich abgeschlossen, bis ihn die 
Dokumentaristin Tanja Cummings fand 
und mit ihm noch einmal an die Stätten 
seiner Kindheit fuhr. Das Ghetto Lodz 
lag - anders als die übrigen - mitten in 
der Stadt, und die mitten hindurch fah¬ 
rende Straßenbahn „Linie 41“ erlaubte 
ihren ausschließlich nichtjüdischen Nut¬ 
zern täglich einen Blick in diese fragwür¬ 
dige „Sehenswürdigkeit? 

Noch einen zweiten ehemaligen Lod¬ 
zer bringt Cummings in seine Kinderta¬ 
ge in Lodz zurück: Jens-Jürgen Ventzki, 
Jahrgang 1944. Als Sohn des damaligen 
Nazi-Oberbürgermeisters Werner Ventz¬ 
ki erlebte er Lodz durch die Erzählungen 
seiner Eltern aus der Gegenperspektive, 
denn die Stadt sollte unter der Führung 
seines Vaters und dem neuen Namen 
Litzmannstadt ein Vorzeigeprojekt der 
Germanisierung in den besetzten Län¬ 
dern werden. Ventzki hat seinem Vater, 
der erst 2004 unbehelligt und als ange¬ 
sehener Regierungsrat in Detmold starb, 
die Leugnungen und Lügen nie verzie¬ 
hen, mit denen seine Eltern auch nach 
1945 jede Schuld von sich wiesen. Die¬ 
sen Konflikt behandelt schon sein Film 
„Ventzki - Kinder der Täter, Kinder der 
Opfer“, und im Vergleich zu dem mun¬ 
ter plaudernden und singenden Gross¬ 
mann wirkt er mit seiner bescheidenen, 
doch markanten Präsenz in „Linie 41“ 
zeitweise fast wie eine Nebenfigur - bis 
Cummings die beiden bei einem weite¬ 
ren, nun gemeinsamen Lodz-Besuch zu 
einer ungewöhnlich engen Freundschaft 
vereint. 

Zeitzeugen im Dokumentarfilm, 
das heißt oft „sprechende Köpfe“ und 
wenig oder gar keine filmische Gestal¬ 
tung. Nicht so bei Cummings. Sie führt 
ihre Protagonisten an immer neue Orte, 
folgt ihnen bei Begegnungen mit ehe¬ 
maligen Nachbarn, in Archive, Gedenk¬ 


stätten und die Universität Lodz, wo sie 
vor Studenten über ihre Erinnerungen 
Auskunft geben. So gewinnt ihr Film an 
Dynamik, wird quasi zum dokumentari¬ 
schen „Road Movie“, dessen Spannungs¬ 
bogen weniger aus den Ortswechseln als 
aus dem resultiert, was die beiden Zeit¬ 
zeugen zu sagen und zu zeigen haben. So 
hat Ventzki bei den Fotos seines Vaters 
eines gefunden, auf dem ein SS-Mann 
einen bereits knienden Juden aus nächs¬ 
ter Nähe mit der Pistole erschießt - 
ganz so wie auf dem berühmt geworde¬ 
nen Foto aus dem Vietnamkrieg. Man 
erfährt von Plänen für einen großen 
„Litzmannstadt-Film“ von deren Rea¬ 
lisierung Ventzki senior noch im Januar 
1945 träumt. Präsentiert wird das alles 
ohne Aplomb, im unaufgeregten Ton 
des Reiseberichts, und wenn Grossmann 
sagt: „Ich hab‘ Glück gehabt, dass ich bin 
nach Auschwitz gekommen. Auschwitz 


war meine Rettung“, könnte man die in 
diesem Satz enthaltene Ungeheuerlich¬ 
keit fast überhören. 

Cummings verzichtet auf große An¬ 
klagen, gibt nur das Nötigste an Sachin- 
formation und verlässt sich weitgehend 
auf die emotionale Kraft ihrer Bilder. 
Kameramann Marek Iwicki folgt dem 
Geschehen flexibel und mit wachem 
Auge und schafft mit klug komponier¬ 
ten Einstellungen eine Stimmung zwi¬ 
schen Staunen und Nachdenklichkeit. 
Die Szenenübergänge, komponiert aus 
Zitattafeln und Storyboard-Zeichnun¬ 
gen, die dann mit Realaufnahmen über¬ 
blendet werden, schaffen Ruhe und stim¬ 
men perfekt auf neue Entdeckungen ein. 
So entsteht eine Lektion in Geschichte, 
ohne vereinfachende Didaktik oder vor¬ 
gestanzte Lerneinheiten und damit so 
modern, wie sie heute gebraucht wird. 

Hans-Günther Dicks 



Wir alle können die nächsten sein 

Jürgen Schneiders Roman „Im Land der Lügen“ 


Nach drei spannenden historischen Kri¬ 
minalromanen, die in den 1930er Jahren 
im Holsteinischen spielen, plaudert der 
Hamburger Strafverteidiger und Krimi- 
Autor Heinz-Jürgen Schneider erneut aus 
dem juristischen Nähkästchen. Diesmal 
treibt ihn allerdings die Gegenwart um: 
Inspiriert von der Hexenjagd gegen den 
Soziologen Andrej Holm, dem die Benut¬ 
zung des Begriffs „Gentrifizierung“Haft 
einbrachte, lässt Schneider den freibe¬ 
ruflichen Journalisten Oie Frei in seinem 
aktuellen Krimi „Im Land der Lügen“ in 
die Mühlen der Justiz geraten. Ein ner¬ 
venaufreibender Spagat zwischen Recht 
und Gerechtigkeit, an dessen Ende mehr 
Fragen als Antworten stehen. Eine unter¬ 
haltsame fiktive Geschichte mit sehr viel 
Hamburger Schanzen-Lokalkolorit, die 
den Leserinnen und Lesern die sehr reale 
Wahrheit auf drängt: Wir alle können die 
Nächsten sein. 

„Es gibt Tage, da wünscht ich, ich wär 
mein Hund“, sang einst Reinhard Mey. 
Für den Hamburger Journalisten und 
Blogger Oie Frei war dieser schwarze 
Freitag so ein Tag: von einem Überfall- 
Kommando, bestehend aus uniformier¬ 
ten und bis an die Zähne bewaffneten 
Polizeibeamten, im wahrsten Sinne des 
Wortes aus dem Schlaf gerissen, in den 
Polizeihubschrauber verfrachtet, zum 
Bundesgerichtshof (BGH) nach Karls¬ 
ruhe geflogen, wo ihm der Haftbefehl 
eröffnet wurde, und schließlich im Be¬ 
tonbunker in Stuttgart-Stammheim in¬ 
haftiert. Wegen? Tja, gute Frage, die Oie 
Frei sich auch nach der Eröffnung des 
Haftbefehls nicht wirklich beantworten 
konnte. 


Er hielt sich nicht gerade für eine 
große Nummer in der bundesrepublika¬ 
nischen Medienlandschaft, geschweige 
denn für gefährlich. Seinen Lebensun¬ 
terhalt bestritt er durch kleinere Beiträge 
zu Themen rund um staatliche Überwa¬ 
chung im Internet in linken Print- und In¬ 
ternetmedien wie „Neues Deutschland“ 
und „telepolis“. Wenn er von den paar 
Kröten, die er damit verdiente, seinen 
Lebensunterhalt hätte bestreiten müs¬ 
sen wäre es schlecht um ihn bzw. seine 
Finanzen bestellt gewesen. Diesen Luxus 
konnte er sich nur leisten, weil er durch 
eine Erbschaft finanziell abgesichert war. 
Jeder Euro, der auf sein Konto überwie¬ 
sen wurde, trug lediglich dazu bei, dass 
seine Erbschaft nicht zu schnell aufge¬ 
zehrt war. Schließlich musste er ja auch 
ans Alter denken. 

Primär war er aktiv in der „Initiative 
für Netzfreiheit“ und Mit-Betreiber des 
Internetportals Nogestapo.net, „ein Blog 
gegen Repression, nicht für spektakuläre 
Enthüllungen“. 

Nun aber war er - wenn auch un¬ 
freiwillig - Hauptdarsteller in einem 
sehr schlechten Polit-Thriller: ihm wur¬ 
de vorgeworfen, Mitglied in einer ter¬ 
roristischen Vereinigung und beteiligt 
an einem Sprengstoffanschlag auf eine 
Firma zu sein, die Software für Polizei 
und Geheimdienste herstellt. Begrün¬ 
det wurde dieser Vorwurf u. a. mit einem 
Spaziergang mit seiner Lebensgefährtin 
während eines Sylt-Urlaubs. Dort soll 
er ein interkontinentales Kommunika¬ 
tionsrelais ausgekundschaftet haben, 
„das für die internationale seegestützte 
Datenübertragung zwischen Nordameri¬ 


ka und Europa von herausragender Be¬ 
deutung“ sei. 

Wie konnte er seine Unschuld bewei¬ 
sen? Im Stammheimer Bunker? Ohne 
koffeinhaltige Dröhnung, Zugriff auf sein 
Archiv und das Internet und vor allem 
eingesperrt in einer Zelle, was ihm nach 
und nach den Verstand zu rauben schien. 

Oie Frei war nicht prominent, aber 
doch in bestimmten linken Kreisen recht 
bekannt. Auch in seinem Revier, der 
Schanze, war er in das soziale und politi¬ 
sche Leben eingebunden. Doch die Un¬ 
terstützung von außen in dem Maße, in 
der er sie sich erhofft, und die er auch ge¬ 
braucht hätte, gab es nicht. Statt der Voll¬ 
versammlung im linken Stadtteil-Kultur¬ 
zentrum „Rote Flora“ mit Hunderten von 
empörten Teilnehmenden gab es eine Zu¬ 
sammenkunft im engsten Kreis beim kur¬ 
dischen Wirt seiner Stammkneipe. Das 
Leben der anderen ging nämlich schlicht 
weiter. Die Zeit war offensichtlich nur für 
Oie Frei stehen geblieben. 

Sehr anschaulich beschreibt Schnei¬ 
der diesen Prozess des Kontrollverlusts, 
zunächst über das eigene Leben bedingt 
durch die Verhaftung, über Panikattacken 
in der Zelle, bishin zu der sehr langsam 
einsetzenden Erkenntnis, dass der Alp¬ 
traum tatsächlich vorbei, und die Zellen¬ 
tür keine Zellentür mehr ist, sondern die 
eigene Wohnungstür, die Oie Frei nach 
Lust und Laune öffnen und schließen und 
auch passieren kann. Rein und raus, raus 
und rein, ganz wie es ihm beliebt. 

Birgit Gärtner 

Heinz-Jürgen Schneider, Im Land der Lü¬ 
gen, Hamburg 2016,258 S., 10,99 Euro 


Die Bürokratenseele, der das Miets¬ 
haus gehört, marschiert im Stech¬ 
schritt auf die Bühne, den Aktenord¬ 
ner unterm Arm. Der Aktenordner 
fordert von Emmi (Ruth Reinecke), 
ihren scheinbaren Untermieter und 
wirklichen Freund und zukünftigen 
Mann Ali (Taner Sahintürk) aus der 
Wohnung zu werfen. 

In „Angst essen Seele auf“ von Rainer 
Werner Fassbinder bringt Regisseur 
Hakan Savas Mican den alltäglichen 
Rassismus auf die Bühne des Gorki- 
Theaters. Die geilen Blicke von Em¬ 
mis Putzfrauen-Kolleginnen verfolgen 
deren Beziehung zu Ali, dem zwanzig 
Jahre jüngeren Marokkaner. Die Front 
der Putzfrauen präsentiert den Besen. 
Als Emmis Nachbarn und Kolleginnen 
„Zwei kleine Italiener“ grölen, klingen 
sie brutal genug, um sich gleich selbst 
auf den Weg zum Flüchtlingsheim zu 
machen. 

Das Gruseln hält bis zum nächs¬ 
ten Kalauer. Fassbinders Filmvorla¬ 
ge erzählt die tragische Geschichte 
zweier einsamer Menschen, die sich 
finden, an eigenen und fremden Vor¬ 
urteilen zu scheitern, sich wiederfin¬ 
den und an den Lebensbedingungen 
einer Putzfrau und eines Gastarbeiters 
in der Bundesrepublik der 70er Jahre 
scheitern werden. Mican übernimmt 
weitgehend Fassbinders Text, aber er 
erzählt eine Komödie mit Happy End. 

Am Ende des Films bricht die Tra¬ 
gik als Alis Magengeschwür auf, das 
an den Arbeitsbedingungen und Alis 
Konflikten gewachsen ist. Am Ende 
des Theaterstücks stopft Ali sich Oran¬ 
gen in den Mund, schreibt „E+Ä‘ an 
die Wand und gewinnt Emmi zurück, 


indem er ihr sagt: „Ich habe dir ein 
Bild gemalt.“ 

Das ist lustig, wie vieles an diesem 
Abend. Die Schauspieler bringen auch 
Daniel Kahn zum Lachen, der am Kla¬ 
vier sitzt, die Musikbox aus der Film¬ 
vorlage spielt und die Handlung live 
illustriert. Die vielen Scherze lenken 
nicht völlig davon ab, wie Ruth Reine¬ 
ckes Emmi von der verlegenen älteren 
Frau zum händeklatschend kichern¬ 
den Mädchen zur stolzen Frischver¬ 
heirateten wird, die ihren neugewon¬ 
nenen, endlos langen Doppelnamen 
mit einem triumphierenden Zeigefin¬ 
ger aufspießt. 

Regisseur Mican verleiht dem Ras¬ 
sismus als Attribute den Stechschritt, 
den Hitlergruß und den Judenwitz. 
Das spart sich Fassbinders Original. 
Dadurch erscheint bei Mican der heu¬ 
tige Rassismus als reines Überbleibsel 
böser Zeiten, als hätte er keine Ursa¬ 
chen im Heute. 

Diese Ursachen deutet der Text 
auch in Micans Inszenierung an, wenn 
er von ungleichen Löhnen für die glei¬ 
che Arbeit spricht, je nachdem, ob 
sie von Einheimischen oder Migran¬ 
ten gemacht wird. „Das kann keiner, 
ohne die anderen leben“, heißt es im 
Stück. Wenn aber der letzte Satz am 
von Mican gestalteten Schluss ist: „Zu¬ 
sammen sind wir stark!“, dann zeigt er 
dem Zuschauer nur das „Zusammen“ 
zweier Menschen, die sich trotz allem 
vertrauen und die feindliche Umge¬ 
bung ausblenden. 

Das Fazit der Inszenierung: Wenn 
wir uns nur genug lieben, wird es so 
schlimm schon nicht werden. 

Olaf Matthes 
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Eine gefährliche Illusion 

30 Jahre nach Tschernobyl • Von Nina Hager 


A m 26. April 1986 geriet im 
Atomkraftwerk „W. I. Lenin“ in 
Tschernobyl der Reaktor Num¬ 
mer 4 während einer Simulation eines 
vollständigen Stromausfalls außer Kon¬ 
trolle. Die Verantwortlichen vor Ort 
hatten gegen geltende Sicherheitsvor¬ 
schriften verstoßen und gerieten offen¬ 
bar in Panik. Der Unfall wurde durch die 
Bauart des Reaktors begünstigt. Es kam 
zu einem unkontrollierten Leistungsan¬ 
stieg, zur Explosion und zum Brand des 
als Moderator zum Abbremsen der Neu¬ 
tronen (ein notwendiger Vorgang, damit 
sich die Kettenreaktion fortsetzen kann) 
eingesetzten Grafits. 

Am Morgen danach war der sowje¬ 
tischen Regierung offenbar noch nichts 
von einer Explosion bekannt. Man ging 
von einem Brand aus. Später kamen nä¬ 
here Informationen. Maßnahmen wur¬ 
den ergriffen. Die Strahlung wurde aber 
zeitweilig auch von den Spezialisten, die 
vor Ort eingesetzt wurden, negiert. 

Die Stadt Prypjat, vier Kilometer 
vom Kernkraftwerk entfernt, wurde am 
27. April 1986 evakuiert, bis zum 4. Mai 
mussten mehr als 120 000 Menschen im 
Umkreis von 30 km um den Reaktor die 
Region verlassen, in den folgenden Jah¬ 
ren nochmals 210 000. 

Wenige Tage nach dem Unfall fei¬ 
erten die Menschen auch in der Ukra¬ 
ine und in Belorussland den 1. Mai. Die 
meisten wohl unbesorgt, denn die Re¬ 
gierungsmitteilungen, die die Nachrich¬ 
tenagentur TASS über einen Unfall im 
AKW in Tschernobyl verbreitete, ließen 
nichts von der wirklichen Gefahr ahnen. 
Auch in Kiew (ca. 165 km von Tscherno¬ 
byl entfernt) waren an jenem Tag viele 
auf der Straße. Bei einem Bekannten, ei¬ 
nem Physiker, der nach einem Arbeits¬ 
aufenthalt dort noch den 1. Mai begehen 
wollte, wurden nach seiner Rückkehr in 
die DDR problematische Blutwerte fest¬ 
gestellt, die darauf schließen ließen, dass 
er einer über die natürliche Radioakti¬ 
vität hinausgehenden Strahlung ausge¬ 
setzt war. 

Die Wolke mit radioaktivem Mate¬ 
rial erreichte schnell auch Mittel- und 
Westeuropa. Sie umkreiste die Erde. 
Meteorologische Faktoren bestimmten, 
ob - vor allem in Europa - Landstriche 
stärker oder kaum berührt wurden. In 
nicht wenigen Regionen wurden höhere 
Strahlungsbelastungen festgestellt. Wie 
die Behörden und Medien in den ein¬ 
zelnen Ländern damit umgingen, reichte 
vom Alarmismus über sachliche Infor¬ 
mation bis hin zu Beschönigung oder gar 
Verschweigen. 

Unmittelbar nach dem Unglück und 
bis Ende 1987 wurden im AKW etwa 
200 000 Aufräumarbeiter aus der ganzen 
Union eingesetzt. Die, die zum Zentrum 
der Exlosion vordrangen, setzten auf¬ 
grund der tödlichen Strahlungsdosen ihr 
Leben aufs Spiel. 26 starben noch 1986. 

Die Gesamtzahl der Menschen, die 
angeblich allein in der Ukraine an den 
Folgen der Katastrophe gestorben seien, 
wird in einigen Quellen mit einer Mil¬ 
lion angegeben. Das ist jedoch - auch 
nach Angaben der WHO - nicht beleg¬ 
bar. Die bekannten Fälle aber sind bit¬ 
ter genug: In einer Studie des IPPNW 
von 2011 wurde dargelegt, dass 112 000 
der Aufräumarbeiter in Tschernobyl im 
Laufe der Jahre an den Folgen der Ar¬ 
beit in der Ruine gestorben waren. Für 
ganz Europa prognostizierte IPPNW 
damals bis 2056 knapp 240 000 zusätzli¬ 
che Krebsfälle wegen Tschernobyl. Aber 
offenbar machen bis zum heutigen Tag 
auch Angst vor möglichen Folgen und 
völlige Verunsicherung krank ... 

Über dem zerstörten Reaktor von 
Tschernobyl wurde 1986 in 206 Tagen 
ein „Sarkophag“, eine Schutzhülle, er¬ 
richtet. Diese wird derzeit überbaut. Der 
neue, der nach langer Planungszeit, nach 
mehreren Baustopps im nächsten Jahr 
fertig wird, soll 100 Jahre Schutz bieten. 
Der letzte der drei Reaktoren des AKW 
wurde übrigens erst im Jahr 2000 abge¬ 
schaltet ... 

Es wird wegen der Strahlenbelas¬ 
tung viele tausend Jahre dauern, bis in 
der Nähe wieder Menschen leben könn¬ 
ten. Allerdings will die ukrainischen Be¬ 
hörden jetzt die Sperrzone verkleinern. 


Angeblich hätten sich die Strahlenwerte 
teilweise rasant verringert. Das ist aber 
angesichts der Halbwertzeit einiger der 
freigesetzten Radionuklide sehr wenig 
wahrscheinlich. 

Der Traum von einer 
gewaltigen Engergiequelle 

Dass man die beim Zerfall radioaktiver 
Elemente freiwerdenden Neutronen 
nutzen kann, um den Zerfall weiterer 
instabiler Atome anzuregen, und dabei 
Energie frei wird, ist seit den 30er Jah¬ 


ren des 20. Jahrhunderts bekannt. Über¬ 
legungen, Atomenergie zur Energiege¬ 
winnung zu nutzen, sind jedoch noch äl¬ 
ter - wie auch die Befürchtung, hier die 
Büchse der Pandora geöffnet zu haben 
(siehe auch „Die Erfindung des Verder¬ 
bens “ UZ vom 24.7.2015). 

Im August 1945 zerstörten Atom¬ 
bomben Hiroshima und Nagasaki und 
brachten unsägliches Leid. Die Men¬ 
schen wurden zuallererst mit der zer¬ 
störerischen, mörderischen Kraft der 
Kernenergie konfrontiert. 

Im Jahr 1951 wurde in den USA eine 
Versuchsanlage fertiggestellt, die einen 
Turbogenerator von 100 kW elektrischer 
Leistung mit Dampf versorgte. Von An¬ 
fang an stellte sich die Frage nach der 
Sicherheit der Anlagen sowie nach der 
Lagerung und Wiederaufbereitung der 
Brennstäbe. 

Das erste zivile Kernkraftwerk der 
Welt wurde 1954 in der Sowjetunion in 
Obninsk bei Moskau in Betrieb genom¬ 
men und zur Stromerzeugung genutzt. 
Der Reaktor trug die Bezeichnung 
AM-1 (russisch aTOM MHpHbin - „fried¬ 
liches Atom“). Große Chancen schie¬ 
nen sich zu eröffnen. Allerdings, und das 
muss auch erwähnt werden, konnte mit 
der ersten sowjetischen Baureihe (gra¬ 
fitmoderierte Druckröhrenreaktoren) 
günstiger Plutonium für Kernwaffen er¬ 
zeugt werden als in den damals in den 
kapitalistischen Industrieländern einge¬ 
führten leichtwassermoderierten Reak¬ 
toren. Das Kraftwerk in Obninsk hatte 
eine elektrische Leistung von 5 MW und 
blieb über zehn Jahre der einzige sowje¬ 
tische Atomreaktor, der für die Strom¬ 
erzeugung genutzt wurde. Der Reaktor 
wurde 2002 endgültig stillgelegt. 

Ein reichliches Jahr nach Obninsk 
wurde das erste Kernkraftwerk der USA 
in Shippingport an das Stromnetz des 
Landes angeschlossen. In Calder Hall 
(England) wurde ein Kernkraftwerk er¬ 
richtet, das 1956 mit einer Leistung von 
bereits 55 MW ans Netz ging und als ers¬ 
tes kommerzielles Kernkraftwerk der 
Welt bezeichnet werden kann. 

Das erste Kernkraftwerk der Bun¬ 
desrepublik Deutschland war das Kern¬ 
kraftwerk Kahl (16 MW elektrische 
Leistung) mit einem Siedewasserreak¬ 
tor, der zuerst am 13. November 1960 
in Betrieb ging. Es folgte im September 
1965 der Forschungsreaktor in Karlsru¬ 
he. Kahl wurde Ende 1985 stillgelegt. 
Seine radioaktiven Hinterlassenschaf¬ 
ten beschäftigten die Abrissfirmen die 
folgenden zwei Jahrzehnte und werden 


noch lange die Region belasten. Mitt¬ 
lerweile sind weitere AKW stillgelegt, 
die restlichen in Deutschland sollen bis 
2022 folgen. Mit den Folgen werden wir 
noch viel länger zu tun haben - nicht nur 
wegen des nötigen Rückbaus, sondern 
u.a. auch, weil die ausgebrannten Kern¬ 
brennstäbe und anderes radioaktives 
Material sicher gelagert werden müssen. 

Ab 1956 wurde in der DDR in Ros- 
sendorf bei Dresden ein erster For¬ 
schungsreaktor in Betrieb genommen, 
1966 das Versuchs-AKW in Rheinsberg. 


Die beiden Reaktoren aus der Sowjet¬ 
union dienten dort als Testreaktoren. 
Man war sich noch nicht ganz über de¬ 
ren Sicherheit im Klaren. 

Das erste große AKW der DDR ent¬ 
stand ab 1970 bei Greifswald. Der erste 
Reaktorblock ging 1973 in Betrieb, drei 
Reaktoren folgten bis 1979. Das AKW 
bei Stendal ging nie in Betrieb - auch 
aufgrund von zunehmenden Liefer¬ 
schwierigkeiten und Qualitätsmängeln 
bei den sowjetischen Partnerfirmen in 
den 80er Jahren. 

Lange sind alle Reaktoren auf dem 
Gebiet der früheren DDR abgeschaltet. 

Bis zu Anfang des Jahres 1973 wuchs 
weltweit die Zahl der betriebsfähigen 
Kernkraftwerke auf über 100.1989 wa¬ 
ren weltweit 423 Reaktoren am Netz, 
2009 waren es 436.1m Dezember 2015 
waren in 31 Ländern 441 Kernkraft¬ 
werke in Betrieb und in 15 Ländern 65 
im Bau. Auch in der Ukraine sind neue 
AKW geplant oder werden bereits ge¬ 
baut. 

Ein schwieriger 
Erkenntnisprozess 

Meine Generation erlebte die Inbetrieb¬ 
nahme der ersten AKW zur Stromerzeu¬ 
gung sowie den Erkenntnisoptimismus 
und die Technikeuphorie jener Zeit. In 
die Atomenergiegewinnung wurden - 
nicht nur in den sozialistischen Staa¬ 
ten - übertriebene Erwartungen gesetzt. 

Der Erkenntnisoptimismus und der 
Glaube, man könne das Atom „bän¬ 
digen“, waren schier grenzenlos. Ein 
Traum, den Wladimir Wernadski, ein 
großer Wissenschaftler, den man unter 
anderem als Begründer der Ökologie 
bezeichnen kann, 1922 wie folgt formu¬ 
lierte: „Die Zeit ist nicht mehr fern, wo 
der Mensch die Atomenergie in seine 
Hände bekommen wird, die es ihm er¬ 
möglichen wird, sein Leben so zu gestal¬ 
ten, wie er will.“ 

Wie sich herausstellte, war das eine 
gefährliche Illusion. 

Die Risiken wurden lange nicht ge¬ 
sehen oder es wurde geglaubt, diese 
seien durch technische Sicherheitsein¬ 
richtungen, gute Ausbildung und Schu¬ 
lung sowie strenge Vorschriften und mit 
dem weiteren Erkenntnisfortschritt be¬ 
herrschbar. Zugleich, und dies bis in die 
Mitte der 80er Jahre, galt in unserem La¬ 
ger, dass nur der Sozialismus im Gegen¬ 
satz zum Kapitalismus die krisenfreie 
und sichere Anwendung neuer Techno¬ 
logien ermögliche. Auch die Kerntech¬ 
nik sei unter sozialistischen Bedingun¬ 


gen sicher, wirtschaftlich und umwelt¬ 
freundlich. 

Es war in diesem Zusammenhang 
aus meiner Sicht völlig richtig, Profitstre¬ 
ben anzuprangern und es ist das noch 
heute, erinnert sei nur an den Wider¬ 
stand der Energiekonzerne gegen den 
Atomausstieg. Ein fataler Irrtum aber 
war zu glauben, dass mit dem Sozialis¬ 
mus auch das Problem möglicher Risi¬ 
ken grundsätzlich gelöst wäre. Die War¬ 
nungen von Wissenschaftlern vor einer 
Technikeuphorie im Zusammenhang 


mit der Kernenergiegewinnung wurden 
lange ignoriert. 

Doch bereits Ende September 
1957 gab es einen atomaren Unfall in 
Kyschtym, bekannt als Unfall von Ma- 
jak, der die Größenordnung des Tscher¬ 
nobyl-Unfalls erreicht haben muss. Dar¬ 
über und über die Zahl der Betroffenen 
ist jedoch nur wenig bekannt. 

Vor dem Reaktorunfall in Harris¬ 
burg im Jahr 1978 wurde über schwere 
Unfälle auch in den USA, in Großbri¬ 
tannien, Frankreich, der Bundesrepub¬ 
lik nicht oder kaum berichtet. Danach 
gab es eine zunehmend kritischere Öf¬ 
fentlichkeit. Die Anti-Atom-Bewegung 
wuchs. 

Aus der DDR ist nur ein größerer 
Reaktorunfall in Greifswald bekannt. 

Als die Anti-AKW-Bewegung in der 
Bundesrepublik stärker wurde, wurde in 
der DDR von einigen - so in einem Buch 
von Herbert Schwenk „Imperialistische 
Energiepolitik. Widersprüche Gefah¬ 
ren Alternativen“ (Berlin 1981) - noch 
behauptet, dahinter stünden „Kampag¬ 
nen gewisser Kräfte“, die das Risiko der 
Kernenergienutzung überbetonen wür¬ 
den, um die Bevölkerung zu verängsti¬ 
gen und sie für andere politische Zwecke 
gefügig zu machen (S. 69 /). 

Tschernobyl bedeutete dann einen 
tiefen Einschnitt für die Kernenergie¬ 
wirtschaft in der DDR und in anderen 
sozialistischen Staaten. Die Sicherheits¬ 
problematik, die in der DDR z.B. zuvor 
vor allem im Zusammenhang mit der 
Gentechnik heftig, aber vor allem unter 
Fachleuten, diskutiert worden war, er¬ 
hielt einen ganz neuen Stellenwert. 

Auch in der DKP wurde bekannt¬ 
lich die Nutzung der Kernkraft bis 1986 
grundsätzlich bejaht - so im in Mann¬ 
heim 1978 beschlossenen Programm der 
DKP. Lange Zeit galt es in unserer Par¬ 
tei, wie Gerd Deumlich 1993 in seinem 
Beitrag „Buchstäblich eine Kernfrage“ 
für das Buch „25 Jahre DKP. Eine Ge¬ 
schichte ohne Ende“ schrieb, als gesi¬ 
cherte Erkenntnis, dass die friedliche 
Nutzung der Kernenergie ein „starkes 
Stück Menschheitsfortschritt“ bedeutet. 

Nach der Katastrophe von Tscherno¬ 
byl setzte ein Umdenken ein. Seit 1989 
fordert die DKP die Abschaltung aller 
AKW weltweit. 

Warum waren auch Marxisten so 
lange davon überzeugt, man könne das 
Atom „bändigen“? Nun, der Erkennt¬ 
nisoptimismus unserer wissenschaftli¬ 
chen Weltanschauung brachte auch so 
manche Falle mit sich. Zeitweise wurde 


in unseren Reihen behauptet, wir wä¬ 
ren in der Lage, alles zu erkennen nach 
dem Motto: In der Welt gibt es keine 
unerkennbaren Dinge, wohl aber Din¬ 
ge, die noch nicht erkannt sind, und die¬ 
se werden durch die Kräfte der Wissen¬ 
schaft und der Praxis aufgedeckt und 
erkannt werden. 

Dabei gab es bereits bei Marx, En¬ 
gels und Lenin einen anderen, einen 
dialektisch-materialistischen Ansatz. 
Lenin schreibt beispielsweise in „Ma¬ 
terialismus und Empiriokritizismus“, 
der materialistische Standpunkt liege 
darin, dass „sowohl diese Welt als auch 
diese Gesetze für den Menschen sehr 
wohl erkennbar sind, aber nie restlos 
von ihm erkannt werden können.“ (LW, 
Bd. 14, S. 186-HervorhebungRed.) En¬ 
gels machte in der „Dialektik der Na¬ 
tur“ zudem auf historischen Schranken 
der Erkenntnis aufmerksam: „Wir kön¬ 
nen nur unter den Bedingungen uns¬ 
rer Epoche erkennen und soweit die¬ 
se reichen.“ (MEW, Bd. 20, S. 508) Und 
dies sind nicht die einzigen Schranken, 
die „zu überwinden“ sind. 

Zu bedenken ist zudem, dass das 
Erbe des 18. und frühen 19. Jahrhun¬ 
derts, eine mechanistische Weltauffas¬ 
sung, tiefer und wohl länger auch in un¬ 
seren Reihen wirkte. Eine konsequente 
dialektisch-materialistische B etrach- 
tung, die die Komplexität der Natur-, 
der Gesellschaftsprozesse und ihre Wi¬ 
dersprüchlichkeit sowie Veränderung 
bzw. Entwicklung sowie die Rolle des 
Zufalls beachtet, setzte sich erst all¬ 
mählich durch. Dabei gab und gibt es 
immer wieder auch Rückschläge. 

Lange war zudem unter Marxisten 
umstritten, dass Technik und Technolo¬ 
gie zwar von Menschen unter bestimm¬ 
ten gesellschaftlichen Bedingungen bei 
Nutzung erkannter Naturprozesse ge¬ 
schaffen werden, aber eben auch eigen¬ 
ständigen Gesetzen folgen, unabhängig 
von der Gesellschaftsordnung, den Zie¬ 
len, vorherrschenden Wertvorstellun¬ 
gen und Normen menschlichen Verhal¬ 
tens: Denn ein Stromkreis brennt nun 
mal auch unter sozialistischen Bedin¬ 
gungen durchaus nicht „vorausgeplant“ 
durch. 

Unterschätzt wurden in der Vergan¬ 
genheit oft die direkten, mehr noch die 
indirekten oder mittel- und langfristi¬ 
gen Folgen technisch-technologischer 
Entwicklungen für den Menschen und 
die Umwelt. 

Erst allmählich wuchs die Einsicht, 
dass die Entwicklung der modernen 
Produktivkräfte für die zivile, friedli¬ 
che Nutzung auch unter sozialistischen 
Bedingungen nicht nur Chancen, son¬ 
dern auch technisch-technologische 
und Umweltrisiken bis hin zu existen¬ 
ziellen Gefahren hervorbringt, die sich 
auch durch entsprechende technische 
Sicherungen, gesamtgesellschaftliche 
Planung und gesellschaftliche Kontrol¬ 
le nicht vollständig beherrschen lassen. 

★ 

Tschernobyl folgte Fukushima. Eine 
neue Katastrophe ist auch in Mitteleu¬ 
ropa jederzeit möglich. Naturkatastro¬ 
phen, Flugzeugabstürze, Terroranschlä¬ 
ge, Konstruktions- sowie Materialfehler 
bzw. Materialermüdung, Stromausfäl¬ 
le, die auch Notgeneratoren betreffen, 
Nichteinhaltung von Sicherheitsstan¬ 
dards beim Bau und im Betrieb - vor al¬ 
lem auch aus Profitgründen -, menschli¬ 
ches Versagen in hochkomplizierten Si¬ 
tuationen, in denen innerhalb kürzester 
Zeit eine Fülle von Entscheidungen zu 
treffen sind u.ä. können auch hier, in 
dichtbesiedelten Gebieten, zu größe¬ 
ren Atomunfällen führen. 

Die Kernenergiegewinnung ist ein 
entscheidendes Beispiel dafür, dass es 
keine 100-prozentige Beherrschbarkeit 
technischer Systeme und technischen 
Handelns gibt. In der Regel kann man 
Risiken durch entsprechende Maßnah¬ 
men mindern oder durch Verzicht aus¬ 
schalten. Wägt man jedoch die existen¬ 
ziellen Gefahren für Menschen und Na¬ 
tur, die von den AKW ausgehen, und 
den erreichten Nutzen ab, dann ist die 
einzige Lösung der Verzicht auf diese 
Technologie. 
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Sofortprogramm der DKP 

Gemeinsam kämpfen für unser Recht 

auf Frieden, Arbeit, Bildung und bezahlbaren Wohnraum! 

Gleiche Rechte für alle - unabhängig von der Herkunft! 



Stoppt den sozialen 
Kahlschlag und den Abbau 
demokratischer Rechte! 

In unserem Land wird Krieg nach in¬ 
nen geführt. Die Ergebnisse sind Ar¬ 
mut und Umverteilung zu Gunsten 
der Reichen, der Konzerne und Ban¬ 
ken. Die Waffen sind Arbeitslosigkeit, 
das Hartz-System, Leiharbeit, Werk¬ 
verträge, Wohnungsknappheit, Ver¬ 
schuldung der Kommunen und Priva¬ 
tisierung. 

Wir brauchen den gemeinsamen 
Kampf für soziale Rechte und gegen 
die zerstörerische Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt. Arbeit ist genug da. Wir 
brauchen mehr Beschäftigte in Kinder¬ 
gärten, Schulen, Jugendzentren und im 
Gesundheitswesen und der Altenpfle¬ 
ge. Schulen, Jugendzentren, Kranken¬ 
häuser und Wohnungen müssen in¬ 
standgesetzt und neu gebaut werden. 
Der öffentliche Nahverkehr muss aus¬ 
gebaut werden. Privatisierungen müs¬ 
sen rückgängig gemacht werden. 

Alters armut und Arm trotz Ar¬ 
beit - das muss aufhören! Wir for¬ 
dern das Verbot von Leiharbeit und 
Werkverträgen, einen Mindestlohn 
von sofort 12 Euro, die Abschaffung 
der zeitlichen Begrenzung des Ar¬ 
beitslosengelds (ALG 1), die soforti¬ 
ge Erhöhung des Rentenniveaus auf 
53 Prozent und die Abschaffung des 
Hartz-Systems. 

Immer mehr Menschen haben kei¬ 
ne Arbeit oder werden in Minijobs 
und prekäre Beschäftigung gedrängt. 
Diejenigen, die noch im sogenann¬ 
ten Normalarbeitsverhältnis stehen, 
werden gezwungen immer länger zu 
arbeiten und häufen Überstunden 
ohne Ende an. Das Renteneintritts¬ 
alter wird hochgesetzt. Wir brauchen 
die Verkürzung der Lebens- und der 
allgemeinen Wochenarbeitszeit. Wir 
brauchen die Verkürzung auf 30 Stun¬ 
den in der Woche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich. Dafür brau¬ 
chen wir erfolgreiche Kämpfe um 
Arbeitszeitverkürzung, um damit eine 
Bewegung für die gesetzliche Veran¬ 
kerung der 35-Stunden-Woche anzu¬ 
stoßen. 


Die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) fordert: 

A. Sofortige Investitionen in öffentli¬ 
ches Eigentum 

1. Bau von einer Million Sozialwoh¬ 
nungen in den nächsten fünf Jahren 
mit einer Mietpreisbindung von min¬ 
destens 25 Jahren. 

2. Sofortige Einführung eines Zweck- 
entfremdungs- und Leerstandsverbots 
für Wohnraum. 

3. Neubau von 2 000 Schulen, 1 000 
Jugendzentren und 1 000 Kinderta¬ 
gesstätten 


4. Ein Investitionsprogramm zur Be¬ 
seitigung des Sanierungsstaus 

- bei Krankenhäusern in Höhe von 
vier Milliarden Euro, 

- bei Schulen in Höhe von vier Milli¬ 
arden Euro, 

- im Öffentlichen Nahverkehr in Höhe 
von sechs Milliarden Euro. 

B. Schaffung von Arbeitsplätzen 

- Mit den genannten Bau- und Sanie¬ 
rungsprogrammen werden - vor allem 


im Bau und in baunahen Gewerben - 
dauerhaft etwa 100 000 Arbeitsplätze 
geschaffen. 

- Wir fordern die Einstellung von 
20 000 zusätzlichen Lehrerinnen 

- Wir fordern die Einstellung von 
10 000 zusätzlichen Erzieherinnen. 

- Wir fordern die Schaffung der 
162 000 Stellen, die in den Kranken¬ 
häusern fehlen. 

- Wir fordern die Einstellung von 
10 000 zusätzlichen Sozialarbeiterin¬ 
nen. 

C. Verbesserung sozialer Leistungen 

- Wir fordern die Aufstockung der 
Ausgaben für die berufliche Qualifi¬ 
zierung von Arbeitslosen, für Umschu¬ 
lungen etc. um zwei Milliarden Euro 
pro Jahr. 

-Wir fordern die Aufstockung der Aus¬ 
gaben für ALG 2, Sozialhilfe, Wohn¬ 
geld etc. um zehn Milliarden Euro. 

Geld ist genug da - es muss 
umverteilt werden! 

Das alles ist machbar. Geld ist genug 
da. Es fließt in die Rüstung. In diesem 
Jahr beträgt der Rüstungshaushalt of¬ 
fiziell fast 35 Milliarden Euro. Kriegs¬ 


ministerin von der Leyen will in den 
kommenden 14 Jahren zusätzlich 130 
Milliarden Euro für die „Modernisie¬ 
rung“ der Bundeswehr ausgeben. Die 
Rüstungsindustrie exportierte 2015 
laut Wirtschaftsministerium Waffen im 
Wert von 12,81 Milliarden Euro. 

Geld ist genug da. Es wird spekula¬ 
tiv gehortet von Reichen und Superrei¬ 
chen. In Deutschland leben 123 Milli¬ 
ardäre und mehr als eine Million Mil¬ 
lionäre. Sie besitzen ein Vermögen von 


2,4 Billionen Euro. Dieses Geld muss 
umverteilt werden. 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) fordert: 

- Die sofortige Reduzierung des Rüs¬ 
tungsetats um 20 Prozent und die fort¬ 
laufende Reduktion um 10 Prozent jähr¬ 
lich. 

- Die Rücknahme der Hochrüstungsplä¬ 
ne von Kriegsministerin von der Leyen 
(CDU). 

-Den sofortigen Stopp aller Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr. 

- Den Stopp aller Rüstungsexporte und 
die Beschlagnahme aller Gewinne der 
Rüstungsindustrie. 

- Die Einführung einer Millionärssteuer 
in Form einer jährlichen Vermögensab¬ 
gabe von zwei Prozent auf alle Vermö¬ 
gen größer als eine Million Euro. 

- Die Erhöhung der Spitzensteuer auf 
Kapitalerträge und Erträge der Unter¬ 
nehmen. 


Wir lassen uns nicht spalten! 

In einer Situation, in der immer mehr 
Menschen berechtigte Angst vor dem so¬ 
zialen Abstieg haben, wird Hass gegen 
Flüchtlinge geschürt. Die Botschaft der 
Bundesregierung lautet: Ihr müsst den 
Gürtel enger schnallen und verzichten. 
Denn die Mehrkosten für die Flüchtlin¬ 
ge werden vor allem aus den Etats für 
Arbeit, Bildung und Soziales bezahlt. 
Fast nebenbei hat die große Koalition 
die Diskussion über den angeblich nicht 
zu bewältigenden Ansturm von Flücht¬ 
lingen genutzt, um das Asylrecht zu ver¬ 
schärfen. Kriegsgebiete werden zu si¬ 
cheren Herkunftsländern erklärt, der 
Familiennachzug ist nahezu unmöglich 
geworden, Sammelabschiebungen stehen 
auf der Tagesordnung. Die Bundesregie¬ 
rung schürt damit eine fremdenfeindli¬ 
che und nationalistische Stimmung im 
Land, die sich in fast täglichen Übergrif¬ 
fen auf Flüchtlinge und ihre Unterkünfte 
und Wahlerfolgen der „Alternative für 
Deutschland“ niederschlägt. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) hatte Ende 2015 die Grenzen für 
Geflüchtete geöffnet und sich als Helfe¬ 
rin der Armen feiern lassen. Ihre Politik 
war allerdings keinesfalls im Interesse 
der Menschen, die gezwungen sind ihre 


Heimat zu verlassen, sondern im Interes¬ 
se der Banken und Konzerne. 

Den deutschen Unternehmen kommt 
der Zuwachs an Arbeitskräften wie ge¬ 
rufen. Sie sparen Ausbildungskosten, be¬ 
kommen billige Arbeitskräfte und ver¬ 
schärfen die Konkurrenz. Es ist eine alte 
Methode, die Arbeiterinnen gegeneinan¬ 
der auszuspielen. 

Nach der Entrechtung von Erwerbs¬ 
losen durch die Agenda 2010 und das 
Hartz-System werden nun die Flücht¬ 
linge als Lohndrücker missbraucht. Der 
lächerlich geringe Mindestlohn soll ge¬ 
kippt und Tarifforderungen mit dem 
Hinweis auf die Kosten für Flüchtlinge 
abgewehrt werden. Die Ausbeutung der 
gesamten Arbeiterklasse wird weiter vo¬ 
rangetrieben. 

Auch Immobilienbesitzer und -Spe¬ 
kulanten profitieren von den Flüchtlin¬ 
gen. Längst und unabhängig von den 
Flüchtlingen haben wir es in Großstäd¬ 
ten mit Wohnungsnot zu tun. Der sozia¬ 
le Wohnungsbau wurde eingestellt, weil 
er zu wenig Profite bringt. Gebaut und 
schnell verdient wird im Luxussegment. 
Natürlich verschärft neuer Bedarf jetzt 
die Konkurrenz auf dem Wohnungs¬ 
markt. Weil am Privateigentum nicht ge¬ 
rüttelt wird, stehen Gebäude dauerhaft 
leer, die kurzfristig der Bekämpfung der 
Wohnungsnot dienen könnten. Das Un¬ 
terbringen von Flüchtlingen - nur weni¬ 
ge in Wohnungen, die meisten in Turn¬ 
hallen oder Zeltstädten - wird auf die 
Kommunen und damit auf die Bürge¬ 
rinnen und Bürger abgewälzt. 

Die deutsche Export Wirtschaft pro¬ 
fitiert von offenen Grenzen für Waren 
und Dienstleistungen. Das sind die wah¬ 
ren Gründe für die „offenen Grenzen“ 
von Angela Merkel. 

Die Ängste vieler Menschen vor Ar¬ 
beitsplatz- oder Wohnungsverlust, vor 
sozialem Abstieg sind real. Verursacher 
sind aber eben nicht Flüchtlinge, die zu 
uns kommen, sondern Banken und Kon¬ 
zerne und die in ihren Diensten stehen¬ 
de Bundesregierung. Wir lassen uns nicht 
spalten! 

Krieg ist die Fluchtursache 
Nummer Eins 

Unser Land führt Krieg nach außen. Ge¬ 
zielt lenkt die Bundesregierung davon 
ab, dass Kriege die Fluchtursache Num¬ 


mer Eins sind. Kriege, die die Politiker 
von CDU/CSU, SPD und Grünen regel¬ 
mäßig ermöglichen und damit den Ban¬ 
ken und Konzernen ihre Profite sichern. 

Afghanistan, Syrien, Libyen, Mali - 
Kriege, wohin man blickt. Die deutsche 
Bundeswehr ist in aller Regel und zum 
Teil führend dabei. Deutschland ist seit 
der Beteiligung am NATO-Angriffs¬ 
krieg gegen Jugoslawien 1999 in per¬ 
manentem Kriegseinsatz. 

Millionen Menschen ermordet, ver¬ 
stümmelt, ihre Lebensgrundlagen zer¬ 
stört, auf der Flucht. Doch die Kriegs¬ 
gefahr wächst weiter. Der Hauptag¬ 
gressor sind die USA und das von ihr 
geführte Kriegsbündnis NATO in dem 
auch Deutschland seine Rolle spielt. 
Der Imperialismus rückt auf Russland 
und China vor, will sie einkreisen, um 
seine Vorherrschaft zu wahren. Damit 
wächst die Gefahr der Eskalation zum 
Flächenbrand bis hin zum Atomkrieg. 
Denen, die die Kriege führen und an 
ihnen verdienen, geht es nicht um die 
Menschen, um ihre Rechte und ihre 
Freiheit. Es geht um Ressourcen und 
Rohstoffe, um Transportwege, Einfluss¬ 
sphären und Stützpunkte. 

An Kriegen, Umweltkatastrophen, 
Zerstörung der Lebensgrundlagen ver¬ 
dienen Banken, Rüstungs- und Großkon- 
zerne. Sie nehmen humanitäre Katastro¬ 
phen und die Zerstörung der Umwelt in 
Kauf, weil ihnen Profite zum Beispiel 
durch Rüstungsexporte wichtiger sind. 
All das zwingt Menschen zur Flucht. 

Wer sich mit Flüchtlingen solida¬ 
risiert, ihnen helfen will und sich den 
Rassisten in den Weg stellt, muss auch 
NEIN sagen zum Krieg, muss aufste¬ 
hen gegen Militarisierung und Krieg! 

Schluss mit Ausbeutung und 
Krieg! Gemeinsam kämpfen! 

Die Verursacher und Profiteure von 
Arbeitslosigkeit, Ausbeutung und Ar¬ 
mut in diesem Land, von Krieg und 
Zerstörung in fremden Ländern und 
von Flucht sind die Banken und Kon¬ 
zerne und die ihnen dienenden Regie¬ 
rungsparteien. Sie stehen auf der einen 
Seite der Barrikade. Ihnen gegenüber 
stehen die Ausgebeuteten - egal wel¬ 
cher Herkunft. 

Die Umverteilung von oben nach 
unten muss erkämpft werden. Freiwillig 
werden die Reichen, die Banken und 
(Rüstungs-)Konzerne nichts hergeben. 
Wir brauchen eine starke und kämpfe¬ 
rische Arbeiter- und Gewerkschaftsbe¬ 
wegung, die Kolleginnen und Kollegen 
in den Kampf um ihre Rechte führt. 

Die Kriege in Afghanistan und Syri¬ 
en, die Kriegseinsätze der Bundeswehr 
müssen beendet werden. Wir fordern 
die Auflösung der Bundeswehr und die 
des Kriegsbündnisses NATO. Deutsch¬ 
land muss raus aus der NATO. 

Wir setzen uns für den Abzug 
der US-Atomwaffen, Flugzeuge und 
Drohnen von deutschem Boden und 
die Schließung der US- und NATO- 
Basen ein. Wir kämpfen gegen Rüs¬ 
tungsexporte, Rüstungsausgaben und 
Rüstungsproduktion. Die Umwand¬ 
lung von Rüstungsproduktion in zivile 
Produktion ist möglich und sichert Ar¬ 
beitsplätze. Wir sagen Nein zum Bun¬ 
deswehreinsatz im Innern. 

Freiwillig werden die Kriegstreiber 
auf der Jagd nach Rohstoffen, Absatz¬ 
märkten und Einflusssphären nicht 
nachlassen. Wir brauchen eine starke 
Friedensbewegung, und darin eine ak¬ 
tive Arbeiterbewegung, die den Kriegs¬ 
treibern in den Arm fällt. 

Der Kampf gegen Ausbeutung und 
Krieg, das geht nur gemeinsam: In ge¬ 
meinsamen Kämpfen von Gewerk- 
schafterlnnen, Arbeiterinnen, Ange¬ 
stellten, Erwerbslosen, Rentnerlnnen, 
Auszubildenden, Studierenden, Schü¬ 
lerinnen, Migrantlnnen und Geflüchte¬ 
ten! Uns interessieren nicht Hautfarbe 
und Herkunft, uns interessiert die Zu¬ 
gehörigkeit zur Klasse. 


Wer soll das bezahlen, wer hat soviel Geld? 

Die Millionärssteuer von zwei Prozent bringt 48 Milliarden Euro pro Jahr. 

Eine 20-prozentige Kürzung der Rüstungsausgaben bringt sieben Milliarden 
Euro pro Jahr. 

Die Rücknahme der Hochrüstungspläne des Kriegsministeriums bringt neun 
Milliarden Euro pro Jahr. 

Die Beendigung der Auslandseinsätze der Bundeswehr ergibt Einsparungen 
von mindestens einer Milliarde Euro pro Jahr. 

Die Beschlagnahme der Gewinne aus Rüstungsexporten ergibt mindestens 
eine Milliarde Euro pro Jahr. 

Das sind im Jahr mindestens 66 Milliarden Euro, die für die Schaffung von Ar¬ 
beitsplätzen, Sanierungs- und Bauprojekte zur Verfügung stehen. 
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„ ... die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die 
freie Entwicklung aller “ (Marx/Engels, 1848) 


Wir trauern um unseren Freund, Kollegen und Genossen 

Hermann Lenke 

Mitarbeiter des IMSF (Institut für Marxistische Stu¬ 
dien und Forschungen e.v., Frankfurt/M.) und der 
Redaktion z. Zeitschrift marxistische Erneuerung. 

Hermann starb nach langer, schwerer Krankheit am 
26. April 2016 im Alter von 73 Jahren. 

Nico Biver, Dieter Boris, Frank Deppe, Angela Federlein, Doris 
Fisch, Gerhard Fisch, Bruni Freyeisen, Georg Fülberth, Jörg 
Goldberg, Gert Flautsch, Christa Jung, Fritz Krause, Fiermann 
Krüger, Andre Leisewitz, Irmgard und Hans Löffler, Lothar Pe¬ 
ter, Klaus Pickshaus, Jürgen Reusch, David Salomon, Ursula 
Schumm-Garling, Manfred Schmidt, Susanne Schmidt, Winfried 
Schwarz, Doris Stark, Alma Steinberg, Otto Wagner, Gerd Wiegel 



EURE ANZEIGEN 
HELFEN DER UZ! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


-—X 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Witötl,of £>cimcd 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Die DKP-Kreisorganisation Mannheim 
lädt ein zur öffentlichen Mitgliederversammlung 

Samstag, 7. Mai 2016 um 14.30 Uhr 

Siedlerheim Mannheim-Schönau, 
Bromberger Baumgang 6 

Genosse Günter Pohl, Mitglied des Sekretariats und 
verantwortlich für die internationalen Beziehungen der 
DKP, spricht zum Thema 

Die internationale Politik der DKP - Die Beendigung 
der Beobachter-Mitgliedschaft bei der Europäischen 
Linkspartei 

Wir laden herzlich ein. 

DKP-Kreisvorstand Mannheim 


Wo steht der Feind? 

Konferenz der DKP zum antifaschistischen Kampf heute 

Referenten: 

Jürgen Lloyd (DKP), Daniel Bratanovic (DKP) 

Podiumsdiskussion mit: 

Marcus Staiger (Radikale Linke Berlin), Markus Tervooren 
(VVN-BdA), Sven George (DKP) 

Moderation: Markus Bernhardt (Buchautor & Journalist) 

Samstag der 21 . 5 . 16 , 11.00 - 16.30 Uhr, ND-Gebäude, 
Münzenberg-Saal, Franz-Mehring-Platz 1 

Veranstalter: DKP Berlin 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht- schule. org 

DO., 26. Mai, bis So., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4-tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr erfolgen. Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. 

Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 



Wir wollen eure Mäuse! 

Süße Mäuse, selbst gehäkelt, 
zur Unterstützung des UZ-Pressefestes! 
Ca. 11 cm hoch, grau oder hellbraun. 

Je Stück 5,- Euro + 2,- Porto. 


www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 177889-23, Fax: -28 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 


im neuen Magazi^ 


www.stichwort-bayer.de • info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 
■5 facebook/Coordination 


STICHWORT 

q<ont*^ konk!ia) 


BAYER 


KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


Danke, Papa Hein 

Du warst so, wie wir es von Dir kennen: 
immer sehr vorausschauend. 

Rote Grüße 

Tanja und Andre - Hamburg 


& 

Am 6. Mai wird unser Genosse 

Wolfgang Vorhagen 

70 Jahre jung. 

Seit rund viereinhalb Jahrzehnten arbeitet er aktiv in 
unserer Kreisorganisation und in der Eschborner Kom¬ 
munalpolitik mit. Wir gratulieren ihm ganz herzlich und 
wünschen ihm weiterhin große politische Energie und 
uns noch möglichst viele gesunde und kämpferische 
Jahre mit ihm. 

Kreisvorstand der DKP Main-Taunus 


JUMP UP auf dem UZ - Pressefest: 

Lieder der internationalen und 
deutschen Arbeiterbewegung 

CDs und Schallplatten aus Frankreich, Türkei, 

Kurdistan, Italien, USA, Deutschland und mehr! 

Frisch eingetrofferr- 

* Various: Bella Ciao - CD - aus Italien Euro 18,50 

* Ferhat Tung: Kobani - CD - Euro 16,50 

* Various: Refugees Welcome- 

Gegen jeden Rassismus 
CD - Euro 16,00 
Doppel LP ♦ CD + Sticker ♦ 

CD Booklet - Euro 26,50 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 




Ferienlager 

30.07 - 13 Oft 


"SB" 


■ Veranstaltungsreihe der/W-Ladengalerie 



»Yuropa« 

Dienstag, 10.5.2016,19 Uhr: 
»Reisen in das Land der Kriege«. 

Eine Lesung mit Andreas Manz-Kozär 

Donnerstag, 19.5.2016,19 Uhr: 

»Yuropa«. Buchvorstellung mit der Autorin 
Tanja Petrovic 


junge Welt ■LadenJJalerie 


Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin 

Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr ■ www.jungewelt.de/ladengalerie 



international Kämpfen gegen Ausfcecu tsiitt, 

Unterdrückung und iwperialitischen Kries. 


8 Seiten extra Antifaschismus 

www.jungewelt.de 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,90 € am Kiosk erhältlich 



II, 1 i r --° rfnloreiG ■ mVirJ 


.stb-mannherz.de 


WWW 
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unsere zeit 


Grundsicherung reicht 
nicht zum Leben 

Betrifft: „Hurra - es wird wieder 
reformiert“, UZ vom 29.4.2016, S. 9 

Natürlich kann man den Inhalt des ge¬ 
nannten Artikels unterschreiben. Den¬ 
noch, so meinen wir, werden Rentner/ 
Rentnerinnen, die Grundsicherung 
(eine Umschreibung für Sozialhilfe für 
alte Menschen) beziehen, einfach bei 
„Rentenerhöhungen“ und auch in der 
Diskussion um diese, nach dem Motto 
„Wer arm ist, soll auch arm bleiben“, 
vergessen. Alleine in Nürnberg sind es 
6 500 Menschen, die zwar diese Grund¬ 
sicherung beziehen, aber dennoch Fla¬ 
schen sammeln müssen, ein Leben in 
Isolation fristen. 

So müssen Frauen und Männer, die 
ihr gesamtes Leben z.B. im Dienstleis¬ 
tungsbereich geschuftet haben, feststel¬ 
len, die Rente (zwischen 480,- und 720,- 
Euro) reicht nicht zum Leben und nicht 
zum Sterben, sie müssen den entwürdi¬ 
gen Gang zum Sozialamt antreten, um 
Grundsicherung zu erhalten. 

Bei einer Rentenerhöhung kommt 
sofort die Krankenkasse und erhöht 
den Beitrag, während die zu erwartende 
Mieterhöhung, trotz Mietzuschuss, den 
Rest wegfrisst. Sollten dennoch ein paar 
Euro übrig bleiben, wird dieser Betrag 
von der Grundsicherung abgezogen. 
Was bleibt? Nichts. 

Kein Euro mehr im Geldbeutel von 
Rentnern/Rentnerinnen, die Grundsi¬ 
cherung erhalten. Für diese rund 12, 5 
Millionen Menschen in Deutschland, 
die juristisch als arm gelten, ist jedes ge¬ 
sprochene Wort von Rentenerhöhung 
reine Augenwischerei. 

Wir Nürnberger Grundsicherungs¬ 
bezieher (haben) uns aufgemacht gegen 
diese Ungleichheit, gegen diese staat¬ 
lich organisierte Altersarmut Front zu 
machen. 

(...) Zusatz-Info: Die Medienwerk¬ 
statt Franken hat einen Film über Al¬ 
tersarmut in die Öffentlichkeit ge¬ 
bracht, in dem Betroffene zu Wort 
kommen. Dieser Film kann abgerufen 
werden. 

Jürgen Endreß , Nürnberg 

Hauptgrund ist die 
berechtigte Sorge ... 

Betr.: Wahldebakel, 

UZ vom 29.4.2016, S. 7 

Dass 20 Prozent der wahlberechtig¬ 
ten, in Österreich lebenden Menschen 
den FPÖ-Kandidaten als Bundes¬ 


präsidenten gewählt haben, hat viele 
Gründe. 

Hauptgrund ist die berechtigte Sor¬ 
ge der Menschen um dauerhafte, gut 
bezahlte Arbeitsplätze mit zumutba¬ 
ren Arbeitsbedingungen, um bezahl¬ 
bare Wohnungen mit gutem Standard, 
ein Leben in Würde im Alter, um kos¬ 
tenfreie Bildung, klassenfreie Gesund¬ 
heitsversorgung und Pflege für alle 
Menschen. Die regierenden Parteien re¬ 
den beständig darüber, aber einträchtig 
verschlechtern sie ununterbrochen die 
Standards für die Mehrheit der Men¬ 
schen. Gleichzeitig wird über die Pana¬ 
ma Papers öffentlich klar gestellt, dass 
die Umgehung von Gesetzen für Rei¬ 
che völlig normal und meistens auch 
legal ist. 

Die Wut derMenschen ist groß. 
Durch breite mediale beständige Be¬ 
rieselung wird ihnen als Alternative ein 
FPÖ-Kandidat schmackhaft gemacht, 
der es „denen da oben schon mal zeigen 
wird“. 80 Prozent der Parlamentsabge¬ 
ordneten wählten ihn schon 2013 zum 
3. Nationalratspräsidenten. 

Die flüchtenden Menschen waren 
nicht die Ursache für das Wahlverhal¬ 
ten der Österreicherinnen - allenfalls 
der Katalysator. Ändern wird sich erst 
dann was, wenn fortschrittliche Men¬ 
schen gemeinsam mit den Betroffe¬ 
nen Aktionen auf der Straße, noch 
besser auf den Höfen der Betriebe, 
gegen die Profiteure der Politik der 
bürgerlichen Parteien organisieren 
und umsetzen. 

Anne Rieger, Graz 

Gegen die AfD ist ein breitest- 
mögliches Bündnis notwendig 

Betr.: „Ein sehr, sehr breites Bündnis“ 
und „Zu kleiner gemeinsamer 
Nenner“, UZ vom 29.4.2016, S. 4 und 9: 

Als ich Artikel und Kommentar gelesen 
hatte war ich doch sehr irritiert. Eine 
Teilnehmerin an dem Treffen „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“ hatte mir total 
begeistert davon erzählt, wie dort 700 
junge Menschen heiß diskutiert haben, 
wie am besten gegen den Rassismus im 
Land gekämpft werden kann. Der Kon¬ 
sens war: alles gegen die AfD, ein Sam¬ 
melbecken für den rechten Sumpf mit 
bürgerlicher Maske. 

Der verabschiedete Aufruf lässt alle 
Möglichkeiten für Form und Inhalt of¬ 
fen, wie vor Ort gearbeitet werden 
kann. Dort heißt es: 


„... - Wir wollen der rechten Hetze eine 
bundesweite, antirassistische Aufklä¬ 
rungskampagne entgegensetzen. Dazu 
wollen wir innerhalb des nächsten Jah¬ 
res 10 000 Stammtischkämpferinnen 
und Stammtischkämpfer ausbilden. 

- Wir setzen auf die Aktivität von vie¬ 
len. Wir wollen Hilfestellung geben, 
selbst aktiv zu werden und sich zu ver¬ 
netzen. Wir wollen Material produzieren 
und öffentliche Aktionen gemeinsam 
umsetzen. Damit sichtbar wird: Wir sind 
viele. Rassismus ist keine Alternative! 

- Wir unterstützen die Proteste gegen 
den AfD-Programmparteitag in Stutt¬ 
gart am 30. April 2016. Wir begrüßen 
den Uni-, Schul-, Azubi-Streik des 
Bündnisses Jugend gegen Rassismus 
am 27. April 2016. 

- Wir rufen dazu auf, sich an den Men¬ 
schenketten des Bündnisses Hand- 
in-Hand gegen Rassismus am 18. und 
19. Juni 2016 in Berlin, Bochum, Ham¬ 
burg, Leipzig und München zu beteiligen. 

- Wir tragen unsere Positionen gegen 
den Rassismus und Islamhass der AfD 
in die kommenden Landtags- und Kom¬ 
munalwahlkämpfe und unterstützen 
Proteste gegen die Auftritte der AfD. 

- Wir wollen am 3. September 2016 in 
Berlin im Vorfeld der Wahlen in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern und Berlin mit ei¬ 
ner Großaktion, z. B. einer Kundgebung 
und einem Konzert, ein klares Zeichen 
zu setzen: Wir überlassen den Rassisten 
nicht das Feld. Wir stehen auf gegen 
Rassismus. Wir laden zivilgesellschaftli¬ 
che Akteure und Bündnisse ein, mit uns 
gemeinsam eine solche Großveranstal¬ 
tung vorzubereiten und durchzuführen. 

- Wir setzen uns dafür ein, im ersten 
Halbjahr 2017 mit vielen anderen ein 
bundesweites Großereignis zu organi¬ 
sieren, um auch im Wahljahr deutlich 
zu machen: wir stehen an der Seite der 
Geflüchteten, der Muslime und aller an¬ 
deren, die rassistisch diskriminiert und 
bedroht werden.“ 

Gegen die AfD ist ein breitestmög- 
liches Bündnis notwendig. Ausgrenzung 
ist der Tod jedes Bündnisses. 

Meine Partei hat den Aufruf nicht 
unterschrieben. Sie hat sich ein weite¬ 
res Mal isoliert. Für mich unerträglich. 

Heide Janicki, Braunschweig 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 



UZ-Pressefest- 
Werbungam i. Mai 

In vielen Städten - wie auf unserem 
Bild in Recklinghausen - standen die 
Infostände der DKP am i. Mai auch im 
Zeichen der Pressefestwerbung. Die UZ 
mit der Pressefest-Beilage fand ihre 
Interessenten, das Programm wurde 
vorgestellt, auch Pressefest-Buttons 
wechselten die Eigentümer. 

In der nächsten Ausgabe der UZ wollen 
wir einige Beiträge dazu bringen. 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 7. MAI 


Überlingen: Führung durch Goldbacher 
Stollen mit Oswald Burger zur Erinnerung 
an die Opfer der Auslagerung der Fried¬ 
richshafener Rüstungsindustrie 1944/45. 
Treffpunkt zur Stollenführung: Stollenein¬ 
gang, Obere Bahnhofstraße, neben „Wirts¬ 
haus zum Felsen“. Bitte Parkmöglichkei¬ 
ten auf dem Parkplatz „Bahnhof, Therme“, 
Bahnhofstraße nutzen. 13.30 Uhr._ 

Birnau: Gedenkfeier für die Opfer von Fa¬ 
schismus und Krieg, veranstaltet von WN- 
BdA Bodensee-Oberschwaben und Singen- 
Konstanz, DGB Region Südwürttemberg, IG 
Metall Friedrichshafen-Oberschwaben und 
IG Metall Singen, ver.di Oberschwaben und 
ver.di Region Südbaden, Stolpersteine für 
Konstanz „Gegen Vergessen und Intole¬ 
ranz“ und Stolpersteininitiative Radolfzell. 
KZ-Friedhof Birnau (unweit der Wallfahrts- 
kirche Birnau), 16.00 Uhr. 


Dl ★ 18. MAI 


Recklinghausen: „Industrie 4.0“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP mit Lothar 
Geisler, Redaktion Marxistische Blätter. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen- 
Innenstadt, 19.30 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land, Diskussion 
über aktuelle Aufgaben und das UZ-Pres- 
sefest. „Floraheim“, Kleingartenstraße 10, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 19. MAI 


Suhl: „NATO - Verteidigungsbündnis - 
Oder?“ Diskussionsveranstaltung der Re¬ 
gionalgruppe RotFuchs Suhl und Umgebung 
mit Heinz Bilan, Generalmajor a.D., zuletzt 
stellvertretenden Chef der Militärakademie 
„Friedrich Engels“ und Leiter der Politischen 
Abteilung, Vereinshaus (ehemaliges Wai¬ 
senhaus) Neundorfer Straße 25,17.00 Uhr. 


Hamburg: „Hamburger Fest der Befrei¬ 
ung“, veranstaltet von einem breiten 
Bündnis. Antifaschistischer Stadtrundgang 
auf den Spuren von Verfolgung. Treffpunkt 
Valentinskamp 34,14.00 Uhr. Befreiungs¬ 
fest mit Infoständen, Speisen, Getränken 
und eine Kletterwand. Kulturprogramm mit 
Bands, Liedermacherinnen, für Jung und 
Alt, Informationen und Diskussionen zum 
Tag der Befreiung sowie mit Flüchtlingen, 
Friedensbewegten und internationalen Or¬ 
ganisationen. Weiter Informationen unter 
www.fest-der-befreiung-hamburg.de. Wall¬ 
anlagen, Nähe U-Bhf St. Pauli, ab 16.00 Uhr. 


SO ★ 8. MAI 


Hof: Gedenken an den antifaschistischen 
Widerstand in Hof am Jahrestag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus“ Kranzniederlegung 
der WN-BdA Hof-Wunsiedel und der DKP 
Oberfranken an der Grabstätte von Hans 
Merker, Ewald Klein und Philipp Heller. 
Treffpunkt am Hofer Friedhof, unterer Ein¬ 
gang, Ecke Schleizer Straße/Plauener Stra- 
ße, 11.00 Uhr._ 

Bremen: Kundgebung der „Initiative Nord¬ 
bremer Bürger gegen den Krieg“ zum Tag 
der Befreiung vom Faschismus. Redebei¬ 
trag von Inge Höger (MdB Partei „Die Lin¬ 
ke“), Kultur mit Frederick Langer. Gedenk¬ 
stätte des KZ Bahrsplate in Blumenthal, 
11.00 Uhr._ 

Berlin: „Befreiungsfeier - Wer nicht fei¬ 
ert hat verloren! - Der Kampf geht wei¬ 
ter!“ Spreewaldplatz, Berlin-Kreuzberg, ab 
18.00 Uhr. 


Ml ★ 11. MAI 


München: „Runter mit der Arbeitszeit!“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP über die 
Lehren aus den Kämpfen um die 35-Stun- 
den-Woche. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 12. MAI 


Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 1, 
18.00 Uhr 


SA ★ 21. MAI 


Nürnberg: „Easter Rising. Irischer Wider¬ 
stand heute und gestern.“ Veranstaltung der 
DKP mit Hermann Glaser-Baur. Schwarze 
Katze, Untere Seitenstraße 1. Irisches 
Abendessen ab 17.00 Uhr, Veranstaltungs¬ 
beginn 19.00 Uhr. 

Kulturtermin 

Wuppertal, Montag 23. Mai: 

Die Gewehre der Frau Carrar. Das Ensemble 
„Projektgruppe Ernst Toller“ erinnert an den 
Beginn des Bürgerkrieges in Spanien vor 
80 Jahren. Mit Gedichten von Pablo Neruda 
und Erich Arendt und Liedern aus der der 
Sammlung „Canciones de las Brigadas In¬ 
ternationales“ . Kirchliche Hochschule, Hör¬ 
saal 3, Missionsstraße 9,20.00 Uhr. 



Die Grundlagen 
unserer Politik 

Einführungslehrgang an der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 


FR ★ 13. MAI 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP. DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 
Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 
21,19.00 Uhr. 


Donnerstag 26. Mai bis Sonntag 29. Mai 

Grundlagenschulung (nicht nur) für An¬ 
fänger. Referent: Jürgen Lloyd. Um recht¬ 
zeitige (!) Anmeldung wird gebeten (Tel.: 
0214/45 418, kls@karl-liebknecht-schule. 
org). 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Ich komme zum UZ-Pressefest,... 



Yes, we can 

Jorgito Jerez weckt Kuba-Begeisterung in den USA 


„... weil ich danach wieder weiß, dass es sich lohnt, weiter zu 
kämpfen.“ 

Karin Binder (MdB), Emährungspolitische Sprecherin der Links¬ 
fraktion und deren Parlamentarische Geschäftsführerin 


Der rote Kanal 


Mo., 9.5., 23.55-1.20 Uhr, mdr 


Meine Familie, die Nazis 
und Ich, D 2012 

Die Dokumentation des israelischen 
Filmemachers Chanoch Zeevi zeigt, 
wie fünf Nachkommen führender 
Nazi-Verbrecher mit dem Familie- 
nerbe umgehen. Z.B. Bettina Sei¬ 
lers. Sie ist eine geborene Göring. 
Hermann Göring war ihr Großon¬ 
kel. Sie sieht ihm ähnlich. Ihren Na¬ 
men empfand sie als „schwere Last“ 
und nahm daher früh den ihres da¬ 
maligen Mannes an. Sie lebt in den 
USA. „Es ist einfacher für mich, die 
Vergangenheit meiner Familie von 
dieser Entfernung aus zu verarbei¬ 
ten“, sagt sie. Sie hat sich sterilisie¬ 
ren lassen, genauso wie ihr Bruder, 
„um keine weiteren Görings zu pro¬ 
duzieren“. 

Mo., 9.5., 0.15-1.40 Uhr, mdr 

Irgendwo in Berlin, D1946 

Die zeitgenössische Kritik lobte 
den dritten Spielilm der DEFA und 
Lamprechts Regie: „Wir [...] stellen 
fest, dass dieser Bilderpoet tief in 
die Herzen unserer von Hitlerbar¬ 
barei und Bombenkrieg geformten 
Ruinenjugend gesehen hat, und da¬ 
rin las, dass es keine rettungslos ver¬ 
lorene Generation ist.“ 


Spur der Steine, DDR 1966 

Der Spielülm nach dem Roman von 
Erik Neutsch ist auch nach 50 Jah¬ 
ren noch taufrisch. Manfred Krug 
wird immer Balla sein. 

Di., io. 5., 23.15-1.30 Uhr, rbb 

Jahrgang 45, DDR 1966 

Der einzige Spielfilm Böttchers wur¬ 
de bereits in der Rohfassung wegen 
aussichtsloser Freigabe zurückge¬ 
zogen und erlebte erst im Jahr 1990 
seine Uraufführung. 

Do., 12.5., 23.30-1.00 Uhr, rbb 

Der schweigende Stern, 

DDR/Polen i960 

Der nach Stanislaw Lems erstem 
Roman „Die Astronauten“ (bzw. 
„Der Planet des Todes“) gedreh¬ 
te Farbfilm wurde genau zu jener 
Zeit realisiert, als der erste künstli¬ 
che Flugkörper überhaupt im Rah¬ 
men der sowjetischen Lunik-Missi¬ 
on gezielt auf der Mondoberfläche 
aufschlug. 

Sa., 14.5., 0.00-1.30 Uhr, rbb 


A uch in den Vereinigten Staa¬ 
ten von Amerika kennt man 
jetzt Jorgito Jerez, den mit ei¬ 
ner schweren Behinderung gebore¬ 
nen Journalisten aus Camagüey/Kuba. 
Der Dokumentarfilm „Die Kraft der 
Schwachen“ über Jorgitos Leben und 
seinen Kampf für die Freiheit der „Cu- 
ban Five“ wurde vom 12. bis 26. April 
mit großem Erfolg in den USA vor¬ 
gestellt. Innerhalb von zwei Wochen 
sprachen Jorgito und der Filmemacher 
Tobias Kriele in New York und Wa¬ 
shington auf elf Veranstaltungen vor 
insgesamt 600 Menschen, gaben meh¬ 
rere Radiointerviews und besuchten 
soziale Projekte. 

Der Obama-Administration scheint 
es bereits vorher gedämmert zu haben, 
dass ein Auftritt eines jungen Kubaners, 
dessen rechter Arm in Folge eines auf 
die US-Blockade zurückgehenden Me- 
dikamentenmangels steif geblieben ist, 
nicht in ihrem Sinne sein kann. Die Tat¬ 
sache, dass Jorgitos Visum erst auf sanf¬ 
ten diplomatischen Druck hin erteilt 
wurde, zeigt, dass sich hinter der Fassa¬ 
de in der Kuba-Politik der USA nichts 
geändert hat. Nachdem er öffentlich¬ 
keitswirksam verkündet hatte, die 
USA würden sich nicht in Kubas Zu¬ 
kunft einmischen, hatte Obama wenige 
Tage nach seinem Kubabesuch ein Sti¬ 
pendienprogramm für junge Kubaner 
unterzeichnet, die in den USA gegen 
die kubanische Revolution in Stellung 
gebracht werden sollen. Im Gegensatz 
zu dieser scheinheiligen Gastfreund¬ 
lichkeit auf der einen Seite wurde auf 
der anderen Seite die Entscheidung 
über den Antrag des kubanischen Be¬ 
hindertenverbandes ACLIFIM, Jor¬ 
gito einUS-Visum zu erteilen, gezielt 
verschleppt. Jorgito und Familie ver¬ 
brachten eine geschlagene Woche auf 
eine Entscheidung der US-Botschaft 
wartend in Havanna. Zweimal täglich 
erkundigte sich ein kubanischer Dip¬ 
lomat persönlich in der US-Botschaft 
nach neuen Ergebnissen. Der Druck 
und die Ausdauer lohnten sich am 
Ende: Am Dienstag, 19. April, wurde 
das Visum erteilt und Jorgito stieg in 
das nächste Flugzeug, um gerade noch 
rechtzeitig, zwei Stunden vor der ersten 
Filmvorführung, in Washington einzu¬ 
treffen. Die ersten fünf Veranstaltun¬ 
gen in den USA hatten zu diesem Zeit¬ 
punkt bereits ohne die charismatische 
Hauptfigur des Films stattfinden müs¬ 
sen. 


Die Veranstaltungen in Washington 
standen im Rahmen der Internationa¬ 
len Aktionstage gegen die Blockade, 
veranstaltet vom vormals der Befrei¬ 
ung der „Cuban Five“ verschriebenen 
„International Committee for Peace, 
Justice and Dignity“. Neben Jorgito 
waren noch vier weitere Kubaner ein¬ 
geladen, darunter Ärzte, die in Afrika 
gegen die Ebola-Epidemie angekämpft 
hatten, die Leiterin des Museums der 
Alphabetisierungskampagne in Havan¬ 
na sowie ein Vertreter des Instituts für 
Völkerfreundschaft. Kein einziger der 
Genannten erhielt rechtzeitig das US- 
Visum erteilt, um an den Veranstaltun¬ 
gen teilnehmen zu können. Die unge¬ 
brochene Schärfe der US-Politik gegen 
Kuba war dann auch Thema der Haupt¬ 
veranstaltung der Aktionstage, „Durch 
kubanische Augen“, auf der Jorgito Je¬ 
rez an der Seite des kubanischen Bot¬ 
schafters in den USA, Jose Ramön Ca- 
banas, zum Hauptredner wurde. Jorgito 
nannte den Annäherungsprozess zwi¬ 
schen beiden Ländern eine Heraus¬ 
forderung für die kubanische Jugend. 
Präsident Obama habe während seines 
Kubabesuches in seiner Rede die junge 
Generation direkt anzusprechen ver¬ 
sucht. Der US-Präsident täusche sich 
aber, wenn er davon ausgehe, dass er 
es nach der historischen Generation 
der Rebellenkämpfer einfach haben 
werde, die Kubaner hinters Licht zu 
führen. Junge Menschen in Kuba seien 
mehr als andere Sektoren von der Blo¬ 
ckadepolitik am meisten betroffen und 
nähmen sehr genau wahr, dass Obama 
keine entscheidende Änderung in die¬ 
ser Frage umgesetzt habe. Jorgito nann¬ 
te Obama heuchlerisch, da er sich mit 
dem Widerstand des Kongresses her¬ 
auszureden versuche. Wenn er wollte, 
könne er mit einer Unterschrift die 
Blockade zu einer Farce machen. Und 
er endete mit einem schelmischen Ap¬ 
pell: „Wenn er sich nicht mehr an seine 
präsidiale Macht zu erinnern vermag, 
müssen wir ihm dabei auf die Sprün¬ 
ge helfen. Wie hieß es doch so schön in 
seinem Wahlkampf? YES WE CAN!“ 
Neben dem Internationalen Komi¬ 
tee für Frieden, Gerechtigkeit und Wür¬ 
de war das alternative Medienprojekt 
„Women‘s Press Collective“ aus Brook¬ 
lyn die zweite Veranstalterin der Tour 
von „Die Kraft der Schwachen“ durch 
die USA. Während der ersten fünf Ver¬ 
anstaltungen in New York, an deren 
Teilnahme Jorgito gehindert worden 


war, war eine Telefonkette für den Fall 
der Visaerteilung vereinbart worden. 
Die erste Filmpräsentation in einem 
Kulturzentrum in New York wurde da¬ 
durch zu einem triumphalen Empfang 
für Jorgito. Standing Ovations gab es 
auch bei den anschließenden Veran¬ 
staltungen, die in einem Altenheim und 
dem Sitz der Gewerkschaft der Kran¬ 
kenpflegerinnen und -pfleger stattfan¬ 
den. Die Veranstalter hatten im Vorfeld 
beschlossen, dass die Veranstaltungen 
in New York ganz bewusst nicht auf 
die Kuba-Solidaritäts-Szene abzielen 
sollten. Die Idee war vielmehr, Jorgito 
gezielt an solchen Orten über die Ge¬ 
sundheitsversorgung in Kuba sprechen 
zu lassen, die von den katastrophalen 
Verhältnissen des US-Gesundheitssys- 
tems gebeutelt sind. 

Die Reaktionen des Publikums 
war dementsprechend von Erstau¬ 
nen und von spontaner Sympathie 
für den Kampf des kubanischen Vol¬ 
kes um eine menschenwürdige Gesell¬ 
schaft geprägt. Die Fortsetzung der 
US-Blockadepolitik gegen Kuba stieß 
überall, wo wir hinkamen, auf Ableh¬ 
nung. Der Wunsch, jenes Land ken¬ 
nenzulernen, in dem Medizin für den 
Menschen eingesetzt wird und nicht 
in erster Linie für die Generierung 
von Profit, war allerorten zu spüren. 
Noch erstaunlicher: Von antikommu¬ 
nistischen Vorbehalten oder zynischer 
„Menschenrechts“rhetorik war keine 
Spur. Dafür dominierte der Eindruck, 
dass die arbeitende Bevölkerung in den 
armen Stadtteilen von New York ihren 
kubanischen Brüdern und Schwestern 
entgegenstrebt. Es gibt sie wirklich, 
die Freundschaft zwischen dem kuba¬ 
nischen und dem US-amerikanischen 
Volk. Ein eloquenter, revolutionärer, 
mitreißender Jorgito hat ein Fass vol¬ 
ler Solidarität zum Übersprudeln ge¬ 
bracht. 

Auf der kleinen Tournee nahmen 
die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer der Veranstaltung insgesamt 170 
DVDs von „Die Kraft der Schwachen“ 
mit. Die Verkaufserlöse der DVD, die 
übrigens auch im UZ-Shop erhältlich 
ist, werden für die Gegenfinanzierung 
für das nächste Reisevorhaben ver¬ 
wendet. Ziel ist dann Deutschland: 
Jorgito kommt nämlich zum UZ-Pres¬ 
sefest vom 1. bis 3. Juli und wird dort 
unter anderem in der Casa Cuba be¬ 
geistern. 

Tobias Kriele 


Rio de Janeiro: Olympia bleibt Olympia 

Am 5 . August werden die XXXI. Olympischen Sommerspiele eröffnet 


W ie so oft im „Vorfeld“ ver¬ 
melden auch diesmal die 
Medien vornehmlich Hi¬ 
obsbotschaften. Zugegeben: Vor ei¬ 
nigen Tagen stürzte ein eben errich¬ 
teter Küstenradweg ein, aber in ei¬ 
nem Land, in dem der Flughafen der 
Hauptstadt mit mindestens sechsjäh¬ 
riger Verspätung eröffnet wird, sollte 
man sich darüber nicht so ereifern, 
wie es „Bild“ (27.4.16) zum Beispiel 
tat: „100 Tage vor Olympia - und noch 
1 000 Probleme - Bau-Pfusch, politi¬ 
sches Chaos, Zika und eine Kloake 
als Sportstätte: In Rio de Janeiro dro¬ 
hen Jammer- statt Sommerspiele. ,Ich 
wünschte, diese verdammten Olympi¬ 
schen Spiele würden ausfallend Wut¬ 
entbrannt schimpfte ein , Carioca 4 , ein 
Bewohner Rios, vor wenigen Tagen in 
die TV-Kameras. Mit seiner Wut ist er 
am Zuckerhut nicht allein. Goldene 
Zeiten hatte man der Metropole vo¬ 
rausgesagt, als klar wurde, dass mit 
dem Weltjugendtag 2013, dem Fuß- 
ball-WM-Finale 2014 und als Krö¬ 
nung den Olympischen Sommerspie¬ 
len 2016 gleich drei Weltereignisse an 
der Copacabana steigen würden (...) 
Jetzt, 100 Tage vor der Olympia-Eröff¬ 
nung, ist die Ernüchterung groß und 
die Stimmung so grau wie die derzei¬ 
tigen Regenwolken über der Sieben- 


Millionen-Einwohner-Stadt. Jüngster 
Grund der Depression: Eine starke 
Welle reichte aus, um ein 50 Meter 
langes Teilstück des Olympia-Küsten¬ 
radwegs einstürzen zu lassen. (...) Die 
Lagunen um das Olympische Dorf und 
die olympische Ruderstrecke sind wei¬ 
ter verdreckt. (...) Noch dramatischer 
ist die Wasserqualität im Segelrevier, 
der malerischen Guanabara-Bucht. 
Fäkalien und multiresistente Keime - 
Wassertests fielen bisher katastrophal 
aus. Wegen der Wirtschaftskrise sind 
die Kassen leer; rund fünf Milliarden 
Euro Steuern fehlen 2016. Rio lebt 
vom Öl- und Gasgeschäft, doch die 
Energiepreise sind abgestürzt. (...) 
Lehrer streiken, Krankenhäuser ma¬ 
chen dicht. (...) Die letzten Reserven 
hat das Land nun in die Fertigstellung 
der U-Bahn gesteckt. Sie soll Mitte 
Juli, drei Wochen vor Olympia, fertig 
werden. Wenn nicht, müssen Touris¬ 
ten mit Pendelbussen zum 40 Kilome¬ 
ter vom Zentrum entfernt liegenden 
Olympiapark anreisen.“ 

„Bild“ sparte also nicht am vor¬ 
olympischen Katastrophenbild und 
tat obendrein so, als würden in der 
Bundesrepublik weder Lehrer, noch 
Krankenschwestern und Ärzte strei¬ 
ken und als wäre „Armut“ in der BRD 
ein Fremdwort. Wer einen Blick in die 


Geschichte der Olympischen Spiele 
wirft, würde erfahren, dass Montreal - 
Ausrichter der Spiele 1976 - 30 Jahre 
brauchte, um die letzten Schulden zu 
begleichen. Die Baukosten waren dort 
von den ursprünglich veranschlagten 
250 Millionen auf 700 Millionen Dol¬ 


lar gestiegen. Die Kanadier wollten 
damals sogar die Schwimmwettbe¬ 
werbe erst im Herbst austragen, was 
das IOC aber ablehnte. Dass Olym¬ 
pia für die Gastgeberstädte längst ein 
Defizit-Unternehmen ist, wissen viele. 
Was wiederum nicht heißt, dass nie¬ 
mand an ihnen verdient. Die Sponso¬ 
ren - in Rio: Nissan, Bradesco, Coca 
Cola, Atos, Dow, General Electric, Mc¬ 
Donalds, Omega, Panasonic, Procter & 
Gamble, Samsung, Visa - zahlen zwar 
in die Olympiakasse, sind aber am 


Ende die großen Gewinner, weil die 
Werbung unter den fünf Ringen zu 
enormen Gewinnen führt. Aber: Auch 
wenn das Fest Mängel aufweisen soll¬ 
te, es bleibt in einer Welt der morden¬ 
den Kriege und der Millionen Flücht¬ 
linge ein Fest des Friedens! Zum Bei¬ 
spiel: Die Idee des IOC, in Rio eine 
Mannschaft der aus ihrer Heimat ver¬ 
triebenen Flüchtlinge starten zu las¬ 
sen, dürfte dazu beitragen. Das wurde 
bei „Bild“ natürlich nicht erwähnt. 

Klaus Huhn 




























